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Gemeinderath. 


Sitzungen des Gemeinderathes. 


Dienstag, den 18. October 1892, 5 Uhr Nachmittags. 
Freitag, den 21. October 1892, 5 Uhr Nachmittags. 


Stenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 11. October 
1892 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Johann 
Nep. Prix und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert 
| Richter. 


Dürgermeifler Dr. Prix: Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Herr Gem.⸗Rath v. Stummer entſchuldigt ſein Aus⸗ 
bleiben von der Sitzung. 

Zur Kenntnis. 

2. Der verſtorbene Dr. Richard Herz hat für die Armen 
Wiens 100 fl. legiert. 

Wird der Dank votiert. 

3. Der Ingenieur Friedrich Horſchitz hat anlässlich der 
Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien 100 fl. für die Armen 
Wiens geſpendet. 

Wird der Dank votiert. 

4. Der dermatologiſche Congreſs dankt der Stadt Wien für 
die ihm zutheil gewordene überaus ehrende Aufnahme. 

Zur Kenntnis. 

Ich habe die Ehre, einige Interpellationen zu beantworten. 


5. In der letzten Sitzung hat Herr Gem.-Rath Hipp eine 


Interpellation geſtellt, wie es komme, daſs auf den Märkten im 


XVI. Bezirke, am Großmarkte ebenſo wie am Detailmarkte, die 
Waren mit durchſichtigen Stoffen bedeckt werden müſſen, und ob 
das nicht zu ändern wäre. 

Ich habe in unrichtiger Auffaſſung der Interpellation geant- 
wortet, dafs die Durchführung des Zudeckens ſich nur auf die 
Waren innerhalb der Betriebsſtätten bezieht, nicht aber auf die 
Märkte. 

Inſoferne alſo im XVI. Bezirke ein Großmarkt iſt, iſt der⸗ 
ſelbe ebenſo zu behandeln, wie die übrigen Großmärkte in Wien, 
wo die Anordnung, das die Waren zuzudecken find, nicht beſteht. 
In dieſem Sinne wird das Bezirksamt auch informiert werden. 
(Rufe links: Aber die Strafen!) Die Folgen werden ſich ja ergeben. 

6. Herr Gem.⸗Rath K. M. Mayer hat mich in Angelegen- 
heit der Tramway interpelliert, und ich habe die Ehre, auf Grund 
der gepflogenen Erhebungen Folgendes zu antworten: 

Was die Fahrmittel betrifft, ſo hat der Stadtrath bereits 
anläſslich der Begutachtung der Winter-Fahrordnung für das Jahr 
1892/93 auf die von der Geſellſchaft beliebte, faſt totale Um- 
wälzung der bisherigen Verkehrseinrichtung hingewieſen und ſeine 
Zuſtimmung zu dieſer Fahrordnung verweigert. Die Statthalterei 
hat jedoch zufolge Erlaſſes vom 1. October d. J. dieſe Fahr⸗ 
ordnung genehmigt. Es iſt daher ſeitens des Magiſtrats-Referenten 
an den Stadtrath der Antrag geſtellt worden, dagegen den Recurs 
zu ergreifen. 

Was die an den Tramwaywaggons anzubringenden Schutz⸗ 
vorrichtungen betrifft, hat die Statthalterei mit den Erläſſen vom 
Juli und September eröffnet, dass es bisher nicht gelungen iſt, 
eine Solche Vorkehrung zu finden, welche in vollkommen verläſslicher 
Weiſe das Erreichen des angeſtrebten Zweckes ſichern würde. Es 
wurde hingewieſen, dass eine derartige Schutzvorrichtung, von 
welcher ſeitens der Fachbehörde erwartet wird, daſs fie dieſem 
Zwecke unter den bisher vorgeſchlagenen verhältnismäßig am beſten 
entſprechen werde, derzeit bei 50 Wagen der Geſellſchaft in Ver— 
wendung ſteht und erſt erprobt werden müſſe. Hierüber iſt an den 
Stadtrath berichtet worden. 
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Was die ins Leben getretene Anordnung betrifft, wonach bei 
den Tramwaywagen nur mehr ein Zugang für das Ein- und Aus⸗ 
ſteigen offengelaſſen wird, jo iſt dem Magiſtrate hierüber eine 
ämtliche Mittheilung noch nicht zugekommen. (Hört! Hört!) Aus 
den Tagesblättern iſt zu erſehen, daſs dieſe Anordnung im Hinblick 
auf die Choleragefahr aus ſanitären Rückſichten von der Polizei⸗ 
Direction getroffen wurde. Es mufs das Einlangen der ämtlichen 
Verſtändigung abgewartet werden, die ja hoffentlich eintreten wird. 
Übrigens iſt das Bauamt bereits angewieſen, über die Zweck— 
mäßigkeit oder Unzweckmäßigkeit dieſer Maßregel zu berichten. 

7. Eine Interpellation des Herrn Gem. -Rathes Gräf betrifft 
die Abſtellung der Schülerkarten bei der Tramway. Ich habe hier— 
über im kurzen Wege beim Secretariat der genannten Geſellſchaft 
Erkundigungen eingeholt und folgende Auskunft erhalten: Das 
Inſtitut der Schülerkarten für Schüler von 10 bis 14 Jahren 
beſteht nach wie vor aufrecht. Es kann ſich daher nur um ſolche 
Schüler handeln, die das 14. Jahr bereits überſchritten haben. 
Solche Schüler können auch fernerhin der Schülerkarten theilhaftig 
werden, doch müſſen fie ein Mittelloſigkeits⸗ oder Armutszeugnis 
beibringen. Aber auch dann noch behält ſich die Direction vor, 
fallweiſe die Bewilligung zu geben. Die Direction wird gewifs die 
weitgehendſte Rückſicht obwalten laſſen. Zu dieſer Maßregel iſt die 
Direction der Geſellſchaft aus dem Grunde geſchritten, weil die 
Ausgabe von Schülerkarten ſolche Dimenſionen annahm, daſs da— 
durch der neue Fahrtarif illuſoriſch zu werden drohte, indem der 
Preis auf jeder Strecke 5 kr. beträgt, vor dem neuen Tarife aber 
6 bis 10 kr. betragen hat; es ſollte mit dieſer Maßregel auch 
der Überfüllung vorgebeugt werden. Eine Verpflichtung, ſolche 
Karten auszugeben, beſteht nicht. 

Ich bitte, die Einläufe bekanntzugeben. 


Schriftführer Gem.⸗Nath Janotta (verliest nachſtehende 
Einläufe): 


8. Anfrage des Gem.-Nathes Wünſch: 

Im Schulbezirke Währing beſtehen derzeit bereits ſechzehn Spätclaffen 
und für das nächſte Schuljahr iſt ein Zuwachs von mindeſtens 400 ſchul⸗ 
pflichtigen Kindern zu gewärtigen. Ju Würdigung dieſer Umſtände hat der 
Gemeinderath für die Erbauung einer Schule im XVIII. Bezirke bereits in 
das Präliminare pro 1892 den Betrag von 60.000 fl. eingeſetzt und das Project 
in der Gemeinderaths⸗Sitzung vom 5. Juli d. J. genehmigt. 

Obgleich nun die Eröffnung dieſer Schule ſchon im nächſten Schul⸗ 
jahre eine dringende Nothwendigkeit iſt, wurde bis heute das Referat über 
die Detailpläne und den Koſtenvoranſchag noch immer wicht im löblichen Stadt⸗ 
rathe erſtattet. | 

Die Gefertigten ftellen ſomit an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage: 

Warum wurde dieſe ſo dringende Angelegenheit 
bisher noch nicht dem Gemeinderathe zur Beſchluſs⸗ 
faſſung vorgelegt? 

Vürgermeiſter: Die Detailpläne für dieſe Schule liegen bei 
der Buchhaltung und dürfte demnächſt die Angelegenheit im Stadt- 
rathe erledigt werden können. 


Schriftführer Gem.⸗Nath Janotta (liest): 
9. Interpellation des Gem.-Nathes Zweig: 


Bis zur Einführung des ſogenannten Zonentarifes, d. i. ſeit 1. Jänner 
d. J., hat die Wiener Tramway-⸗Geſellſchaft Abonnementskarten zu zehn Stück 
a 8 kr. herausgegeben. Seit Einführung des neuen Zehnkreuzer⸗Tarifes werden 
wohl Abonnementskarten abgegeben, jedoch nur zu zwanzig Stück in zwei Heften 
à zehn Stück zum Preiſe von 9 kr. per Stück. 

Nicht jeder Unbemittelte, der auch die Tramway benützen mufs, iſt in 
der Lage, um einen Kreuzer per Fahrt zu erſparen, gleich zwanzig Karten im 
vorhinein mit 1 fl. 80 kr. zu bezahlen; es werden daher wenig Abonnements⸗ 
karten benützt und ſo die Begünſtigung des einen Kreuzers illuſoriſch gemacht. 

Ich will die Gründe nicht unterſuchen, warum die Tramway-Geſellſchaft 
nicht weniger als zwanzig Stück Abonnementskarten au eine Perſon verkauft; 
finanzielle Gründe dürften hiebei ſicher nicht maßgebend ſein, ſondern der 
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Grund in dem liegen, daſs das Publicum überhaupt Abonnementskarten nicht 
benützen ſoll. 


Aus dem Angeführten erlaube ich mir an den Herrn Bürgermeiſter die 


Bitte zu ſtellen: 

Ob derſelbe nicht geneigt wäre, bei der Wiener 
Tramway-Geſellſchaft dahin zu wirken, daſs Abonne— 
mentsfarten zu zehn Stück, wie dies durch eine lange 
Reihe von Jahren der Fall war, wieder ausgegeben 
werden und der Zwang, daſs nur zwanzig Stück ab— 


gegeben werden, aufgehoben wird. 


Nürgermeiſter: Wird in der nächſten Sitzung beantwortet 
werden. 


Schriftführer Gem.-Aath Janotta (liest): 
10. Interpellation des Gem.-Nathes Steiner: 


Laut Zeitungsberichten wurden vier Gemeinderäthe, welche angeblich der 
deutſch⸗liberalen Partei angehören, vom Herrn Bürgermeiſter zu Sparcaſſa⸗ 
directoren ernannt. 


Nachdem nun aus den Zeitungsberichten nicht erſichtlich iſt, ob dieſelben 
Gehalte oder Diäten beziehen, ſo ſtellt der Gefertigte die Anfrage: 

Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, Aufklärung 
darüber zu geben, ob dieſe vier Gemeinderäthe 
als Sparcaſſadirectoren Gehalte oder Diäten und 
in welcher Höhe beziehen? (Gelächter.) 


Bürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf Folgendes zu 
erwidern: Die Gemeinderäthe find nicht zu Sparcaſſa⸗Directoren 
ernannt worden. Es iſt das eine ganz falſche Auffaſſung der 
Sache, ſondern die Sache ſteht ſo: Nach den Statuten und der 
Geſchäftsordnung für die Sparcaſſen iſt der Bürgermeiſter der 
Stadt Wien Mitglied der Direction und des Ausſchuſſes und 
zugleich Obmann des Ausſchuſſes. Da aber der Bürgermeiſter 
nicht in der Lage iſt, dieſe Pflichten bei vier Gemeindeſparcaſſen 
zu erfüllen, wurde die weitere Beſtimmung aufgenommen, dafs er 
das Recht hat, in dieſer ſeiner Eigenſchaft durch Delegierte ſich 
vertreten zu laſſen. Ich habe mir nun erlaubt, vier Herren als 
Delegierte des Bürgermeiſters in dieſer genannten Eigenſchaft für 
die Sparcaſſen zu beſtellen. (Gem.⸗Rath Hawranek: Wahr⸗ 
ſcheinlich die Tüchtigſten!) 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daſs die Herren keinerlei Gehalt oder 
Diäten beziehen, ſondern das Amt iſt ein vollſtändig unentgelt⸗ 
liches. Die Auswahl, die ich getroffen habe, ſteht natürlich mir 
zu, wogegen wohl von keiner Seite eine Einwendung erhoben 
werden kann. (Rufe links: O ja! — Heiterkeit rechts.) 


Schriftführer Gem.-Rath Janotta (liest): 


11. Anfrage des Gem.⸗Nathes Hipp an den Herrn 
Bürgermeiſter: 

Im VIII. Bezirke, Joſefſtädterſtraße Nr. 93, befindet ſich die Volks⸗ 
und Bürgerſchule, beſtehend aus 25 Lehrzimmern, nebſt Turn- und Zeichen⸗ 
ſaal, mit durchſchnittlich 50 Schülern, in Summe 1250. 

Für dieſe ſämmtlichen Lehrräume iſt nur ein einziger Schuldiener ange⸗ 
ſtellt. Es wird deshalb niemanden befremden, dafs die Reinigung eine ſehr 
mangelhafte iſt, da es bei dieſer Anzahl Zimmer von einer Perſon nicht beſſer 
gefordert werden kann. 

Man ſollte meinen, daſs bei der ſtrengen Handhabung der Sanitäts⸗ 
verordnungen dieſer Übelſtand ſchon längſt bemerkt und mindeſtens die Bei⸗ 
ſtellung eines zweiten Dieners veranlaſst worden wäre. 

Da ſelbes jedoch trotz der heute beſtehenden Choleragefahr nicht geſchehen 
iſt, ſo ſtelle ich an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage: 

1. Hat der Herr Bürgermeiſter Kenntnis von 
dieſem Ubelftande ? und 2. iſt der Herr Bürgermeiſter 
geneigt, für raſche Abhilfe zu ſorgen? 


Bürgermeifler: Ich werde in der nächſten Sitzung dieſe 
Interpellation beantworten. 
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Schriftführer Gem.⸗Rath Janokta (liest): 
12. Antrag des Gem.-Nathes Steiner und Genoſſen: 
Zufolge Beſchluſſes des Wiener Stadtrathes vom 20. d. M., Z. 4869, 
wurde dem Auſuchen des Weinbauvereines von Sievering um Bewilligung 
einer Subvention nicht ſtattgegeben. | 
In Erwägung, daßs laut Gemeinderaths⸗Beſchluſſes dem obgenannten 
Weinbauvereine ein ſtädtiſches Grundſtück im Ausmaß von 12000 Oe in muni⸗ 
ficenter Weiſe um den Jahresbetrag von 10 fl. zur Anlage einer amerikaniſchen 
Rebſchule verpachtet wurde, 

in Erwägung, daßs die Anpflanzung eines Mutterweingartens, das Rigolen, 
Setzen, Ankauf der Pfähle einen Koſtenbetrag von gering 800 fl. erheiſcht, 

in Erwägung, daßs durch die traurige wirtſchaftliche Lage die Weinb au⸗ 
treibenden in Ober⸗ oder Unter⸗Sievering, da deren Weingärten durch die 
Reblaus zerſtört und deren Exiſtenz in Frage geſtellt, die heurige Ernte durch 
Winterfroſt und Hagel total vernichtet iſt, nicht in der Lage ſind, die Mittel zur 
Anpflanzung eines Mutterweingartens aufzubringen, fo erlauben ſich die Ge— 
fertigten folgenden Antrag: 8 

1. Dem Weinbauvereine der ehemaligen Gemeinde 
Ober⸗ und Unter-Sievering iſt zur Anpflanzung eines 
Mutterweingartens im Verhältniſſe zum Complex eine 
entſprechende Subvention zu bewilligen. 

2. Dieſer Antrag iſt nicht dem nach ſeinem eigenen 
Ausſpruche bauerufeindlichen Herrn Magiſtratsrath 
Dr. Ferdinand Kronawetter, ſondern einem dieſe wich— 
tige Angelegenheit objectiv behandelnden Magiſtratsxath 
zuzu weiſen. 

Bürgermeiſter: Der Antrag geht, was Punkt 1 betrifft, an 
den Stadtrath. Bezüglich des zweiten Punktes habe ich nichts zu 
verfügen. Die Zuweiſung der Geſchäfte ſteht dem Bürgermeiſter 
zu und ich werde mir von niemandem derlei Forderungen ſtellen 
laſſen. 


Schriftführer Gem.⸗Rath Janotta (liest): 

13. Antrag des Gem.⸗Rathes Ziegelwanger: 

Im XIII. Bezirke, Baumgarten, Bahngaſſe, befinden ſich ſieben Häuſer, 
Or.⸗Nr. 11 bis 23. Dieſe ſiebeu Häuſer haben ihren Zugaug von der rückwärts 
an der Bahn liegenden kleinen, ſehr engen Gaſſe. 

Von Seite der früheren Gemeinde Baumgarten wurde dieſen Haus⸗ 
beſitzern wohl das Bauen geſtattet, da dieſelbe den Bauconſens hiezu gab, jedoch 
für einen Straßenzug wurde keine Sorge getragen, trotzdem die betreffenden 
Hausbeſitzer oftmals bittlich au die beſtandene Gemeindevertretung herantraten. 
Dieſer Zuſtand wurde jedoch heuer noch bedeutend verſchlimmert, da der an⸗ 
Be Beſitzer feinen Grund, wo die betreffenden Bewohner Zugang hatten, 
abplankte. 

Die betreffenden Hausbeſitzer übergaben mir eine Bittſchrift an den ge⸗ 
ehrten Herrn Bürgermeiſter, welche ich hiemit beilege, und ich erlaube mir den 
Antrag zu ſtellen: 

Daſs dieſe Petition gewürdigt wird, daſs der 
Magiſtrat und das Stadtbauamt beauftragt werden, 
mit dem fraglichen Grundbeſitzer in Unterhandlung 
zu treten, damit endlich einmal die Bahngaſſe in Baum— 
garten durchgeführt und dieſem ſchreienden Übelſtande 
abgeholfen werde. 


Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.⸗Nath Janotta (liest): 

14. Antrag des Gem.⸗Nathes K. J. Müller und Ge⸗ 
noſſen: 

Die im Kriegsjahre 1866 in Wien ihren Wunden und der Epidemie 
erlegenen deutſchen und öſterreichiſchen Soldaten wurden in mehreren Gräbern 
am Friedhofe St. Marx beerdigt. Der Wiener Bürger Herr Franz Wagner, 
Armenrath ꝛc., hat dieſe Gräber mit Kreuzen geziert und ſchmückt ſelbe zu Aller⸗ 
heiligen mit Blumen, Kränzen und Lichtern. We 

Nachdem jedoch dieſer Friedhof zur Auflaſſung beſtimmt iſt, ſtellen die 


Gefertigten den Antrag: | 

Der löbliche Gemeinderath beſchließe, daſs die 
Gebeine der dort ruhenden Krieger geſammelt, am 
Central⸗-Friedhofe an paſſender Stelle in einem ge 
meinſamen Grabe neuerdings beerdigt werden, dasſelbe 
mit einem Monumente mit darauf Bezug habender 
Inſchrift verſehen werde, ferner daſs der Grabeshügel 
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mit Blumen bepflanzt und erhalten und zu den Feier— 
tagen Allerheiligen und Allerſeelen mit Kranz und 
Lichtern geſchmückt werde, und ſprechen die Meinung 
aus, daſs die Groß-Commune Wien nicht hinter anderen 
Städten und Gemeinden des In- und Auslandes in 
Betreff der Pietät zurückbleiben darf. 

Nürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Wir ſchreiten zur Tagesordnung; ich erſuche den Herrn Gem. 


Rath Dr. Vogler zum Referate. 


15. Referent Gem.-Nath Dr. Vogler: Nummer 178 der 
Beilagen. Den Anlaſs zu dem vorliegenden Referate bietet eine 
Note des Präſidiums des Abgeordnetenhauſes, in welcher die 
Gemeindevertretung der Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien auf- 
gefordert wird, über die Regierungsvorlage, betreffend die allgemeine 
Erwerbſteuer und den Erwerbſteuerentwurf, ein Gutachten abzu⸗ 
geben. Um nun dieſe Aufgabe zu löſen, iſt es nothwendig, mit 
kurzen Worten auf die ganze Steuerreform zurückzukommen, welche 
von Seite des gegenwärtigen Herrn Finanzminiſters Dr. Stein- 
bach geplant wird. Der Grundgedanke dieſer Steuerreform liegt 
meines Erachtens in zwei Momenten: einerſeits in der Einführung 
der progreſſiven Perſonaleinkommenſteuer, einer Steuer, die wir 
bisher nicht gehabt haben, denn unſere jetzige ſogenannte Ein- 
kommenſteuer iſt keine Perſonaleinkommenſteuer, und andererſeits 
in dem Umſtande, daſs durch dieſe neue Steuer keine Mehr- 
belaſtung der Bevölkerung eintreten ſoll, beziehungsweiſe der Staat 
erklärt, auf jedes Mehrerträgnis aus dieſer Steuer zu Gunſten der 
Steuerträger zu verzichten. 

Die Regierungsvorlage verbindet mit der Perſonaleinkommen— 
ſteuer ein Syſtem von Ertragſteuern. Unter einer Ertrag⸗ 
ſteuer iſt eine ſolche zu verſtehen, welche eine beſtimmte Steuer— 
quelle in Anſpruch nimmt und aus dieſer die Abgabe, die Steuer 
ſchöpft. Die Ertragſteuer haftet ſozuſagen an dem Object, während 
die Perſonaleinkommenſteuer dem Subjecte folgt. Die Ertragſteuer 
iſt in mancher Beziehung infolge deſſen im Nachtheil gegenüber 
der Perſonaleinkommenſteuer, weil nur die letztere als eine wirklich 
vollkommen gerechte angeſehen werden kann. Die Perſonalein— 
kommenſteuer folgt der individuellen wirtſchaftlichen Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Steuerträgers, was bei der Ertragſteuer nicht der 
Fall ſein kann. Nehmen wir z. B. die Gebäudeſteuer; dieſelbe 
wird eingehoben von dem Erträgnis des Hauſes ohne Rückſicht 
darauf, ob der betreffende Hauseigenthümer wirklich etwas von 
ſeinem Hauſe bezieht, ob ihm etwas übrig bleibt von dem, was 
er aus der Vermietung des Hauſes einnimmt. Von einer Gewerbe— 
Unternehmung wird die Erwerbſteuer bemeſſen, ohne Rückſicht 
darauf, ob der Gewerbsmann wirklich ein Einkommen aus dieſem 
Gewerbe bezieht; es ſind ja auch bei lucrativen Unternehmungen 
Fälle denkbar, daſs in irgendeinem Jahre ein Einkommen aus dem 
Gewerbe nicht gezogen werden kann, trotzdem mujs die Erwerb— 


ſteuer als Ertragſteuer gezahlt werden. 


Es wäre nun das richtigſte, lediglich eine Perſonaleinkommen⸗ 
ſteuer einzuführen, dieſelbe ebenſo wie es hier vorgeſchlagen iſt, 
progreſſiv zu geſtalten und daneben alle Ertragſteuern vollkommen 
zu beſeitigen. Das iſt aber im gegebenen Momente gewißs nicht 
möglich, weil jede Erfahrung bezüglich des zukünftigen Ergebniſſes 
der Perſonaleinkommenſteuer fehlt, und weil es daher ein großer 
Leichtſinn von Seite des Staates wäre, wenn er ohneweiters 
dieſen Gedanken erfaſſen wollte. Ich glaube daher, daſss die 


Regierungsvorlage mit vollem Rechte dieſes Syſtem der Ertrag— 
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ſteuern noch beibehält. Als ſolche gelten die Grund- und Gebäude⸗ 
ſteuer, bezüglich welcher eine Reform dermalen nicht geplant iſt, 
weil dieſelben ohnedies auf neueren Geſetzgebungsacten baſieren. 
Als ſolche gelten weiters die allgemeine Erwerbſteuer, dann die 
beſondere Erwerbſteuer von den zur öffentlichen Rechnungslegung 
verpflichteten Unternehmungen, die Beſoldungsſteuer und die 
Rentenſteuer. 

Die Regierungsvorlage will nun, daſs durch die Perſonal⸗ 
einkommenſteuer ein Mehrerträgnis für den Staat nicht erwachſen 
foll, beziehungsweiſe dasjenige, was dieſe Steuer ergibt, ſoll nach 
Abſchlag eines gewiſſen Pauſchalbetrages für die Erhöhung der 
Veranlagungskoſten — und dieſelben werden mit 1,200.000 fl. ange⸗ 
nommen — und nach Abſchlag eines gewiſſen Zuwachspercentes, 
welches naturgemäß durch die Vermehrung der Bevölkerung ſich ergibt, 
zu Steuernachläſſen für einige Ertragſteuern, nämlich bei der Grund— 
und Gebäudeſteuer einerſeits und bei der Erwerbſteuer andererſeits 
verwendet werden. Dieſer Gedanke iſt jedenfalls ein ſehr hübſcher, 
und es iſt die einzige Möglichkeit, mit dem großen Werke der 
Steuerreform zu reuſſieren, wenn dieſer Gedanke in ſeiner vollſten 
Conſequenz auch zum Durchbruche gelangt. Denn, dass die Be—⸗ 
völkerung eine Mehrbelaſtung nicht mehr erträgt, liegt auf der 
Hand. 

Ich werde mir nunmehr erlauben, auf den eigentlichen Gegen— 
ſtand des Referates ſelbſt einzugehen, und erlaube mir da Folgendes 
vorauszuſchicken. Es iſt ganz ſicher, daſs die Gemeinde auch ein 
Intereſſe hat, die übrigen Theile der Regierungsvorlage, insbe— 
ſondere die Perſonaleinkommenſteuer, Rentenſteuer u. ſ. w. einer 
Erörterung zu unterziehen. Der Stadtrath hat aber gemeint, dafs 
das im Zuſammenhange mit dem gegenwärtigen Acte nicht geſchehen 
ſoll, aus formalen und materiellen Gründen. In formaler Be⸗ 
ziehung find wir heute von Seite des Präſidiums des Abgeordneten- 
hauſes aufgefordert, ein Gutachten ſpeciell nur über die Erwerb— 
ſteuer abzugeben, und es geht kaum recht an, mit dieſem „Gut⸗ 
achten“ eine „Petition“ zu verbinden, die ſich auf andere Gegen— 
ſtände der Regierungsvorlage erſtreckt. Ein anderer materieller 
Grund aber liegt darin, daS gegenwärtig der Magiſtrat noch nicht 
das vollſtändige Material beiſammen hat, aus welchem ſich die 
Rückwirkung der Regierungsvorlage in ihren übrigen Theilen auf 
die Gemeinde Wien und ihre Finanzen ermeſſen ließe, und dais 
wir infolge deſſen heute nicht in der Lage ſind, mit einer ganz 
concreten und beſtimmten Vorlage an den Gemeinderath zu treten. 
Ich möchte die Herren daher auch bitten, bei ihren folgenden Er— 
örterungen ſich womöglich auf den Gegenſtand zu beſchränken, der 
hier zur Debatte ſteht, d. i. die Erwerbſteuer und der Erwerb— 
ſteuertarif, dagegen abzuſehen von einer Erörterung bezüglich der 
übrigen Steuervorlagen. 

Was nun die allgemeine Erwerbſteuer betrifft, ſo werde 
ich mir erlauben, in kurzen Zügen die Hauptprincipien der⸗ 
ſelben zu erörtern, und da mußs in erſter Linie auf das 
Princip der CTontingentierung hingewieſen werden. Durch 
die Contingentierung wird eine dauernde Feſtſetzung der Steuer— 
ſumme, welche die betreffende Steuer ergeben ſoll, hergeſtellt. 
Dieſe Contingentierung, welche die neuere Finanzwiſſenſchaft ſehr 
begünſtigt, hat weſentliche Vortheile und der allerweſentlichſte iſt 
der, daſs dadurch das fortwährende Anziehen der Steuerſchraube 
hintangehalten wird. Der Staat bekommt eine gewiſſe Summe, 
das Contingent, darüber hinaus hat er nicht das Recht, die Steuer 
einzuheben; und das iſt gewiſs von Vortheil für die Steuerträger, 
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die damit eine Grenze für ihre Steuerleiſtung gegeben ſehen. Es 


entſpricht auch die Contingentierung dem conſtitutionellen Principe, 
welches verlangt, dafs die Volksvertretung über die Summe ent— 
ſcheide welche in den Steuereingängen der Regierung zur Verfügung 
geſtellt werden ſoll, und mit voller Sicherheit und ziffernmäßig kann 
das nur durch die Contingentierung geſchehen. Die Contingentierung 
fördert aber andererſeits auch die Solidarität der Intereſſen der 
Steuerträger ein Moment, welches gleichfalls zu Gunſten derſelben 
in die Wagſchale fällt. 

In der Regierungsvorlage iſt nun die Contingentierung der 
allgemeinen Erwerbſteuer in der Art gedacht, daſs die Erwer b— 
ſteuer⸗Hauptſumme, d. i. jene Summe, welche der Staat 
für das erſte Jahr erhalten ſoll nach Einführung dieſer neuen 
Steuer, gebildet werden ſoll aus dem Erträgniſſe der Erwerbſteuer, 
das im Jahre 1893 aus der jetzigen alten Erwerbſteuer reſultiert, 
plus der Einkommenſteuer erſter Claſſe und theilweiſe auch zweiter 
Claſſe (inſoferne früher Beſchäftigungen in der zweiten Claſſe ein: 
gereiht waren, welche nunmehr gleichfalls der Erwerbſteuer unter— 
liegen ſollen). Dazu ſoll ferner kommen ein 2·4percentiger Zuſchlag, 
welcher nach Annahme der Regierungsvorlage dem jährlichen Zu— 
wachſe der Bevölkerung, beziehungsweiſe der jährlichen Zunahme 
dieſer Steuer entſpricht. In Zukunft ſollen aber von dieſer Erwerb— 
ſteuer⸗Hauptſumme die Nachläſſe abgezogen werden. Das ſind jene 
Nachläſſe, welche dadurch eintreten, daſs der Staat den Steuer⸗ 
trägern das geſammte Erträgnis der Perſonaleinkommenſteuer 
abzüglich der Veranlagungskoſten überlässt. Dieſe Nachläſſe ſollen 
nach der Regierungsvorlage, beziehungsweiſe deren Motiven, ſich 
approximativ auf 20 Percent belaufen. | 

Durch diefe Art der Contingentierung wird nun eine gewiſſe 
Stabilität der Steuer hergeſtellt, die auch in Zukunft beibehalten 
werden ſoll. Es ſoll nämlich in Zukunft alljährlich eben nur das 
Zuwachspercent von 2˙4 hinzugeſchlagen und das Contingent vom 
Staate in dieſer Höhe eingehoben werden. 

Wenn dies richtig iſt und unter der Vorausſetzung, das das 
Zuwachspercent richtig berechnet iſt, ſo tritt allerdings für die 
Geſammtheit der Steuerträger durch die allgemeine Erwerb— 
ſteuer, wie ſie hier geplant iſt, eine Mehrbelaſtung nicht ein. 

Neben dem Erwerbſteuer⸗-Hauptcontingente werden Bezirks⸗ 
contingente gebildet, indem jeder Veranlagungsbezirk ein eigenes 
Contingent hat. Wien wird einen eigenen Veranlagungsbezirk bilden 
und daher auch ſein eigenes Contingent haben, für welches die 
geſammten Erwerbſteuerzahler Wiens aufzukommen haben. 

Neben der Contingentierung tritt dann — und das iſt 
der zweite Hauptgrundſatz dieſer neuen allgemeinen Erwerb— 
ſteuer — das Princip der Repartition ein. Dieſelbe ſoll all- 
jährlich erfolgen nach Verhältnis des den Erwerbſteuerpflichtigen von 
der Veranlagungs⸗Commmiſſion, welche Erwerbſteuer-Commiſſion 
genannt wird, auf Grundlage eines Erwerbſteuertarifes zuge— 
meſſenen Steuerſatzes. Über den Erwerbſteuertarif werde ich mir 
erlauben, noch ſpäter hin zu ſprechen. 

Ein drittes Moment, auf welches ich die Herren aufmerkſam 
machen kann, iſt die Einſetzung einer Contingent-Commiſſion. 
Es iſt nämlich natürlich, daſs, wenn das Hauptcontingent, die 
Haupt⸗Erwerbſteuerſumme, welche der Staat vom geſammten Reiche 
einnimmt, in Bezirkscontingente getheilt wird, das nicht für ewige 
Zeiten vollkommen gleich bleiben kann. Es variieren die Verhältniſſe, 
eine Fabrik überſiedelt in einen anderen Bezirk, eine Fabrik ent- 
ſteht neu in einem Bezirke, eine große Actienunternehmung wird 
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irgendwo gegründet, eine andere geht zugrunde. Aus allen dieſen 
Umſtänden ergibt ſich dann die Nothwendigkeit der Verſchiebung 
der Bezirkscontingente. Die Beibehaltung des alten Contingentes 
würde unter dieſen veränderten Umſtänden eine Ungerechtigkeit, eine 
Unbilligkeit involvieren. Deshalb mufs ein Mittel geſchaffen 
werden, die Bezirkscontingente aus ihrer Stabilität herauszureißen 
und eventuell Anderungen eintreten zu laſſen. 

Das iſt nun Aufgabe der Contingent⸗Commiſſion. Dieſelbe ſoll 
beſtehen aus einem vom Finanzminiſter ernannten Vorſitzenden, 
drei vom Herrenhauſe, drei vom Abgeordnetenhauſe gewählten 
und drei vom Finanzminiſter ernannten Mitgliedern. 

Viertens muss ich die Erwerbſteuer-Commiſſionen 
ſelbſt beſprechen. Die Veranlagung dieſer neuen Steuer iſt derart 
gedacht, dafs dieſelbe vollſtändig in die Hand von Commiſſionen 
gelegt wird, in welchen auch den Erwerbſteuerträgern ſelbſt Sitz 
und Stimme eingeräumt iſt. Dadurch verliert der Staat das 
fiscaliſche Intereſſe, welches er an dem Hinaufſchrauben der Steuer 
eventuell hat. Dem Staate kann es vollkommen gleich bleiben, ob 
der A oder der B 100 fl., ob der A 50 der B 50, oder der A 40 
und der B 60 Percent der Steuer bezahlt, wenn er nur ſeine 
100 Percent bekommt. Die Steuercommiſſionen, welche das Geſchäft 
der Veranlagung und Repartition beſorgen ſollen, werden gebildet 
durch einen vom Finanzminiſter ernannten Vorſitzenden und durch 
eine Anzahl von Commiſſionsmitgliedern, deren Hälfte von den 
Steuerträgern ſelbſt, und zwar in Wien durch directe Wahl, 
gewählt werden ſoll. Der vierte Theil dieſer Mitglieder ſoll von 
der Handelskammer gewählt, das letzte Viertel vom Finanzminiſter 
ernannt werden. Bei größeren Bezirken iſt eine Theilung der Com— 
miſſion in Sectionen vorgeſehen. 

Ein weiteres Moment, welches bei dieſer neuen Steuer in die 
Augen fällt, iſt das Princip der Schonung der ſchwächeren 
Elemente. Dieſes Princip tritt dadurch zutage, dafs im § 3 
gewiſſe Befreiungen feſtgeſetzt ſind für wirtſchaftlich ſchwächere 
Elemente, daſs außerdem auch im § 5 dürftigen Gewerbetreibenden, 
welche lediglich mit einem Geſellen oder Lehrjungen arbeiten, ein 
Nachlaſs der Steuer bewilligt werden kann. Nebſtdem werden im 
§ 41 ausnahmsweiſe Befreiungen von der Steuer zugeſtanden. 

Bezüglich des Ortes der Beſteuerung, welcher gleich— 
falls ein weſentliches Moment in der neuen Vorlage bildet, wird 
bei Gelegenheit der Erörterung der Anträge des Stadtrathes aus— 
führlicher zu ſprechen ſein. Ein anderes Princip aber, auf welches 
ich weiterhin nicht mehr zu ſprechen kommen werde, welches ich 
aber doch erwähnen zu müſſen glaube, iſt das der Offentlichkeit 
der Steuerbemeſſung. Sowohl für dieſe Steuer, wie für die 


Perſonaleinkommenſteuer iſt im Geſetze vorgeſehen, dafs die Einſicht. 


in den Steuercataſter jedermann geſtattet iſt. Es hängt dies zum 
Theil mit der Contingentierung zuſammen, welche erfordert, dajs 
der einzelne Steuerträger weiß, was der Nachbar an Steuer bezahlt. 

Was nun die Anträge des Stadtrathes betrifft, ſo erlaube 
ich mir dieſelben kurz zu erläutern. Die Herren beſitzen die ge— 
druckte Vorlage, und ich kann wohl annehmen, dajs Sie dieſelbe 
einem eingehenden Studium unterzogen haben. 

Das Gutachten, welches der Gemeinderath erſtatten ſoll, lautet 
nun nach der Einleitung folgendermaßen (liest): 

„Die Gemeindevertretung der Stadt Wien erblickt in dem 
vorliegenden Geſetzentwurf über die Reform der allgemeinen Er⸗ 
werbſteuer und über den Erwerbſteuertarif einen weſentlichen 
Fortſchritt gegenüber der derzeitigen Gewerbeſteuer-Geſetzgebung. 
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Sie begrüßt vor allem mit Freude die Übertragung der Veran— 
lagungsgeſchäfte an Commiſſionen, welche zum überwiegenden 
Theile aus Steuerträgern zuſammengeſetzt ſein ſollen. Das Princip 
der Contingentierung und Repartition, die auch nach der defini— 
tiven Herabſetzung der als nachlaſsberechtigt erklärten Steuer— 
gattungen aufrecht erhaltene Stabilität der Erwerbſteuer-Haupt⸗ 
ſumme, das im § 28 des Geſetzentwurfes ausgeſprochene Princip 
der Parification, die Aufſtellung eines Erwerbſteuertarifes müſſen 
in ihrem Zuſammenhange als geeignet anerkannt werden, eine 
möglichſt gleichmäßige und gerechte Vertheilung der Steuerlaſt 
herbeizuführen. Auche manche Detailbeſtimmungen des Entwurfes 
find theils für die Gemeinde, theils für die minder krüftigen 
Schichten der gewerbetreibenden Bevölkerung entſchieden vortheilhaft.“ 

Dieſe die Vorlage im allgemeinen kritiſierenden Bemerkungen 
habe ich mir ſchon früher zu begründen erlaubt. In den folgenden 
Abſätzen werden aber nunmehr jene Punkte angeführt, bezüglich 
welcher der Gemeinderath eine Kritik in der Vorlage üben ſoll. 
In dieſer Richtung heißt es (liest): 

„Die von dem Gemeinderathe im Gegenſtande des Gutachtens. 
geltend zu machenden Bedenken und Wünſche beziehen ſich auf 
folgende Punkte: 

1. Nach § 57 des Entwurfes hat in den Steuerjahren 1894 
und 1895 jeder Veranlagungsbezirk als Jahrescontingent an vor- 
zuſchreibender Erwerbſteuer — vorbehaltlich der allen Bezirken 
gleichmäßig zugute kommenden Nachläſſe — einen Betrag aufzu- 
bringen, welcher um 24 Percent höher iſt als die laufende 
Jahresſchuldigkeit, welche die der allgemeinen Erwerbſteuer unter 
worfenen Erwerbsgattungen mit Ausnahme der Hauſier- und 
Wandergewerbe an bisheriger Erwerbſteuer und Einkommenſteuer 
erſter, beziehungsweiſe zweiter Claſſe ſammt außerordentlichen 
Zuſchlage im Veranlagungsbezirke zu entrichten hatten. Für die 
folgenden Veranlagungsperioden iſt die jeweilige geſetzliche Erwerb— 
ſteuer⸗Hauptſumme auf die einzelnen Veranlagungsbezirke nach 
demjenigen Verhältniſſe aufzutheilen, welches in der letztvoran— 
gegangenen Veranlagungsperiode zwiſchen den einzelnen Bezirks— 
contingenten beſtanden hatte. 

Dieſe Beſtimmungen ſind als gerecht und zu einer gleich— 
mäßigen Vertheilung der Steuerlaſt führend nur unter der Voraus— 
ſetzung anzuerkennen, dass das bisherige örtliche Steuerausmaß 
ein gerechtes und der verhältnismäßigen -Leiltungsfähigfeit der 
Steuerpflichtigen der einzelnen Bezirke angemeſſenes iſt; ergibt ſich, 
daſs hierin bisher eine ungerechtfertigte Ungleichmäßigkeit be⸗ 
ſtanden hat, und dafs einzelne Gebietstheile derzeit verhältnismäßig 
überlaſtet ſind, ſo wird dieſe Ungleichmäßigkeit und Unbilligkeit 
für alle Zeiten aufrecht erhalten. 

Nach dem Erwerbſteuerpatent vom 31. December 1812 und 
den bezüglichen Nachtragsvorſchriften wird die Erwerbſteuer in 
Wien nach Claſſenanſätzen erhoben, welche die entſprechenden 
Steuerſätze in den übrigen Landeshauptſtädten um die Hälfte bis 
zu zwei Drittheilen des Ausmaßes der letzteren überragen. Dieſes 
höhere Steuerausmaß mag vielleicht zu Anfang dieſes Jahrhunderts, 
aus welcher Zeit die derzeitigen Erwerbſteuergeſetze herrühren, 
gerechtfertigt geweſen ſein, derzeit iſt es dies aber nicht mehr; die 
Zeiten, in welchen in Wien eine beſſere Erwerbsgelegenheit für 
den Gewerbetreibenden und eine größere Rentabilität der Gewerbe 
als in anderen Städten der Monarchie beſtanden hat, ſind längſt 
vorüber. Die hohe Reichsvertretung ſowie die Landesvertretung 
haben ſich bemüſſigt geſehen, beſondere geſetzliche und finanzielle 
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Verfügungen zu treffen, um der gewerblichen Stagnation in Wien 
abzuhelfen; die Wirkungen dieſer Maßregeln haben ſich noch nicht 
eingeſtellt und werden ſich auch bis zu dem in Ausſicht geſtellten 
Termine der Wirkſamkeit der neuen Steuergeſetze nicht einſtellen; 
und bis die Verhältniſſe in Wien ſich beſſer geſtalten werden, iſt 
auzunehmen, daſs auch die übrigen Städte und Induſtrieregionen 
des Reiches einen Aufſchwung erfahren werden, welcher ſie in 
ihrer dereinſtigen Leiſtungsfähigkeit mit Wien mindeſtens wieder 
gleichſtellen wird. 

Wenn eingewendet werden ſollte, dajs das höhere Ausmaß 
der Erwerbſteuerſätze Wiens durch die Einführung der Einkommen⸗ 
ſteuer auf Grund des Patentes vom 29. October 1849 ſeine Be⸗ 
deutung verloren habe, ſo möge geſtattet ſein, auf die zahlreichen 
Fälle, in welchen die Einkommenſteuer nur mit dem Drittel der 
Erwerbſtener bemeſſen wird, ſowie darauf hinzuweiſen, dass die 
Erwerbſteuer⸗Vorſchreibung nach den Gepflogenheiten der hieſigen 
Steuerbehörden nicht nur mit der Einkommenſteuer-Bemeſſung 
gleichen Schritt gehalten hat, ſondern häufig ihr vorausgeeilt iſt, 
und dass auch bei der Einkommenabſchätzung die höheren Erwerb— 
ſteuerſätze Wiens zu der Annahme einer vergleichsweiſe höheren 
Ertragsfähigkeit der in Wien beſtehenden induſtriellen Unternehmungen 
noch zu einer Zeit geführt haben und führen, wo dieſe Annahme 
nicht mehr zutrifft. Durch die Ausbreitung und Vervollkommnung 
der Verkehrsmittel ſind eben den Induſtriellen und Kaufleuten der 
anderen Städte und Induſtriecentren alle die Bezugsquellen, 
Abſatzwege, techniſchen und commerciellen Behelfe und Hilfsmittel 
verfügbar geworden, welche vielleicht in früherer Zeit nur der 
Hauptſtadt zugebote geſtanden ſein mochten, ganz abgeſehen von 
anderen politiſchen und fiscaliſchen Einflüſſen, die das Empor⸗ 
blühen und den Wohlſtand der Stadt Wien im Vergleiche zu 
anderen Orten ungünſtig beeinfluſst haben. 

Die Mehrbelaſtung der Wiener Bevölkerung in Bezug auf 
die Erwerbſteuer geht nicht nur aus dem unverhältnismäßig hohen 
Betrage an directen Steuern, der auf jeden Kopf der hieſigen 
Bevölkerung entfällt, ſondern auch aus dem hohen Betrage der 
Rückſtände gerade an der Erwerb- und Einkommenſteuer hervor, 
welche ungeachtet des hier beſtehenden energiſchen Executions⸗ 
verfahrens und ungeachtet der Bemühungen der hierortigen Ber- 
waltungsorgane aufgelaufen ſind.“ 

Dieſer letztere Umſtand wird nun durch einige ſtatiſtiſche 
Daten des näheren auseinandergeſetzt und glaube ich hier auf die 
Vorlage einfach verweiſen zu dürfen. Es ſoll in dieſem Punkt 
weiters heißen (liest): 

„Der Gemeinderath glaubt nur ſeine Pflicht zu erfüllen, 
indem er den fortwährenden Klagen der hieſigen Bevölkerung über 
den Steuerdruck aus dem vorliegenden Anlaſſe zu dem Zwecke 
Ausdruck gibt, damit die bisherige Überbürdung nicht in dem 
Rahmen der neuen Steuergeſetze zu einer für alle Zeiten feſtſtehenden 
und unabänderlichen Inſtitution werde, und er glaubt nur eine 
den Geſetzen der Billigkeit und dem allgemeinen Staateintereſſe 
entſprechende Auregung zu geben, wenn er den Wunſch ausſpricht, 
daſs bei der Berechnung des erſten Erwerbſteuer-Contingentes für 
den Veranlagungsbezirk der Stadt Wien ein der bisherigen ver- 
hältnismäßigen Mehrbelaftung dieſer Stadt angemeſſener Abſchlag 
an der laufenden Jahresſchuldigkeit im Wege der Geſetzgebung 
eingeräumt werden möge.“ 

Der Gedanke, welcher hier in eingehender Weiſe begründet iſt, 
it einfach und kurz geſagt der: Die Steuerträger Wiens find im 
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Verhältniſſe zum Reiche gegenwärtig außerordentlich belaſtet. Wenn 
nun für Wien ein eigenes Erwerbſteuer⸗Contingent geſchaffen wird, 
iſt es klar, dafs für alle Zeit dieſe Mehrbelaſtung Wiens aufrecht 
erhalten wird. Dem ſoll nach dem Vorſchlage des Stadtrathes 
dadurch abgeholfen werden, dafs ein Abſchlag an der laufenden 
Jahresſchuldigkeit im Wege der Geſetzgebung der Stadt Wien 
eingeräumt wird, beziehungsweiſe dafs bei der Feſtſetzung des 
Contingents für Wien nicht die geſammte Steuerleiſtung des 
Jahres 1893 maßgebend ſein ſoll, ſondern ein minderer Betrag. 

Es ſoll in dieſem Punkte endlich im Schluſsſatze folgender⸗ 
maßen heißen (liest): 

„Der Gemeinderath ſpricht nebſtbei ſeine ſchweren Bedenken 
in der Richtung aus, daſs mit dem Jahre 1894 eine 2 4percentige, 
beziehungsweiſe mit dem Jahre 1895 eine 4-Spercentige Erhöhung 
der laufenden Jahresſchuldigkeit an Erwerbſteuer und Einkommen⸗ 
ſteuer eintreten ſoll, da der aus dem Jahre 1880 bis 1890 
berechnete ſteigende Mehrertrag nicht als ein natürliches Ergebnis 
einer ſelbſtentwickelten Steigerung der Productionsverhältniſſe auf 
gewerblichem Gebiete, ſondern als das Reſultat einer Erhöhung 
der einzelnen Steuerſätze angeſehen werden muss.“ 

Dieſe Thatſache glaubt der Stadtrath annehmen zu dürfen, 
nachdem eine Berechnung auf Grund der Staats ⸗Voranſchläge der 
Jahre 1871 bis 1880 ergeben hat, daS die Erwerbſteuer in dieſen 
zehn Jahren lediglich um 750.000 fl., in den Jahren 1881 bis 1890 
dagegen um 1,490.000 fl. geſtiegen iſt. 

Der zweite Punkt, welchen der Stadtrath Ihnen vorſchlägt, 
betrifft die Einſchränkung der Befugnis der Con— 
tingents⸗Commiſſion. 

Ich habe ſchon früher das Weſen dieſer Contingents-Com- 
miſſion auseinandergeſetzt. Die Herren werden daraus entnommen 
haben, welche weitgehende Befugniſſe dieſe Commiſſion hat. Nach 
dem vorliegenden Antrag des Stadtrathes ſoll nun eine Beſchränkung 
der Befugnis eintreten, in der Art, dass die Contingents⸗Commiſſion 
zur Ermäßigung der Bezirks-Contingente nur dann ermächtigt 
ſein ſoll, wenn durch das Eingehen oder dem Stillſtande, oder 
die Betriebseinſchränkung einer oder mehrerer, der allgemeinen 
Erwerbſteuer unterliegenden Unternehmungen, oder durch den Über— 
gang ſolcher Unternehmungen an zur öffentlichen Rechnungslegung 
verpflichtete Aſſociationen ein erheblicher Ausfall an der allgemeinen 
Erwerbſteuer im Bezirke eingetreten iſt, ohne dafs dieſer Ausfall 
in anderer Weiſe paralyſiert worden iſt. 


Außerdem wird verlangt, dass die verfügten Ermäßigungen 
und Erhöhungen, welche von dieſer Contingents-Commi ſſion vor⸗ 
genommen werden, mit ihrer ſachlichen und ziffermäßigen Be⸗ 
gründung von Fall zu Fall öffentlich kundzumachen ſeien. 

Es ſoll dadurch eben gewiſſermaßen ein Riegel vorgeſchoben 
werden, daj3 dieſe Contingents⸗Commiſſion nicht etwa in willkürlicher 
Weiſe die Bezirks⸗Contingente abändert, und zum Nachtheil des 
einen Bezirkes eine Ermäßigung im anderen Bezirke eintreten laſſe. 


Ein dritter Punkt der Anträge des Stadtrathes betrifft die 
Zuſammenſetzung der Erwerbſteuer— ⸗Commiſſionen. 

Die Erwerbſteuer⸗Commiſſionen werden gebildet, wie ich früher 
auseinandergeſetzt habe, zur Hälfte durch Wahlen aus den Steuer⸗ 
trägern ſelbſt. Es iſt für Wien in Ausſicht genommen die directe 
Wahl aus ſämmtlichen Steuerträgern. 

In dieſer Richtung wurde im Stadtrathe der Antrag 
geſtellt und auch angenommen, welcher folgendermaßen lautet: 
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„Bezüglich der Erwerbſteuer⸗Commiſſionen glaubt der Ge⸗ 
meinderath, wenngleich wie eingangs erwähnt, dieſe bedeutſame 
Reform zu begrüßen iſt, ſeine Anſchauung dahin ausſprechen 
zu ſollen, daſs bei der Feſtſetzung der Beſtimmungen, wie die 
zukünftigen Erwerbſteuer⸗Commiſſionen gebildet werden ſollen, auf 
die verſchiedenen Intereſſengruppen entſprechend Rückſicht genommen 
werden möge, und das auch den Genoſſenſchaften und deren 
berechtigten Vertretern der ihnen gebürende Einflufs bei der Er- 
werbſteuerbemeſſung eingeräumt werde.“ 

Ein vierter Punkt der Anträge des Stadtrathes betrifft endlich 
den Erwerbſteuertarif. Derſelbe baſiert auf dem Gedanken, 
daſs er einen Stützpunkt abgeben ſoll, für die durch die Erwerb- 
ſteuer⸗Commiſſionen vorzunehmenden Repartitionen des Contingentes. 

Der Erwerbſteuertarif enthält ſechs Abtheilungen. In der 
erſten Abtheilung werden diejenigen Gewerbe und Beſchäftigten 
aufgeführt, welche ohne Rückſicht auf den Betriebsort zu beſteuern 
ſind, das ſind hauptſächlich Fabriken; in der zweiten Abtheilung 


die mit Rückſicht auf den Betriebsort zu beſteuernden Gewerbe 


und eſchäftigungen; in der dritten Abtheilung die Handelsgewerbe; 


in der vierten die Gaſtgewerbe, in der fünften die Dienſtleiſtungen; 
Leihgewerbe, Transport-, Unterrichts- und Vergnügungsgewerbe; 
in der ſechsten endlich diejenigen Unternehmungen, welche nach 
dem abzuſchätzenden Ertrage beſteuert werden ſollen. 

Der Erwerbſteuertarif ſtellt bei jeder Kategorie eine Grund— 
und Betriebstaxe, ferner einen Mindeſt- und einen Höchſtbetrag feſt, 
innerhalb deſſen die Ausmeſſung der Erwerbſteuer zu erfolgen hat. 

Als Merkmale für die Einreihung in die verſchiedenen Kate— 
gorien dienen die Anzahl der Hilfsarbeiter, die Art, Bedeutung 
und Größe der Betriebsmittel, die Größe des Umſatzes, des Be— 
triebscapitales u. ſ. w. 

Bezüglich dieſes Erwerbſteuertarifes meint nun der Stadtrath, 
daſs im allgemeinen die Feſtſtellung eines ſolchen Tarifes wohl 
zu billigen ſei, wenngleich die Compliciertheit des Tarifes in 
mannigfacher Weiſe der Verſtändlichkeit und richtigen Anwendung 
desſelben abträglich ſein könnte. Er ſagt aber dann (liest): 

„Bedenklich erſcheint es jedoch, daſs in der Rubrik: „Unter⸗ 
abtheilungen oder beſondere Maßſtäbe“ der Abtheilungen II bis V 
des Tarifes mehrfach Momente für die Einreihung in eine Unter⸗ 
abtheilung angeführt werden, welche als wirkliche Kriterien der 
Ertragsfähigkeit aus dem Grunde nicht angeſehen werden können, 
weil ihnen nicht feſtſtehende, allgemein anerkannte Begriffe zu— 
grunde liegen, welche vielmehr nur nach ſubjectiver Auffaſſung, 
ſomit höchſt verſchieden beurtheilt werden können. Dazu gehört die 
Tarifierung nach den Unterſcheidungsmerkmalen: „bei einfacher 
oder beſſer ausgeſtatteter Verkaufsſtätte, bei geringem oder reich⸗ 
lichem Warenvorrathe, bei dem Verkauf geringwertiger oder wert: 
vollerer Producte“ u. ſ. w., ebenſo viele bei den Gaſt⸗ und 
Schankgewerben (Abtheilung IV) vorgeſehene ungenaue und nicht 
ganz ſachgemäße Tarifbeſtimmungen, und die unter den „An⸗ 
merkungen“ häufig vorkommende Formel: „Wenn ein reichhaltiges 
Warenlager gehalten wird, oder bei ſehr günſtiger Lage der Be— 
triebsſtätte, oder bei beſchränkter Concurrenz, oder wenn der Beſitz 
feſter Kundſchaft den Erwerb vortheilhaft beeinfluſst; oder wenn 
hauptſächlich feine und wertvolle Producte feilgehalten werden 
u. ſ. w., kann der Steuerſatz über den nach den Höchſtſätzen ent- 
fallenden Betrag erhöht werden.“ 

Es dürfte zweckmäßiger erſcheinen, den Erwerbſteuer-Com⸗ 
miffionen bei Ausübung des ihnen nach S 44 des Entwurfes 
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zuſtehenden Rechtes die freie Würdigung aller maßgebenden Momente 
zu überlaſſen, da ſie durch ſolche lückenhafte und unbeſtimmte 
Hinweiſe leicht in falſche Bahnen gedrängt werden könnten. 

Der Gemeinderath glaubt dieſe Bedenken nicht nur im 
Intereſſe einer gerechten Repartition, ſondern auch von dem 
Wunſche beſeelt ausſprechen zu ſollen, die Inſtitution der Ein⸗ 
ſchätzung durch Commiſſionen, welche zum überwiegenden Theile 
aus Steuerträgern zuſammengeſetzt ſind, lebensfähig und von dem 
Vertrauen der Mitbürger getragen zu erhalten und ſie davor zu 
bewahren, dafs Mängel, welche dem Geſetze anhaften und jedem 
Gewerbeſteuergeſetze anhaften müſſen, ihrer Thätigkeit zugeſchrieben 
werden; er ſieht ſich zur Vorbringung dieſer Bedenken insbeſondere 
auch im Hinblick auf die hieſigen großſtädtiſchen Verhältniſſe ver- 
anlaſst, welche es unmöglich machen, dafs die Mitglieder der 
Commiſſionen die Verhältniſſe aller oder auch nur der Mehrzahl 
ihrer Mitcontribuenten aus eigener Anſchauung, geſchweige in 


ihrem inneren Weſen beurtheilen könnten.“ 


Es wird daher der Wunſch ausgeſprochen, daſs aus den 
Beſtimmungen und Anſätzen des Erwerbſteuertarifes alle jene 
Momente hinweggelaſſen werden, welche ſich nicht auf allgemein 
feſtſtehende und wirklich maßgebende Kriterien beziehen. 

Im weiteren wird noch geſagt, dass in Bezug auf die Details 
des Tarifes es wohl den Handelskammern und anderen Berufs: 
factoren überlaſſen werden mußs, ihre Wünſche geltend zu machen. 

Ich glaube auch, dafs der Gemeinderath ſich auf dieſe allge— 
meine Kritik des Erwerbſteuertarifes beſchränken muss, da es nicht 
Aufgabe des Gemeinderathes ſein kann, in die von verſchiedenen 
Intereſſen und verſchiedenen Geſichtspunkten aus zu beleuchtenden 
Einzelpoſitionen einzugehen. 

Ein anderer Punkt, welcher namentlich für die Gemeinde von 
beſonderer Bedeutung iſt, iſt die Frage nach dem Orte der 
Beſteuerung. In dieſer Richtung enthalten die SS 31 und 47 
der Erwerbſteuervorlage die einſchlägigen Beſtimmungen. In dieſen 
Beſtimmungen iſt geſagt, daſs von jeder einzelnen Betriebs⸗ 
ſtätte die Erwerbſteuer geſondert zu entrichten iſt, und dass in 
dem Falle, wenn die Betriebsſtätte ſich auf mehrere Gemeinden 
erſtreckt, eine Auftheilung zu erfolgen habe nach Maßgabe der 
Wichtigkeit der einzelnen Theile zu dem geſammten Betriebe. Es 
ſind dies durchaus richtige Principien, während die gegenwärtige 
Steuergeſetzgebung in dieſer Richtung eine wenig glückliche genannt 
werden muss. Nach dieſer neuen Vorlage ſollen nunmehr auch alle 
Hilfsanſtalten, Zweigniederlaſſungen, Fabriksniederlagen u. ſ. w. 
an ihrem Betriebsorte beſonders beſteuert werden. Gegenwärtig 
wurden dieſe Hilfsanſtalten, Zweigniederlaſſungen und Fabriksnieder⸗ 
lagen in der Regel an dem Standorte der Fabrik beſteuert, wenn 
ſie nämlich mit derſelben in einem gewiſſen inneren Zuſammen⸗ 
hange geſtanden ſind. Die Verbeſſerung der Regierungsvorlage 
gegen den dermaligen Vorgang iſt nun jedenfalls zu begrüßen. 
Der Stadtrath meint aber, daſss eine gewiſſe Ungenauigkeit 
platzgreifen könnte, was unter einer Betriebsſtätte zu verſtehen ſei, 
nachdem im Geſetze einzelne Objecte, z. B. Fabriksniederlagen, 
ausdrücklich angeführt ſind als beſondere Betriebsſtätten, andere 
aber, wie Geſchäftscomptoirs, Geſchäftsleitungen u. dgl., nicht. 

Im Punkte 5 der Vorlage des Stadtrathes ſoll daher bezüglich 
des Ortes der Beſteuerung ausgeſprochen werden, daf3 man eine 
nähere Präciſion inſoferne wünſche, daſs auch Geſchäftsleitungen 


und Comptoirs in der gleichen Weiſe behandelt werden ſollen wie 


Betriebsſtätten. 
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Im Punkte 6 der Vorlage des Stadtrathes wird die Weg— 
laſſung einer beſonderen Ortsclaſſe für Wien beantragt. 
Es iſt bereits früher in den allgemeinen Erörterungen dargelegt 
worden, dafs die Verhältniſſe heute nicht mehr fo find, wie im 
Jahre 1812, wo ſich der geſammte Gewerbe-, Fabriksbetrieb 
vielleicht im Centrum des Reiches concentriert hat. Heute geht 
alles eher hinaus und gerade im Centrum des Reiches ſind Gewerbe, 
Handel und Wandel häufig nicht am beſten daran. Aus dieſem 
Grunde iſt es nicht richtig, eine beſondere Kategorie, und zwar 
die höchſte für Wien zu ſchaffen, und daher wird von Seiten des 
Stadtrathes verlangt, daſs der Gemeinderath den Wunſch aus— 
ſpreche, daſßs die Ortsclaſſe Wien aus dem Tarife zu entfallen 
habe und in Wien keine höheren Steuerſätze zur Anwendung 
gelangen ſollen als diejenigen, welche für die dritte Ortsclaſſe, 
das ſind Orte mit über 10.000 Einwohner, in Anwendung kommen. 

Im ſiebenten und letzten Punkte der Anträge des Stadtrathes 
ſoll nun darauf hingewieſen werden, daſs die Gemeinde Wien 
gewiſſe Unternehmungen, wie Schlachthäuſer, Lagerhäu ſer, Meſs⸗ 
und Waganſtalten im öffentlichen und gemeinnützigen Intereſſe 
betreibe; dieſe Unternehmungen ſollen aber nach dem Erwerb— 
ſteuertarife beſteuert werden. Es wird in dieſer Beziehung darauf 
hingewieſen, daſs das nicht in der Ordnung iſt, dass es mit 
Rückſicht darauf, daſs hier die Intereſſen der Approviſionierung, 
der Hebung des Handels und Verkehrs, der Geſundheitspflege 
mitſpielen, billig wäre, wenn dieſe Unternehmungen, inſoweit deren 
Betrieb durch die Gemeinde in eigener Regie erfolgt, von der 
Erwerbſteuer freigelaſſen werden. 


Damit habe ich Ihnen die Anträge des Stadtrathes vorgelegt 
und erörtert und bin ſomit am Schluſſe meiner Ausführungen. 
Ich möchte nur noch Folgendes bemerken: 

Bereits wiederholt wurde von öſterreichiſchen Regierungen 
der Verſuch gemacht, eine Reform unſerer directen Beſteuerung 
durchzuſetzen. Schon im Jahre 1863 hat der damalige Finanz— 
miniſter v. Plener eine Vorlage gebracht; ſpäter kam mit einer 
Reformvorlage der Finanzminiſter Breſtel im Jahre 1868, 
dann De Pretis 1874, Sectionschef Chertek im Jahre 1879, 
endlich Finanzminiſter Dunajewski im Jahre 1882. Alle dieſe 
Reformverſuche ſind geſcheitert, keine dieſer Vorlagen der Regierung 
iſt zum Geſetze erhoben worden, obwohl einige derſelben die zweite 
Leſung im Abgeordnetenhauſe paſſiert gehabt haben. 

Es wäre nun dringend zu wünſchen, dajs endlich die Reform 
der directen Beſteuerung in Oſterreich wirklich zur That werde, 
und ich glaube, daſs der Gemeinderath der Stadt Wien, welcher 
bereits wiederholt feinem Wunſche Ausdruck gegeben hat, daßs die 
Reform der directen Beſteuerung in Oſterreich durchgeſetzt werde, 


welcher bereits wiederholt ſeiner Meinung Ausdruck gegeben hat, 


dafs die gegenwärtigen Steuerverhältniſſe in Bezug auf die directe 
Beſteuerung ſehr pitoyable und beklagenswerte find, alle Urſache 
haben wird, eine gediegene gründliche Steuerreform zu begrüßen. 

Aus dieſem Grunde glaube ich aber, ſollte der Gemeinderath 
nur dort Kritik an der Vorlage üben, wo eine ſolche Kritik wirklich 
gerecht und berechtigt iſt, dafs man ſich aber von allen überflüſſigen 
Nergeleien fernhalten ſollte, welche zu keinem Ziele führen. Und 
endlich ſoll man ſich, glaube ich, bei der Beurtheilung dieſer 
Vorlage auch von dem Gedanken tragen laſſen, daſs unmögltch 


ein ſo großes Reformwerk, wie das hier vorliegende, allen 


Wünſchen gerecht werden, alle Intereſſen gleichmäßig befriedigen 
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kann. Auf dieſem Standpunkte ſtehe ich, und damit empfehle ich 
Ihnen die Anträge des Stadtrathes. (Lebhafter Beifall rechts.) 

Gem. edlicka (zur Geſchäftsordnung): Meine ſehr 
geehrten Herren! Wir haben heute von dem Herrn Referenten ein 
Langes und ein Breites über eine gewiſſe Steuervorlage gehört. 
Wir ſollen uns für oder dagegen ausſprechen oder ſollen unſere 
Wünſche bekanntgeben. Ich bitte Sie alle miteinander, ſagen Sie, 
meine Herren, kennen Sie, was dieſe Steuervorlage enthält? (Rufe 
rechts: Ja!) Einige von den Herren werden es wohl kennen, aber die 
Herren, welche es kennen, werden allein nicht in der Lage ſein, 
abzuſtimmen. Es müſſen auch andere ſtimmen, die gar nichts von 
dem wiſſen, was in der Steuervorlage ſteht. Dieſe Vorlage iſt 
jo wichtig, daſs es die Pflicht jedes Gemeinderathes, der hier fein 
Votum abgibt, iſt, auch zu wiſſen, worüber er geſtimmt hat. Wenn 
er das, was darin iſt, geleſen haben wird, wird er erſt über— 
legen, ſich beſinnen und ſagen: Ich kann oder ich kann nicht meine 
Zuſtimmung geben. Ich beantrage, daſs der Herr Bürger— 
meiſter die Güte habe, jedem der Herren Gemeinderäthe 
eine ſolche Steuervorlage einzuhändigen und erſt in 
14 Tagen darüber abſtimmen zu laſſen, damit nicht ge— 
ſagt wird, wir ſtimmen über etwas, was wir nicht kennen. Das 
mufs ich Ihnen offen geſtehen, wenn Sie heute über dieſe Vorlage 
abſtimmen laſſen, dann werden ſich die Herren das Zeugnis als 
Mameluken ausſtellen, weil Sie über erwas ſtimmen, was Sie 
nicht kennen. (Oho-Rufe rechts.) Ich ſtelle den Antrag, daſs die 
Vorlage zugeſtellt und erſt in 14 Tagen über den 
Gegenſtand verhandelt werde. 

Gem.-Rath Dr. Klotzberg: Mameluken! Eine ſolche Aus⸗ 
drucksweiſe darf man doch nicht dulden. 

Bürgermeifter: Ich kann einen ſolchen Ausdruck nicht zu— 
laſſen. 

Gem.⸗Nath Dr. Terch: Ich proteſtiere gegen ſolche Be— 
ſchimpfungen. 

Gem.-Nath Jedliéka: Wenn Sie das annehmen, dann ſind 
Sie es! 

Bürgermeiſter: Ich habe ſchon erklärt, daſs es ganz un— 
paſſend iſt, ohne jeden Anlass ſich hier ſolche Ausartungen zu⸗ 
Schulden kommen zu laſſen. (Gem.-Rath Jedliôöka: Ich habe 
es bedingungsweiſe geſagt.) Das gehört ſich nicht. Die Herren 
ſollten ſich doch im Gemeinderathe ſo benehmen, wie mit anderen 
Menſchen, die zu Ihnen ins Haus kommen. Ich mufs alſo bitten, 
das in Zukunft zu unterlaſſen. (Gem.⸗Rath Hawranek: Er 
wird ſchon brav ſein! — Gelächter links.) f 

Es iſt ein Vertagungs⸗Antrag geſtellt worden, darüber hat 
nur der Herr Referent das Wort. 

Referent: Ich erlaube mir, darauf aufmerkſam zu machen, 
dajs die Regierungsvorlage, wenn ich nicht irre, am 15. Februar 
d. J. eingebracht worden iſt. Selbſtverſtändlich hat ja die Publi- 
ciſtik ſich ſofort des Gegenſtandes bemächtigt, und man darf an— 
nehmen, daſs jeder, der im öffentlichen Leben ſteht, daher auch 
jeder, der hier im Gemeinderathe ſitzt, ſich mit dieſem das 
Intereſſe der Steuerträger Wiens aufs lebhafteſte berührenden 
Gegenſtande bereits vertraut gemacht hat, noch bevor er im Stadt— 
rathe und Gemeinderathe überhaupt zur Sprache gekommen iſt. 
Ich glaube auch, annehmen zu dürfen, dajs durch die vielfachen 
Erörterungen, welche ſeither in den Zeitungen und in öffentlichen 
Verſammlungen ſtattgefunden haben, die Wähler und auch die 
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Gemeinderäthe genügend informiert ſind über dasjenige, was in 
dieſer Vorlage enthalten iſt. 

Ich habe mir zudem die Mühe genommen, in meinem heutigen 
Expoſé, welches ich der Erörterung der Anträge des Stadtrathes 
vorausgeſchickt, die weſentlichen Grundzüge der Steuervorlage den 
Herren auseinanderzuſetzeu. Wenn der Herr College Jedliéka 
das nun mit einem ziemlich wegwerfenden Ausdrucke bezeichnet 
hat, indem er ſagte, der Referent habe des Langen und Breiten 
eine Vorleſung gehalten, ſo iſt das ſehr bedauerlich. 

Ich habe geglaubt, dadurch, dafs ich in die Sache eingegangen 
bin, den Herren, die vielleicht nicht Zeit gefunden haben, ſich mit 
dem Gegenſtande näher vertraut zu machen, Gelegenheit zu bieten, 
doch einen gehörigen Begriff, ſoweit er zur Beurtheilung der Vor— 
lage des Stadtrathes nöthig iſt, von dem ganzen Gegenſtande 
beizubringen. (Gem.⸗Rath Jedliéka: Was können Sie bei— 
bringen!) 

Bürgermeifter: Ich bitte um Ruhe, das gehört ſich nicht. 

Gem.-Nath Jedliéka: Weil das nicht möglich iſt! 

Bürgermeiſter: Ich müsste doch in anderer Weiſe vorgehen, 
wenn Sie den Referenten ſtets unterbrechen. 

Gem.-Nath Zedliclia: So hängen Sie mich auf! 

Referent: Ich erlaube mir ſchließlich, darauf aufmerkſam 
zu machen, daſs von Seite des Präſidiums des Abgeordnetenhauſes der 
Wunſch ausgeſprochen wurde, dafs die Gemeinde Wien dieſes Gut— 
achten bis 15. September d. J. erſtatte. Dieſer Termin iſt faſt 
um einen Monat bereits überſchritten. Beim Zuſammentritte des 
Abgeordnetenhauſes wird der Ausſchuſßs ſofort daran gehen, dieſe 
Vorlage weiter in Berathung zu ziehen, und wenn die Gemeinde 
mit dem Gutachten zu ſpät kommt, iſt weder uns, noch den Steuer— 
trägern damit gedient. 

Wir wünſchen, dafs der Steuerausſchuſs in die Lage kommt, 
ſich mit dem was in unſerer Petition oder Gutachten ſteht, bekannt 
und vertraut zu machen. 

Aus dieſen Gründen mußs ich mich gegen die beantragte Ver— 
tagung ausſprechen. 

Vürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Die Herren 
haben den Vertagungs-Antrag des Gem.-Rathes Jedliéka 
gehört. | 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche für die Vertagung find, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Minderheit. Der 
Vertagungs-Antrag iſt daher abgelehnt. 

Gem.-Nath Dr. Friedzung (zur Geſchäftsordnung): Wir 
haben auf unſerer Tagesordnung unter Nr. 133 auch einen Bericht 
des Stadtrathes über einen Antrag des Gem.-Rathes Trambauer. 

Dieſer Bericht behandelt einen Antrag, welcher die Einführung 
des öffentlichen und mündlichen Verfahrens bei Erhebung der Be— 
ſteuerungsgrundlagen wünſcht. Nun fällt der Gegenſtand dieſes 
Antrages mit dem Gegenſtand zuſammen, über den heute referiert 
wird. Ich würde daher den Herrn Bürgermeiſter bitten, den 
Antrag des Gem.-Rathes Trambauer gemeinſam mit dem 
Berichte, den Herr Gem.-Rath Dr. Vogler erſtattet hat, zur 
Berathung zu bringen. 

Vürgermeiſter: Der erwähnte Bericht iſt von Herrn Gem. 
Rath Dr. v. Billing zu erſtatten und lautet der diesbezügliche 
Antrag: 

Es ſei mit Rückſicht auf den Umſtand, als der vor— 
liegende Antrag durch den im Reichsrathe am 19. Fe⸗ 
bruar 1892 von der Regierung eingebrachten Geſetz— 
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entwurf, betreffend die directen Perſonalſteuern, über— 
holt erſcheint, nachdem derſelbe die von dem Antrag: 
ſteller angeſtrebte Steuerreform im weiteſten Maße au: 
bahnt, und die derzeitige Inſtitution der Vertrauens— 
männer durch die beabſichtigte Steuerveranlagung im 
Wege von Steuer Commiſſionen erſetzt werden ſoll, 
von der Überreichung der in Antrag gebrachten Peti— 
tionen Umgang zu nehmen. 

Ich glaube alſo, dafs darüber gleichzeitig verhandelt werden 
kann, dass aber dieſer Antrag durch die Annahme des heute vor— 
liegenden Antrages gegenſtandslos wird. 

Gem.⸗ANath Dr. Friedjung (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Ich würde doch großen Wert darauf legen, dafs diefe 
Angelegenheit zur Berathung kommt und ich mufs bemerken, dais 
ich hiefür ſehr wichtige Gründe aus der Geſchäftsordnung habe. 
Es iſt dies einer der wenigen Anträge, die der Stadtrath dem 
Gemeinderathe vorgelegt hat und wobei die Ablehnung eines aus 
dem Schoße des Gemeinderathes hervorgegangenen Antrages bean— 
tragt wird. 

Sehr häufig werden ſolche Anträge, wenn ſie vom Stadtrathe 
berathen und negativ erledigt werden, obwohl ſie in die Competenz 
des Gemeinderathes gehören, dennoch nicht vor den Gemeinde— 
rath gebracht und infolge deſſen ſind eine Menge Gegenſtände, 
welche wir vielleicht im Gemeinderathe anders erledigt hätten und 
die in unſere Competenz fallen, vom Stadtrathe durch ſein ver— 
neinendes Votum erledigt worden. Es wurden uns bisher über— 
haupt nur zwei ſolche negative Anträge vorgelegt. Einer über den 
Antrag des Gem.-Rathes Arnhart und einer über den des Gem. 
Rathes Trambauer. Ich lege nun großen Wert darauf, dafs 
die Competenz des Gemeinderathes gewahrt werde, denn wir können 
unſer überwachungsrecht gegenüber dem Stadtrathe nicht ausüben, 
wenn Anträge, deren Annahme wir für nothwendig halten und 
welche der Stadtrath nicht vor das Plenum bringen zu wollen 
erklärt, damit erledigt ſind. 

Jeder Antrag, den wir behufs Überwachung der Thätigkeit 
des Stadtrathes einbringen, könnte einfach dadurch erledigt werden, 
daſs er nicht vor den Gemeinderath kommt. 

Aus dieſem Grunde lege ich großen Wert darauf, dafs über 
dieſen Antrag hier berathen wird, und ich werde bei jeder Gelegen— 
heit die Competenz des Gemeinderathes, auch negative Erledigungen 
des Stadtrathes zu berathen, wahren. Darum möchte ich den 
Herrn Bürgermeiſter erſuchen, dieſen Antrag auf die Tagesordnung 
zu ſetzen. 

Bürgermeiſter: Ich kaun nur erklären, dafs dieſe Schlüſſe 
deswegen vollſtändig unrichtig ſind, weil es dem Herrn Bürger— 
meiſter freiſteht, jeden Antrag auf die Tagesordnung zu ſetzen und 
weil gar kein Anſtand iſt, dass dieſer Antrag gleichzeitig mit dem 
Antrage des Herrn Dr. Vogler berathen werde. Das habe ich 
ohnehin früher ſchon geſagt. Sachlich wird aber der fragliche 
Antrag durch die Annahme des Antrages des Herrn Gem.-Rathes 
Dr. Vogler bereits erledigt. 

Gem.-Nath Dr. Tneger (zur Geſchäftsordnung): Ich bedauere 
ſehr, daſs ich die Anſchauung des Herrn Bürgermeiſters in dieſer 
Richtung nicht theilen kann. Es iſt richtig, daſs nach der Ge— 
ſchäftsordnung der Bürgermeiſter, beziehungsweiſe Vorſitzende zu 
beſtimmen hat, welche Gegenſtände zur Erledigung kommen ſollen. 
Zweifellos iſt es aber auch, daſs der Gemeinderath bei der Bera⸗ 
thung eines Gegenſtandes das Recht hat zu beſchließen, dajs zwei 

2 


2480 


—— — — A. 


— —— . —— 


Gegenſtände zuſammengezogen werden, und dieſes Recht wird 
gewiſs auch der Herr Bürgermeiſter nicht beſtreiten. 

Bürgermeiſter: Es wird nicht beſtritten. Das habe ich ja 
von allem Anfange ſelbſt gejagt; daſs über den Gegenſtand gleich— 
zeitig berathen werden kann, habe ich nicht den geringſten Anſtand 
erhoben. 

Gem.-»Rath Dr. Steger: Wie würde alſo der Wunſch des 
Herrn Collegen Dr. Fried jung erfüllt? 

Bürgermeiſter: Es iſt ja ſelbſtverſtändlich, nur die Schlüſſe, 
die Herr College Dr. Friedjung gezogen hat, erſcheinen mir 
unrichtig, aber der gleichzeitigen Berathung des Antrages ſteht 
kein Hindernis im Wege. 

Gem.-Nath Värtl: Ich möchte nur ein paar Worte mir 
erlauben. Jetzt hat der Herr Bürgermeiſter unſerer Auffaſſung Rechnung 
getragen. Aber ich glaube, in ſeiner erſten Ausführung hat er 
geſagt: Der Antrag iſt gegenſtandslos geworden. 

Vürgermeiſter: Ich bitte gefälligſt nur genau achtzugeben. 
Ich habe Folgendes gejagt: Es iſt kein Anſtand, dafs dieſer Bericht 
des Dr. Billing mit dem Referenten-Antrage gleichzeitig berathen 
werde. Ich glaube jedoch, daſs er durch Annahme des Referenten 
Antrages erledigt werde. Wir können nunmehr wohl in der 
Debatte weiterſchreiten. Das Wort hat Herr Gem.-Rath Wünſch. 

Gem.-⸗Rath Wünſch: Sehr geehrte Herren! Ich möchte 
zunächſt mein Bedauern darüber ausſprechen, daſs dem Gemeinde— 
rathe nicht Gelegenheit geboten iſt, über die Vorlage in ihrer 


Gänze ein Urtheil zu fällen. Das, was uns heute zur Beurtheilung 
Es hat dies bereits der Bericht des Stadtrathes und der Antrag 


vorgelegt wurde, iſt ja nur ein Stück, ein aus dem ganzen Werke 
herausgeriſſener Theil und es iſt außerordentlich ſchwierig, ein 
richtiges Urtheil zu fällen, wenn man aus der Kette der einzelnen 
Geſetzesvorlagen, aus welchen der Entwurf beſteht, ein einzelnes 
Stück herausreißt. Nun, das iſt aber eine Thatſache, mit der wir 
rechnen müſſen. Ich glaube zunächſt meinem und den Gefühlen 
meiner Collegen Ausdruck zu geben, wenn ich dem Herrn Referenten 
den Dank ausſpreche für das mit eingehender und an ihn ge— 
wohnter Gründlichkeit und Fachkenntnis erſtattete Referat über 
dieſen außerordentlich ſchwierigen und complicierten Gegenſtand. 
(Beifall.) 

Ich beabſichtige nicht über den Geſetzentwurf im allgemeinen 
zu ſprechen, ſondern ich habe mir nur das Wort erbeten, um über 
einen ſpeciellen Punkt zu ſprechen und darauf Ihre Aufmerkſamkeit 
zu lenken. Es iſt das die Zuſammenſetzung und die Art und Weiſe 
der Thätigkeit der Erwerbſteuer-Commiſſionen, die im Punkt 3 des 
Referates erledigt wird. 

Dieſe Erwerbſteuer-Commiſſionen alſo ſind meines Erachtens 
der eigentliche Schwerpunkt desjenigen Geſetzestheiles, welchen wir 
hier zu beurtheilen haben. Den Erwerbſteuer-Commiſſionen wird 
das Recht obliegen, innerhalb des Contingentes und der im Tarife 
vorgeſchriebenen Grenzen die Steuerleiſtung auf den einzelnen 
Steuerträger zu vertheilen. Ihnen wird ferner das Recht obliegen, 
Sachverſtändige und Auskunftsperſonen einzuvernehmen. Ihnen 
wird das Recht obliegen, im Falle von Berufungen gegen die 
Höhe der Steuerſätze ein Gutachten abzugeben, welches in den 
meiſten Fällen als maßgebend für die höhere Inſtanz gilt. Sie 
ſehen, dass eigentlich in der Erwerbſteuer-Commiſſion der Schwer— 
punkt der Handhabung des ganzen Geſetzes liegt. 

Nun, meine Herren, wie werden dieſe Commiſſionen ausſehen, 
wie ſind ſie zuſammengeſetzt? Der Herr Referent hat Ihnen bereits 
mitgetheilt, daſs ſie zu einem Viertheil der Finanzminiſter ernennt, 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 81, 14. October 1892. 


u N u u 


daſs fie zu einem Viertheile von der Handelskammer gewählt 
werden und zur Hälfte aus den Wahlen der Steuerträger hervor— 
gehen, und zwar in der Weiſe, dafs fie ohne Rückſicht auf die 
Höhe der Steuerleiſtung durch directe Wahl ſämmtlicher Steuer— 
pflichtigen hervorgehen. Nun, meine Herren, jeder, der die Ver— 
hältniſſe der Steuerpflichtigen und die Verhältniſſe in den einzelnen 
größeren Steuerbezirken, insbeſonders in Wien, kennt, wird ſofort 
zur Überzeugung gelangen, daſs aus der Wahl dieſer Grußpe 
ausſchließlich Steuerzahler der kleinſten Kategorie hervorgehen 
werden. Denn es iſt eine bekannte Thatſache, dafs die Steuer— 
zahler der kleinſten Kategorie der Zahl nach — numeriſch — in 
bedeutendem Übergewichte gegenüber den anderen Steuerzahlern 
ſtehen. 

Nach dem Ausweiſe des ſtatiſtiſchen Departements waren bei 
der letzten Gemeinderathswahl 1891 von 79.200 Steuerzahlern 
27.000 vom J. und II. Wahlkörper und 51.000 vom III. Wahl⸗ 
körper, das iſt ein Verhältnis von 35: 65. Es unterliegt wohl 
keinem Zweifel, dajs auch hier politiſche Richtungen und politiſche 
Meinungen eine Rolle ſpielen werden, die wir hier aber ganz 
außeracht laſſen wollen. 

Es iſt jedoch ſelbſtverſtändlich, daſs der kleine Steuerträger 
trachten wird, ſeine Leute in dieſe Commiſſion zu entſenden, und es 
unterliegt weiter gar keinem Zweifel, daſs dieſe Commiſſion zur 
Hälfte ausſchließlich aus Vertretern der kleinſten Gewerbe beſtehen 
wird. Die weitere Folge davon iſt, dass die mittleren und größeren 
Gewerbe in dieſer Commiſſion keine rechte Vertretung finden werden. 


des Referenten gewürdigt, jedoch in einer meines Erachtens zu 
allgemeinen Weiſe dargeſtellt. Ich möchte glauben, daſs es unſere 
Aufgabe hier iſt, mit etwas eingehenderen und poſitiveren Anträgen 
an den Steuerausſchuſs heranzutreten. Es haben bereits hervor— 
ragende Körperſchaften, ja der Steuerausſchuſs ſelbſt, auf dieſen 
Übelſtand der Geſetzesvorlagen hingewieſen. Im Steuerausſchuſſe 
ſelbſt wurde durch Herrn R. v. Gomperz darauf hingewieſen, 
daſs die Geſetzesvorlage, wenn ſie in dieſer Weiſe zur Annahme 
käme, entſchieden zur Majoriſierung der mittleren, größeren Ge— 
werbe führen wird, und das wäre eine unausbleibliche Folge. Meine 
Herren! Ich glaube nicht, dafs es im Geiſte des Geſetzes und im 
Intereſſe der Geſetzesvorlage liegt; ich glaube auch nicht, daſs es 
im Sinne einer gerechten Steuervertheilung liegen kann, wenn 
man gerade die größeren Steuerzahler ohne jede Vertretung in 
der Commiſſiou laſſen würde. Es gibt da zwei Auswege. Der 
eine Ausweg wäre der, der nur hier angedeutet iſt, daſs man nach 
Intereſſengruppen die Wahl vornehmen ließe und ſo den einzelnen 
Intereſſengruppen Gelegenheit geben würde, in der Erwerbſteuer— 
Commiſſion ihre Intereſſen zum Ausdrucke zu bringen. Das aber 
ſcheint mir in Folge der außerordentlichen Compliciertheit der 
Tarife und der großen Anzahl der Intereſſen, die hier collidieren, 
ein ſehr schwieriger Ausweg. Ich glaube, der einzig richtige 
Ausweg, der angeſtrebt werden ſoll, iſt, die Wahl für die Erwerb— 
ſteuer⸗Commiſſion nach Wahlkörper vornehmen zu laſſen. (Wider— 
ſpruch und Gelächter links.) 

Es iſt das, meiner Anſicht nach, die einzige Möglichkeit, um 
auch den mittleren, größeren Betrieben eine Vertretung zu ſichern. 
Es hat übrigens die Geſetzesvorlage ſelbſt dieſes Princip bereits 
an anderer Stelle, die aber heute nicht unſerer Beurtheilung vor— 
liegt, zur Geltung gebracht, das iſt bei der Perſonaleinkommen— 
ſteuer. Bei der Perſonaleinkommenſteuer, wo auch in einer Com— 
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miſſion der Schwerpuukt der Berathung und Steuerbemeſſung 
liegen wird, wird ausdrücklich angeordnet, dass auf die Wahlkörper 
Berückſichtigung zu nehmen iſt. Es heißt in § 216, dass die Ge— 
meindevertretung, welche die Wahl der Schätzungs-Commiſſion für 
die Perſonaleinkommenſteuer vorzunehmen hat, dort wo die Ge— 
meindewähler in Wahlkörper getheilt ſind, eine möglichſt gleich— 
mäßige Vertheilung der Commiſſionsmitglieder vorzunehmen hat, 
derart, daſs jeder Gemeinde-Wahlkörper in der Schätzungs-Com⸗ 
miſſion vertreten iſt. Ich ſehe nun nicht ein, warum dieſes Princip, 
welches bei der Schätzungs-Commiſſion für die Perſonaleinkommen— 
ſteuer aufrechterhalten wird, hier bei der Erwerbſteuer-Commiſſion 
verlaſſen wurde. Es iſt auch meines Wiſſens, ſoweit ich dieſen 
Motivenbericht ſtudiert habe, darüber gar keine Aufklärung ent— 
halten, warum die directe Wahl hier ſpeciell ausdrücklich angeordnet 
wurde. 

Ich glaube daher, meine Herren, es wäre zunächſt Aufgabe 
des Gemeinderathes, direct in der Richtung einen poſitiven Antrag 
zu ſtellen. 

Um aber auch in anderer Beziehung gerecht zu werden, werde 
ich mir erlauben, jetzt gleich auf einen Gegenſtand überzugehen, 
welcher auch das Mittel an die Hand gibt, den Intereſſen der 
einzelnen Gewerbegruppen eine Vertretung in der Erwerbſteuer— 
Commiſſion zu ſichern. Eine ſehr weſentliche Rolle in der Erwerb— 
ſteuer-Commiſſion werden die ſogenannten Auskunftsperſonen und 
Sachverſtändigen zu ſpielen haben. Nach der Zuſammenſetzung der 
Erwerbſteuer-Commiſſionen iſt es vorausſichtlich, daſs bei der 
ungeheueren Compliciertheit des Tarifes und bei der großen An— 
zahl von Gewerben ſich nicht immer im Schoße der Commiſſionen 
Fachleute finden werden, welche in der Lage ſind, über die einzelnen 
Geſchäftsgruppen zu urtheilen. Es wird alſo gewifs in den meiſten 
Fällen von dem Rechte, welches die §§ 52 und 55 einräumen, 
Gebrauch gemacht werden, dafs Sachverſtändige und Auskunfts— 
perſonen werden einvernommen werden. Nun, meine Herren, dieſe 
Sachverſtändigen und Auskunftsperſonen beſtehen auch jetzt, wie 
Ihnen ja bekannt iſt, aber ſie werden jetzt von dem Steuer— 
referenten einberufen, niemand kennt ſie, es iſt ein Schleier des 
Geheimniſſes über dieſe Sachverſtändigen. Ich will durchaus nicht 
behaupten, das dieſe Sachverſtändigen nicht etwa die nöthigen 
Fachkenntuiſſe und die nöthige Objectivität in die Berathungen 
mitbringen, obgleich auch das von vielen Seiten bezweifelt wird. 
Aber ich will das dahingeſtellt ſein laſſen. 

Wenn aber in der Vorlage ein neues Princip aufgeſtellt wird, 
wenn das Princip aufgeſtellt wird, die Steuerträger überhaupt 
heranzuziehen, weun man dem Steuerträger ſelbſt das Vertrauen 
ſchenkt, über feine Collegen — möchte ich ſagen — in der Steuer- 
zahlung zu urtheilen, muſs man ihm auch das echt einräumen, 
diejenigen Männer, welchen er das Vertrauen ſchenkt, dajs fie über 
ihn und ſein Bekenntnis urtheilen, kennen zu lernen, ſie auch zu 
nominieren und bekanntzugeben. 

Jedermann und ich glaube auch die Offentlichkeit wird darin 
eine Beruhigung finden, wenn Männer des Vertrauens einer jeden 
Intereſſentengruppe bekannt ſein werden. Es iſt auch meiner 
Anſicht nach kein Anſtand vorhanden, warum nicht die einzelnen 


Intereſſentengruppen diejenigen Männer nominieren ſollen, welchen 


ſie das Vertrauen ſchenken werden, über die einzelnen Steuer— 
kategorien zu urtheilen. Es iſt auch keine techniſche Schwierigkeit 
in der Form des Geſetzes gelegen, denn die Handelskammern, 
welche ja ohnehin eine Wahl vorzunehmen haben, werden ſehr 
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leicht in der Lage ſein, derartige Männer zu nennen und der 
Erwerbſteuer-Commiſſion bekanntzugeben. (Widerſpruch und Gelächter 
links.) 

Ihre Heiterkeit iſt etwas verfrüht; ich werde gleich weiter 
gehen. Selbſtverſtändlich — ich bitte mich nur anzuhören — 
kann die Nominierung dieſer Herren Sachverſtändigen nicht von 
der Handelskammer ſelbſtändig vorgenommen werden; dieſelbe iſt 
meines Erachtens nur im Einvernehmen mit den einzelnen Ge— 
noſſenſchaftsvorſtänden oder Induſtriellenverbänden derart vorzu— 
nehmen, daſs für jede größere Gruppe, welche in dem Erwerbſteuer— 
tarife repräſentiert iſt, aus der Vorſtehung der Genoſſenſchaft ein 
oder zwei Sachverſtändige der Handelskammer nominiert werden, 
oder falls es Fabriksgewerbe ſind, aus den Induſtriellenverbänden, 
welche Sachverſtändigen dann die Handelskammern zu nominieren 
hätten. Auf dieſe Weiſe wäre auch den Intentionen des Referates, 
welches ja ausdrücklich eine Vertretung der Intereſſen der einzelnen 
Gewerbegruppen wünſcht, Rechnung getragen. 

Ich möchte nur ſagen, dafs ich die Sache etwas weiter aus— 
arbeite und mit einem beſtimmten Antrage hervortrete, welcher 
die Löſung dieſer außerordentlich ſchwierigen Aufgabe möglich 
macht und ganz abgeſehen von allen Parteiverhältniſſen jedenfalls 
im Intereſſe des Gewerbes Abhilfe ſchafft. 

Der Antrag, der aus meinen Auseinanderſetzungen hervorgeht, 
iſt nun der folgende: Ich möchte den Abſatz 3, wie er in der 
Vorlage formuliert iſt, vollinhaltlich beibehalten, denn ich bin voll— 
ſtändig mit den Principien, welche in demſelben ausgedrückt ſind, 
einverſtanden. Ich würde aber zu dieſem Abſatz 3, wie er auf 
Seite 4 der Vorlage abgedruckt iſt, folgenden Zuſatz bean— 
tragen (liest): 

„Demgemäß wäre behufs einer gerechten Vertretung 
der Intereſſen auch der mittleren und größeren Betriebe 
die Wahl der aus der Mitte der Steuerträger zu 
wählenden Gruppe der Erwerbſteuer-Commiſſion (8 13 
bis 20) mindeſtens in zwei nach der Höhe der Steuer— 
leiſtung getrennten Wahlkörpern vorzunehmen. Ferner 
ſollten die im Sinne des § 52, Alinea 5, und 8 55 
einzuberufenden Sachverſtändigen und Auskunftsper— 
ſonen durch die Handelskammern im Einvernehmen 
mit den betreffenden Genoſſenſchaftsvorſtänden und 
Induſtrielleuverbänden namhaft gemacht werden.“ 

Ich glaube, wenn Sie dieſen Antrag annehmen, ſo werden 
wir die Intereſſen der Gewerbetreibenden ſchützen und werden die 
Sache nicht ſo allgemein erledigen, ſondern mit einem poſitiven, 
durchdachten und begründeten Antrage an den Steuerausſchuſss 
herantreten. 

(Während dieſer Rede hat Vice-Bürgermeiſter Dr. 
Richter den Vorſitz übernommen.) 

Gem.-Nath Dr. Stern: Meine hochverehrten Herren! Ich 
werde vor allem demjenigen beiſtimmen, was mein unmittelbarer 
Herr Vorredner, und zwar eingangs ſeiner Rede auseinandergeſetzt 
hat. Er hat dem Herrn Referenten für ſeine mühevolle, außer— 
ordentliche Leiſtung ſeinen Dank ausgeſprochen und hat gleichzeitig 
fein Bedauern darüber geäußert, daſs eben dieſe Vorlage nur ver— 
einzelt hier beſprochen wird und nicht im Zuſammenhange mit 
dem geſammten Elaborate der Perſonalſteuern, welches jetzt dem 
Abgeordnetenhauſe zur Berathung vorliegt. Es wäre auch that— 
ſächlich meines Erachtens die Aufgabe des Gemeinderathes geweſen, 
die Vorlage dieſes Erwerbſteuergeſetzes nicht vereinzelt, ſondern im 
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Zuſammenhange mit den übrigen Steuervorlagen zu beſprechen, 
weil ſich gerade in dieſem Zuſammenhange dasjenige herausgeſtellt 
hatte, worauf der Gemeinderath von Wien beſonderen Wert legen 
muss, nämlich die Überlaſtung Wiens, die Überlaſtung feiner 
Steuerträger nach allen und jeder Richtung rückſichtlich der einzelnen 
Steuern und ſo auch in Betreff der in Rede ſtehenden Erwerb— 
ſteuer hervorzuheben und ſich dagegen zu verwahren. (Sehr richtig!) 
Es iſt bereits von Seiten des Herrn Referenten hervorgehoben 
worden, daßs die dermalige Contingentziffer hergeſtellt wird aus 
demjenigen, was bisher an Erwerb- und Einkommenſteuer J. Claſſe, 
beziehungsweiſe rückſichtlich eines kleinen Theiles auch an Einkommen— 
ſteuer II. Claſſe geleiſtet wird. Die bisherige Erwerbſteuer und 
infolgedeſſen auch die Einkommenſteuer 1. Claſſe, welche in der 
Regel nur eine Quote der Erwerbſteuer, nämlich den Drittelzuſchlag 
zur Erwerbſteuer, bildet, beruht gerade auf dem Ortsclaſſenſyſtem, 
ſie beruht gerade darauf, dass jedes Gewerbe bloß deshalb, weil 
es in Wien betrieben wird, ohne Rückſicht darauf, ob es einen 
höheren oder geringeren Ertrag als anderwärts liefert, eine höhere 
Erwerbitener im Sinne des Geſetzes vom Jahre 1812 und der 
nachfolgenden Geſetze zu zahlen hat. Dadurch nun, dajs die nun— 
mehr zu contingentierende Geſammtziffer, nach welcher von nun ab die 
Vertheilung vorgenommen werden ſoll, dasjenige zur Grundlage nimmt, 
was bisher an Erwerb- und Einkommenſteuer 1. Claſſe bezahlt 
wird, wird jene Überlaſtung Wiens perenniert und für immer— 
währende Zeiten feſtgeſtellt. Damit aber nicht genug, ſoll zu dieſer 
Contingentziffer auf Grund des Erträgniſſes der Erwerb- und 
Einkommenſteuer in dem Decennium 1880 - 1890 noch ein 2 4per— 
centiger Zuſchlag für die Jahre 1894 und 1895, beziehungsweiſe 
ein 4·8percentiger Zuſchlag genommen werden. Diefe 2˙4 Percent 
ſetzen ſich zuſammen einerſeits aus dem Mehr, welches die einzelnen 
Steuerpflichtigen leiſteten, und andererſeits aus dem Hinzutreten 
neuer Steuerpflichtigen. Dieſe neuen Erwerbſteuerpflichtigen aber, 
welche im Jahre 1894, beziehungsweiſe 1895 hinzutreten, werden 
natürlich ſeparat der Erwerbſteuer unterzogen, und dieſe Erwerb— 
ſteuer nimmt ja der Fiscus ohnehin für ſich in Anſpruch. Und 
dieſe rechnungsmäßig feſtgeſtellte Quote, dieſer Zuwachs in der 
Anzahl der erwerbſteuerpflichtigen Perſonen, ergibt für das De— 
cennium 18801890 beiläufig 1˙4 Percent, jo dafs der richtige 
Zuwachs aus der Höherbelaſtung der einzelnen Gewerbe, aus der 
angenommenen höheren Ertragsfähigkeit und demnach aus dem 
Umſtande, dafs fie einer höheren Claſſe der Erwerb-, beziehungs— 
weiſe der Einkommenſteuer unterzogen werden, ſich durchſchnitts— 
mäßig nur mit 1 Percent und nicht mit 2·4 Percent pro anno 
herausſtellt. 

Nun iſt allerdings, nachdem dies an competenter Stelle vor— 
geſtellt wurde, geltend gemacht worden: ja, dieſe neuen Erwerb— 
ſteuerpflichtigen, die jährlich hinzutreten, ſind durchſchnittlich die 
ſchwächeren Elemente; es iſt ja ganz begreiflich, dafs gerade bei 
neuen Unternehmungen die Erwerbſteuer zunächſt nach den unterſten 
Stufen bemeſſen wird. Aber ſelbſt, wenn dies angenommen wird, 
würde ji) auch dann noch immer nicht rechtfertigen laſſen, dafs 
deshalb ein 2˙4percentiger Zuſchlag genommen wird, und es wäre 
aus dieſem Grunde — es iſt dies übrigens auch von Seite des 
Herrn Referenten zwar nicht aus den von mir angeführten, aber 
aus anderen Gründen betont worden — von Seite des Gemeinde— 
rathes in dieſem Punkte in der Richtung Stellung zu nehmen, 
daſs dieſes Zuwachspercent für die Jahre 1894 und 1895, welches 
mit 24 Percent angenommen, ſich auf 1 Percent oder auf die 
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Hälfte — 12 Percent — aus den von mir angenommenen 
Gründen reduciere. Das iſt einer der Punkte, welche ich auch 
hinzufügen wollte. 

Es iſt aber dieſes Ortsclaſſenſyſtem, welches zu Ungerechtigkeiten 
in der Steuerbelaſtung, und zwar gerade Wiens, in ſo hohem Maße 
führte, welches als Grundlage der Geſammtziffer, beziehungsweiſe der 
zu contingentierenden Ziffer genommen wurde, auch für die Zukunft im 
Geſetze beibehalten worden, und zwar ſowohl bezüglich der Grund— 
taxe als auch der Betriebstaxe, welche ja immer als Quote der 
Grundtaxe bemeſſen wird. Daraus ergibt ſich, dafs die Unge— 
rechtigkeit, welche an Wien bisher verübt wurde, und zwar eine 
Reihe von Decennien, durch die Beibehaltung des Ortsclaſſenſyſtems, 


und die infolge deſſen größere Contingentierung, welche Wien auf- 


erlegt wird, auch in der Folge beibehalten werden ſoll. Es wären 
allerdings noch andere Momente bei dieſer Vorlage in Betracht 
zu ziehen, und es würde ſich namentlich empfehlen, dass in eine 
Prüfung der Tarifclaſſen eingegangen werde. Ich glaube aber, 


daſs dies nicht Sache des Gemeinderathes fein kann, ſondern den 


einzelnen Gewerbegruppen und Genoſſenſchaften vorbehalten bleiben 
ſoll, welche vorausſichtlich in die Lage kommen werden, ihre Intereſſen 
zu wahren. Auf eines aber mußs ich noch aufmerkſam machen. 
Wenn auch im Referate hievon keine Erwähnung geſchieht und 
wenn wir auch damit vertröſtet werden, dass ohnehin eine Eingabe, 
betreffend die geſammten Perſonalſteuer-Vorlagen dem Abgeordneten— 
hauſe vorgelegt werden wird, ſo möge in dieſer Eingabe darauf 
hingewieſen werden, dass die Steuergeſetzgebung ſowohl bei den 
directen als indirecten Steuern in Wien ſo drückend erſcheint, dafs 
es wohl angezeigt wäre, dass nicht auch noch die Erwerbſteuer— 
Geſetzgebung durch Beibehaltung des Ortsclaſſenſyſtems dieſe aus— 
nahmsweiſe Belaſtung Wiens beibehalte. In dieſem Sinne möchte 
ich Ihnen die Anträge des Herrn Referenten zur Annahme 
empfehlen. 

Gem.-Nath Steiner (zur Geſchäftsordnung): Ich möchte 
den Herrn Vorſitzenden fragen, ob, als dieſer Gegenſtand im Stadt— 
rathe berathen wurde, jedem einzelnen Stadtrathe der diesbezügliche 
Geſetzentwurf überreicht wurde. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Darüber kann ich keine 
Auskunft geben. Ich weiß nur, dass ich und einige Herren ſolche 
Entwürfe ſeit Monaten in Händen haben. 

Gem.-Rath Dr. Friedjung: Nach einer langen Pauſe be⸗ 
ſchäftigt ſich die öſterreichiſche Geſetzgebung aufs neue mit dem 
Gedanken der Perſonaleinkommenſteuer. Wir wiſſen auch, warum 
dieſer Gedanke durch zehn Jahre nicht auf der Tagesordnung des 
Abgeordnetenhauſes ſtand und wiſſen auch, dafs die Partei, welche 
zehn Jahre in Oſterreich regierte, abſoluten Widerſtand dagegen 
leiſtete, daſs die höheren Claſſen der Geſellſchaft, insbeſondere der 
Großgrundbeſitz zur Perſonaleinkommenſteuer herangezogen werde. 
Solange das öſterreichiſche Parlament unter der Führung des 
Grafen Hohenwart, des Fürſten Liechtenſtein und ihrer 
Standesgenoſſen war, erſchien es unmöglich, daßs das Abgeordneten— 
haus an die ernſte Berathung der progreſſiven Perſonaleinkommen— 
ſteuer gieng. Nur in der Zeit, in welcher das Bürgerthum, die 
Partei, welche das Bürgerthum im Abgeordnetenhauſe vertritt, 
mächtig und einfluſsreich war und ihre Stimme gehört wurde, 
beſchäftigte ſich das öffentliche Leben und das Parlament mit der— 
artigen Reformen. 

Auch iſt unter den Vorlagen, welche im Februar d. J. dem 
Abgeordnetenhauſe unterbreitet wurden, nur der Entwurf für 
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die Perſonaleinkommenſteuer ein ſolcher, welchem vollſtändige 
Sympathie entgegengebracht werden kann. Ich kann auch dem Lobe, 
welches dem Entwurfe in dem Referate des Herrn Gem. Rathes 
Dr. Vogler gezollt wird, nicht in vollem Umfange beiſtimmen, ich 
hätte jedenfalls gewünſcht, dass einige allzu anerkennende Worte 
aus dieſem Referate weggeblieben wären. Denn es iſt wohl richtig, 
daſs die Regierung von dem Gedanken ausgegangen iſt, die An— 
gehörigen des dritten Wahlkörpers von der Steuer theilweiſe zu 
entlaſten, ſodann die Mitglieder des zweiten Wahlkörpers in der 
unteren Hälfte auf derſelben Stufe ſtehen zu laſſen und die obere 
Hälfte des zweiten Wahlkörpers und den erſten Wahlkörper etwas 
mehr zu belaſten. Aber dieſer Gedanke, welcher in der Grundtendenz 
gewiſs richtig iſt, iſt doch in einer fo unvollkommenen Form im Erwerb- 
ſteuer⸗Entwurfe zum Ausdrucke gekommen, dafs man ſich herausnehmen 
mufs, eine ziemlich ſcharfe Kritik an demſelben zu üben. Wenn man be— 
denkt, daſs z. B. in Preußen bei der Berathung der neuen Erwerb— 
ſteuer⸗-Vorlage von den 800.000 Erwerbſteuerpflichtigen nicht weniger 
als 300.000 vollſtändig von der Erwerbſteuer befreit wurden, indem 
alle diejenigen, welche weniger als 1500 Mark Einkommen oder 
weniger als 3000 Mark Betriebscapital haben, von der Erwerb— 
ſteuer befreit wurden, ſo kann man ſich mit jenem Grade der Ent— 
laſtung der unterſten Steuerträger, wie er in dem Erwerbſteuer— 
Entwurfe uns vorgelegt wird, nicht zufrieden erklären. Man 
kann ſie nicht für genügend erachten und es ſteht heute ſchon feſt, 
dafs wenigſtens die Partei, der ich anzugehören die Ehre habe, 
jedenfalls im Abgeordnetenhauſe dahin wirken wird, dass die Ent— 
laſtung der kleinſten Steuerträger in umfangreichem Maßſtabe ein— 
tritt. (Bravo-Rufe.) Ich mache ferner aufmerkſam, dajs das 


preußiſche Erwerbſteuergeſetz im ganzen nur eine Erwerbſteuer in | 


der Höhe von höchſtens ein Percent ins Auge faſst, was etwa 
durchſchnittlich 09 Percent des Einkommens ſein ſoll, während, 
wie ich ſpäter auseinanderſetzen werde, bei uns ganz andere, viel 
höhere Percentſätze ſtatuiert werden. Und dies iſt umſo bemerkens⸗ 
werter, als die preußiſche Gewerbeſteuer auch Actienunternehmungen 
in ſich ſchließt, während die öſterreichiſche allgemeine Erwerbſteuer 
diejenigen Geſellſchaften, welche zu öffentlicher Rechnungslegung 
herangezogen werden, in eine ſeparate Kategorie einſetzt, jo dajs 
der hohe Betrag, welcher in der allgemeinen Erwerbſteuer gezahlt 
werden ſoll, nicht einmal einen Beitrag von den Actiengeſellſchaften 
in ſich ſchließt. 

Was an dieſem Erwerbſteuertarif wenig anziehend iſt, das iſt 
feine ungeheuere Weitſchweifigkeit und feine Compliciertheit. Ver— 
gleicht man ihn mit dem preußiſchen Erwerbſteuergeſetz, wo nur 
wenige präciſe Worte geſagt ſind und wo nach dem Ermeſſen der 
Erwerbſteuer-Commiſſion die Vertheilung in den Erwerbſteuergeſell— 
ſchaften zu erfolgen hat, jo wird man ſagen, daſs ſchon der Über⸗ 
blick über dieſen Geſetzentwurf ein außerordentlich ſchwieriger iſt. 
Nicht weniger als 2000 verſchiedene Arten von Gewerbetreibenden 
ſind in dieſem Erwerbſteuertarif aneinandergereiht und jede dieſer 
einzelnen Kategorien hat wieder zwei, ſelbſt vier und mehr Unter— 
abtheilungen. 

Nicht weniger als 180 Seiten lang iſt der Erwerbſteuertarif, 
io dafs der einfache Bürger kaum, oder vielfach nicht in der Lage 
ſein wird, diejenige Tarifelaſſe herauszufinden, in welche er ein— 
gereiht wird. 

Ich bin vollkommen überzeugt, daſs das Abgeordnetenhaus 
in dieſer Form den Erwerbſteuertarif nicht annehmen wird. Ich 
bin auch überzeugt, daſs man viel einfachere Grundlagen wählen 
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wird. Obwohl der Erwerbſteuertarif mit ganz außerordent— 
lichem Fleiße gearbeitet iſt und alle wiſſenſchaftlichen Hilfsmittel 
herbeigezogen ſind, ſind trotzdem ſtarke Unebenheiten in dem— 
ſelben, die ja vielleicht gar nicht zu vermeiden ſind, wenn man 
2000 Gattungen von Erwerbſteuerträgern nach ihrer Steuerleiſtung 
abwägen ſoll. | 

Dieſe Abwägung kann gar nicht eine ganz gerechte fein, und fo ift 
es z. B. gekommen, dajs man die Fabrikanten, welche Drechsler: 
waren erzeugen, weniger hoch beſteuert, als Gewerbetreibende, 
welche nicht 20 Arbeiter haben und Drechslerwaren erzeugen. 
Durch einen Irrthum des Redacteurs, durch Ungenauigkeiten ſind 
hier Unvollkommenheiten entſtanden, welche ſich, wenn man genauer 
eingehen möchte, außerordentlich vermehren würden. 

In der 1. Claſſe dieſes Steuertarifes ſind die Fabrikanten, 
in der 2. Claſſe ſind diejenigen Gewerbetreibenden, welche den 
Befähigungsnachweis abzulegen haben, und hier zeigen ſich manche 
Incongruenzen. Die Abſicht des Geſetzgebers war — es kann nicht 
geleugnet werden —, den Fabrikanten höher zu beſteuern; aber 
es gibt einzelne Claſſen, wo durch einen Irrthum der Redaction 
die Gewerbetreibenden höher beſteuert ſind als die Fabrikanten. 
Allerdings wird bei der Auflegung der Steuern hier eine Aus— 
gleichung erfolgen, indem ja bekanntlich ein Minimum und ein 
Maximum in dieſem Steuertarif feſtgeſtellt iſt, innerhalb deſſen 
ſich die Steuercommiſſion halten kann; das Maximum iſt vier— 
mal ſo hoch als das Minimum, und die Steuercommiſſion kann 
ſelbſt zur Hälfte des Minimums und zum Doppelten des Maxi— 
mums in Ausnahmsfällen und mit qualificierter Mehrheit ſchreiten. 
Aber jedenfalls wird es nie möglich ſein, wenn überhaupt ein ſo 
complieierter Steuertarif aufgeſtellt wird, eine vollſtändige Ge— 
rechtigkeit zu wahren, und es iſt viel beſſer, wenn nach Feſtſtellung 
einiger klarer Grundſätze dem Ermeſſen der Steuercommiſſion, 
die gerecht zuſammengeſetzt ſein muſs, eine weſentliche Vollmacht 
ertheilt wird. 

Ich glaube alſo nicht, daſs der Erwerbſteuertarif und das 
Erwerbſteuergeſetz glückliche Schöpfungen ſind, wenn man ſie mit 
dem Einkommenſteuergeſetz vergleicht, welches, wie ich glaube, ganz 
vortrefflich iſt, und das auch im weſentlichen angenommen werden 
kann. Aber es iſt ein Gedanke in dem Erwerbſteuergeſetz, welcher 
ein ſehr geſunder iſt, und ich glaube, es muſs im Gemeinderathe 
ausgeſprochen werden, daſs er ein ſehr geſunder iſt. 

Dieſes Erwerbſteuergeſetz unterſcheidet nämlich bei den Erwerb— 
ſteuerpflichtigen der handwerksmäßigen Gewerbe zwiſchen ſolchen, 
welche für den eigenen Kundenkreis arbeiten und einen ſelbſtändigen 
Betrieb haben, und ſolchen, welche für andere Unternehmer arbeiten. 
Es unterſcheidet alſo den Schneider, der für Kunden arbeitet, von 
dem Schneider, welcher für den Coufectionär arbeitet; es unter— 
ſcheidet zwiſchen dem Tiſchler, welcher für Kunden arbeitet, und 
zwiſchen dem Tiſchler, welche für den großen Möbelhändler arbeitet. 
Und es ſetzt für die zwei Kategorien verſchiedene Steuerſätze feſt, 
einen erheblich höheren für den Gewerbetreibenden, welcher für 
eigene Kunden arbeitet, gegenüber demjenigen Gewerbetreibenden, 
welcher für einen Unternehmer arbeitet. Ich weiß nicht, ich bin 
nicht ſo bewandert in der Steuergeſetzgebung, ob dieſe Idee irgendwo 
anders bereits angewendet wurde. Aber ſie iſt ein Vorzug 
unſeres Steuergeſetzes, und ich glaube, ſie ſollte noch aus⸗ 
geſtaltet werden. Um ein Beiſpiel anzuführen — es iſt dies ein 
Umſtand, der noch nicht ſehr in die öffentliche Meinung gedrungen 
iſt — hebe ich Folgendes hervor. Ein Schneider in Wien, welcher 
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für ſeine Kunden arbeitet, hat (bei kleinerem Betriebe) als Grund— 
taxe 5 bis 20 fl. zu entrichten und außerdem eine Betriebstaxe, 
welche ſich nach der Anzahl der Hilfskräfte richtet. Der Schneider 
aber, der für einen anderen Unternehmer arbeitet, hat nur die 
Grundtaxe von 3 bis 12 fl. zu zahlen und hat gleichfalls dann 
eine Betriebstaxe zu entrichten, welche geringer iſt — ſie iſt nach 
der Anzahl ſeiner Hilfskräfte bemeſſen — als jene Betriebstaxe, 
welche der ſelbſtändige Schneider zu bezahlen hat. Das iſt ein ſehr 
geſunder Gedanke. 

Weniger glücklich ſcheint mir — und ich möchte hier Ihre 
Aufmerkſamkeit auf einen ſehr wichtigen Punkt lenken — daſs das 
Geſetz eine fo ſcharfe Scheidung macht zwiſchen demjenigen Ge— 
werbetreibenden, welcher weniger als fünf Arbeiter beſchäftigt und 
jenem, welcher mehr als fünf Arbeiter beſchäftigt. Das Geſetz ſtatuiert 
für denjenigen, der weniger als fünf Arbeiter beſchäftigt, einen 
erheblich niedereren Steuerſatz, als bei demjenigen, der mehr als 
fünf Arbeiter beſchäftigt. Glauben Sie nicht etwa, daſs ich gegen 
den Gedanken der Progreſſion bei der Einkommenſteuer eingenommen 
bin; es iſt ein Gedanke, der jo geſund iſt, dajs man blind fein 
müſste, um ihn nicht für gerecht zu halten. Ich finde aber, dals 
die Grenze hier zu niedrig geſetzt iſt. Bedenken Sie, dafs ein 
Gewerbsmann, welcher fünf Arbeitskräfte beſchäftigt, wenn er 
ſelbſtändig iſt, alſo ein Schneider, Schuſter, wenn er nur ein 
kleines Gewerbe betreibt, zwiſchen 5 und 20 fl. Grundtaxe und die 
entſprechende Betriebstaxe für jeden ſeiner Hilfsarbeiter bezahlt — 
einen halben bis eineinhalbfachen Betrag. Sobald er aber mehr als 
fünf Arbeiter, wenn er nur einen ſechsten Arbeiter beſchäftigt, ſo 
hat er nicht nur für den ſechsten Arbeiter die höhere Betriebstaxe 
zu bezahlen, ſondern es erhöht ſich zugleich die Steuer für alle ſechs 
Arbeiter, welche er zu bezahlen hat. Das iſt nun, wie ich glaube, 
ein nicht richtiger Gedanke, wenigſtens ſollte die Grenze nicht fo 
niedrig geſetzt ſein. Wenn irgend jemand fo unternehmend iſt, dais 
er ſein Geſchäft ausbreitet, daſs er von ſeinem fünften zu einem 
ſechsten Arbeiter ſchreitet, ſo iſt er noch immer kein Fabrikant, kein 
Mann, der von ſeinen Renten leben kann, er iſt ein Mann, der 
ſcharf zum Geſchäfte zuſehen muss. Ich glaube, der Unternehmungs— 
geiſt wird gehemmt, indem der Erwerbſteuerſatz gleich an dieſen 
Punkten ſo bedeutend erhöht wird. Nicht erſt wenn der Mann 
ein größeres Einkommen erringt, wird ihm die progreſſiv höhere 
Steuer auferlegt, ſondern ſchon wenn er ſich einen ſechsten 
Arbeiter hält, wenn er ſein Geſchäft vergrößert, bevor er noch 
dieſes höhere Einkommen hat und ohne dass er es vielleicht haben 
wird. Nun iſt gerade zu wünſchen, dass durch die Rührigkeit 
und Energie der Geſchäftsleute ſie ſtets bemüht werden, ihr Geſchäft 
zu vergrößern. Die Erwerbſteuerſätze ſollen dieſen Unternehmungs⸗ 
geiſt nicht hemmen. Nur wenn ſich ein höheres Einkommen heraus— 
ſtellt, ſollte eine ſtärkere Progreſſion eintreten. 

Ich muss übrigens hinzufügen, dafs, während bei handwerks— 


triebstaxe für jeden einzelnen Gehilfen ſchon beim ſechsten Arbeiter 
beginnt, bei den Handelsgewerben dieſe Erhöhung der Betriebstaxe 
der Arbeiter ſchon bei dem vierten Gehilfen beginnt, fo dass der— 
jenige, der ein offenes Geſchäft hat und ſich zu ſeinem dritten 
Gehilfen noch einen vierten nimmt, nicht bloß für den vierten, 
ſondern auch für alle drei andern die höhere Betriebstaxe zu be— 
zahlen hat. Ich glaube nicht, dafs es Zweck der Geſetzgebung fein 
kann, die Zwergbetriebe, wenn ich mich ſo ausdrücken will, die 
kleinſten Betriebe, auf dieſem unteren Niveau erhalten zu wollen. 
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Das Geſetz ſoll dieſe Zwergbetriebe vollkommen entlaſten, aber es 
ſoll nicht, wenn irgend ein Gewerbsmann unternehmend iſt und 
vorwärts ſchreitet, ihm Hinderniſſe in den Weg legen. 

Aber es iſt noch eine zweite gefährliche Beſtimmung in dieſem 
Geſetze, welche den Unternehmungsgeiſt hemmt, und dieſer zweite 
gefährliche Punkt iſt der, dafs der Gewerbsmann verpflichtet iſt, 
für jede Art der Geſchäftsunternehmung eine eigene Grundtaxe an 
Erwerbſteuer zu bezahlen. Bedenken Sie, dass das Geſetz 2000 Arten 
von Erwerbsunternehmungen enthält! Sobald alſo irgend jemand 
außer der erſten Erwerbsunternehmung noch eine zweite Art von 
Erwerbsunternehmung hinzunimmt, hat er bereits eine zweite Grund— 
taxe zu bezahlen. 

Es iſt unter anderem in einer ganz berechtigten Weiſe hervor— 
gehoben worden, das das Geſetz z. B. jeden Lederwaren-Galan— 
terie-Erzeuger, welcher zugleich eine kleine Erzeugung von Bronze— 
Galanteriewaren in ſeinem Geſchäfte beginnt oder zugleich Holz— 
Galanteriewaren zu erzeugen unternimmt, dass es dieſen Erwerb— 
ſteuerpflichtigen zu drei verſchiedenen Grundtaxen herbeizieht, wie 
wenn er verſchiedenartige Unternehmungen betreiben würde. Das 
ſcheint gleichfalls ein Hemmnis des Unternehmungsgeiſtes zu ſein. 
Es iſt in unſerer Zeit modern geworden, daſs man die Gewerbe 
immer mehr ſcheidet und einſchachtelt und den größten Wert darauf 
legt, daſs Jeder nur an einem beſtimmten Gewerbe haftet. Ich 
kann mich dieſer Richtung nicht anſchließen und nicht einſehen, dafs 
man einem unternehmenden Manne, der ſeinen Gewerbebetrieb 
nicht bloß nach der Größe des Betriebes, ſondern auch nach der Art 
des Geſchäftes ausdehnt, in dieſer Weiſe ein gewiſſes Hindernis 
entgegenſetzt, ihm eine gewiſſe Strafe auferlegt. 

Meine Herren! Ich fürchte ſehr, daſs das Finanzminiſterium, 
indem es dieſen Vorſchlag gemacht hat, jenem engherzigen Zuge 
unſerer Zeit allzuſehr huldigt, welcher eine Trennung der einzelnen 
Unternehmungszweige begünſtigt. Aber ebenſo wie die Herren, welche 
den Befähigungsnachweis forderten, ſich ſpäter ſelbſt ſagten, dafs 
ſie dadurch geſchädigt ſeien, indem ihnen ſehr oft eine doppelte 
Steuer für eine zweite Art von Gewerbe, das ſie in ihrem Laden 
betreiben, auferlegt wird, fürchte ich, dass durch dieſe Scheidung und 
Schachtelung den Gewerben eine noch größere Steuer auferlegt 
wird. In dem ganzen Erwerbſteuer-Geſetzentwurfe kommt ein Ge— 
danke zum Vorſchein, der mir nicht ſehr glücklich zu ſein ſcheint. 

Dieſes Erwerbſteuergeſetz geht, wie ich ſchon an einzelnen 
Beiſpielen gezeigt habe, eigentlich von dem Gedanken aus, dafs 
nicht bloß die Einkommen-, ſondern auch die Erwerbſteuer in ſtarken 
Sätzen progreſſiv aufzuerlegen ſei; und die Progreſſion ſteigt mitunter 
in einer ſehr beträchtlichen Weiſe, wie ich Ihnen an einem claſſiſchen 
Beiſpiele zeigen werde. In der VI. Abtheilung der Erwerbſteuer— 
pflichtigen, am Schluſſe der Liſte der Erwerbſteuerpflichtigen, ſind die— 
jenigen angeführt, welche die Steuer nach ihrem Ertrage zu ent— 


richten haben. Es iſt dies eine ziemlich lange Reihe von Erwerb— 
mäßigem Betriebe dieſe bedeutende progreſſive Erhöhung der Be— 


ſteuerpflichtigen, welche nicht nach der Anzahl ihrer Hilfskräfte, 
nicht nach der Anzahl ihrer Erzeugniſſe, ſondern nach dem Ertrage 
beſteuert ſind. Ich hebe einige von dieſen als Beiſpiel hervor; es 
ſind dies die Architekten, Maler, Bildhauer, der ganze Großhandel, 
der über ein größeres Capital als 200.000 fl. im Geſchäfte ver- 
fügt, es ſind dies die Verlagsbuchhändler, die chemiſchen Fabriken, 
die Bergwerke, die Seidenſpinner und andere. Wenn man ſich nun 
anſieht, wie hohe Percente dieſen Bürgern auferlegt werden, ſo 
erſchrickt man eigentlich. Es iſt bekannt, daſs der Finanzminiſter 
zu wiederholtenmalen in ſeiner Rede über den Steuerentwurf 
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gejagt hat, daſs die hohen Steuer ſätze zur Steuerverheimlichung, 
zur Steuerhinterziehung geführt haben und daſs man deshalb 
niedrige Steuerſätze wählen muss, damit die Bürger offenherzig 
ihr Einkommen bekennen. Aber dieſe VI. Claſſe von Erwerbſteuer— 
pflichtigen, welche nach dem Ertrage beſteuert wird, wird mit 
ſehr hohen progreſſiven Steuerſätzen belegt. Dieſer Steuerſatz beträgt 
bei Perſonen, welche 4000 fl. Einkommen haben — ich ſpreche 
hier bloß von der Erwerbſteuer, denn die Einkommenſteuer gehört 
in eine andere Kategorie — 2½ bis 4½ Percent ihres Ein— 
kommens. Dazu kommen noch Zuſchläge für das Land, Zuſchläge 
für die Gemeinde. Da aber Perſonen, welche 4000 fl. Einkommen 
haben, außer der Erwerbſteuer 2 bis 3 Percent an Einkommenſteuer 
zu bezahlen haben werden, ſo hat dieſe Kategorie von Geſchäfts— 
leuten im ganzen bis zu 7 Percent ihres Einkommens zu bezahlen, 
wozu noch verſchiedene Zuſchläge für das Land und die Gemeinde 
kommen. 

Die Erwerbſteuerpflichtigen, welche über 6000 fl. Einkommen 
haben, haben einen progreſſiven Erwerbſteuerſatz von 4 bis 
6 Percent zu bezahlen, wozu dann noch die Zuſchläge und 
außerdem noch die Einkommenſteuer kommt. Merkwürdigerweiſe 
hat der Finanzminiſter, welcher einen ſo großen Wert auf die 
Niedrigkeit der Einkommenſteuerſätze legt, bei der Erwerbſteuer 
einen außerordentlich hohen progreſſiven Satz gewählt, einen ſo 
hohen Satz, dajs, wenn die betreffenden Staatsbürger ihr Ein⸗ 
kommen voll und ganz fatieren, ſie eine Steuer zahlen, die mindeſtens 
ſo hoch, wahrſcheinlich höher iſt, wie diejenige, welche ſie jetzt 
zahlen. Nun find aber die Erwerbſteuerpflichtigen, welche ein Ein— 
kommen von 4000 oder 6000 fl. beſitzen, in Wien wenigſtens 
noch nicht in der Lage, mit außerordentlichem Luxus ihr Leben 
zu führen; ſie gehören der wohlhabenden Bürgerclaſſe an, welche 
für die Geſellſchaft von größtem Werte iſt, welche für die Geſell— 
schaft ſehr viel leiſtet, aber noch nicht den Genuss des Lebens 
allzuweit treiben darf. Ich fürchte alſo, daſs dieſe hohen Sätze 
des Erwerbſteuertarifes einen ſehr ſchädlichen Einfluſs haben werden 
darauf, daſs die Bürger ihr Einkommen ehrlich fatieren. Wenn 
die Erwerbſteuer-Commiſſion dieſe Claſſen von Erwerbſteuer— 
pflichtigen ſo hoch taxieren muſs nach dem Geſetze — denn ſie 
werden nach dem Ertrage ihres Einkommens taxiert — wird die 
Höhe der Taxierung auf die anderen fünf Claſſen zurückwirken, 
und wir werden dann Steuerſätze für die Erwerbſteuer haben, 
welche jo hoch find, dass jedermann ſein Einkommen ganz ſo 
wie bisher nur auf die Hälfte oder ein Drittel angeben wird, 
ſo daſs auch wieder bei der Einkommenſteuer wenig zuſtande 
kommen wird. Demnach, meine Herren, halte ich die Anordnung, 
wonach die Erwerbſteuer mit fo hohen Progreſſivſätzen vorgeſchlagen 
wird, im Intereſſe des Ausbaues unſerer Steuergeſetzgebung nicht 
für glücklich. Wenn man bedenkt, dass das preußiſche Erwerb— 
ſteuergeſetz 1 Percent gewählt hat, während hier, wie Sie ſehen, 
bis zu 6 Percent geſchritten wird, ſo muſs man die Überzeugung 
ſchöpfen, daſs die Abſicht unſeres Finanzminiſters, eine gerechte, 
aufrichtige Einkommenſteuerfatierung herbeizuführen, vereitelt werden 
wird. Dies iſt ein Grundfehler dieſes Erwerbſteuertarifes, und ich 


glaube, dass daran die ganze Steuerreform ſcheitern könnte, wenn 


man dieſe Grundſätze aufrecht erhält. 

Ich lenke aber, um Ihnen die Ungerechtigkeit dieſer Au— 
ordnung zu zeigen, Ihre Aufmerkſamkeit darauf, daßs die Erwerb— 
ſteuer nach der Vorlage des Finanzminiſters die einzige Ertrag— 
ſteuer ſein wird, welche dieſe progreſſiven Sätze zeigen wird. Bei 
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der Grundſteuer kann einer 100.000 oder 500.000 fl. Einkommen 
haben, er zahlt keine progreſſive Steuer; er zahlt eben nur, wenn 
er 100.000 fl. Einkommen hat, zehnmal ſoviel, als wenn er 
10.000 fl. Cataſtral⸗-Reineinkommen hat, aber um nichts mehr. 
Die Rentenſteuer, die gerechteſte, weil fie diejenigen belaſtet, 
welche keine Arbeit leiſten und nur von ihren Erſparniſſen oder 
von demjenigen, was ſie von ihren Vorfahren ererbt haben, leben, 
wird nur 2 Percent betragen; die Erwerbſteuer ſoll bis zum 
Satze von 6 Percent hinaufgehen. Iſt es gerecht und billig, wenn 
man den Gewerbe-, den Handeltreibenden, welcher im Geſchäfte 
ſteht und das Volksvermögen vermehrt, ſoviel mehr beſteuert als 
den Rentenſteuerpflichtigen? Schon jetzt hat man die Beobachtung 
gemacht, nicht etwa, daſs wir in Oſterreich zu wenig Geld haben 
— es gibt viele, die Geld haben — ſondern dafs fie ihr Geld 
nicht in die Geſchäfte ſtecken, lieber Renten kaufen, und dajs zu 
wenig Unternehmungsgeiſt herrſcht. Wohin werden wir kommen, 
wenn man an Rentenſteuer nur den dritten Theil von dem zahlt, 
was man au Erwerbſteueuer zahlt? Es wird jeder mit dem größten 
Behagen ſich lieber Papiere kaufen und Coupons abſchneiden, ſtatt 
ſich an das Riſico eines Geſchäftes zu wagen. Der Unternehmungs- 
geiſt wird in keiner Weiſe gehoben. 

Ich erinnere mich dabei lebhaft an einen ſehr intereſſanten 
Ausſpruch, den der verſtorbene polnische Abgeordnete Haus ner, 
einer der beſten Köpfe des öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſes, 
einmal gethan hat. Er erzählte, er beſitze ein Vermögen von 
einigen hunderttauſeud Gulden; früher habe er es in Grund— 
ſtücken angelegt, da habe er 4 oder 5 Percent — ich kann mich 
an den Percentſatz nicht erinnern — davon gehabt, dabei eine 
unendliche Menge von Scherereien, die Sorge um die Verwaltung 
des Gutes, die Steuern und ſo weiter; dann ſei er der Sache 
überdrüſſig geworden und habe ſich öſterreichiſche Rente gekauft; 
davon habe er dasſelbe Einkommen, habe keine Plage, keine 
Steuer zu zahlen und lebe ganz bequem und frei. Meine 
Herren, es iſt ſehr traurig, wenn der Staatsbürger, ſtatt ſeine 
Kräfte, beſonders im kräftigen Maunesalter dem Erwerbe zu 
widmen und das Capital des Staates zu vergrößern, geradezu 
durch die Steuergeſetzgebung dazu gedrängt wird, ſein Geld in 
einer Weiſe anzulegen, welche die Arbeitskraft überflüſſig macht. 
(Beifall rechts.) Es iſt ganz verfehlt, wenn durch eine ſtarke 
Progreſſion gerade der Erwerbſteuer, welche ja eine Ertragſteuer 
fein ſoll, ein ſolches Reſultat erzielt wird. Und das Unrecht wird 
ja immer größer, wenn man die Erwerbſteuer — ich habe ſie 
mit der Rentenſteuer verglichen — mit der Grundſteuer vergleicht. 
Ungefähr im Jahre 1882 wurde die Grundſteuer-Hauptſumme in 
Oſterreich für 15 Jahre auf 35 Millionen Gulden feſtgeſetzt. 
Dieſe 35 Millionen werden durch 15 Jahre nicht erhöht; erſt 
nach Ablauf dieſer 15 Jahre — das wird alſo in einigen Jahren 
fein — wird man die Grundſteuer-Hauptſumme neu feſtſetzen. 

Die Erwerſteuer⸗Hauptſumme dagegen ſoll jährlich um 2°4 Per⸗ 
cent wachſen. Überhaupt möchte ich da eine Täuſchung zerſtreueu, 
welche ich oft in den Zeitungen und in den Reden in öffentlichen 
Verſammlungen gefunden habe, d. i. nämlich die Täuſchung, als 
ob dieſe Steuervorlagen gar keine Erhöhung der Steuern bedeuten 
würden. Es iſt dies ja ein ſehr ſchöner Gedanke, und der Herr 
Finanzminiſter hat ausdrücklich geſagt — es ſteht auch in einem 
Artikel des Geſetzes —, alles was die Perſonaleinkommenſteuer tragen 
werde, wird zu einem Nachlaſſe an den Ertragſteuern verwendet 


werden. Das iſt ganz ſchön und auch ehrlich gedacht, aber ich mache 
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aufmerkſam, dajs dies nur in den Jahren 1894 und 1895 der Fall 


ſein wird. Im Jahre 1895 werden dann auf Grundlage des 
Ertrages der Einkommenſteuer die Nachläſſe bei der Grund-, 
Erwerb- und Hauszinsſtener endgiltig feſtgeſtellt werden, dann aber 
kann die Erwerbſteuer von 24 Percent bis ins Ungemeſſene 
wachſen und die Perſonaleinkommenſteuer bei ſteigendem Wohl— 
ſtande oder bei ftärferer Anſpannung der Steuerſchraube gleichfalls. 
(Richtig!) Wir haben alſo nur zwei bis drei Jahre Schonzeit, 
und dann geht die Geſchichte von neuem an; und ich fürchte ſehr, 
daſs die zwei bis drei Jahre, welche wir keine Erhöhung der 
Steuern haben werden, außerordentlich ſchnell vergehen, daſs wir 
aber die vielen Jahre der wachſenden Steuerlaſt noch lange fühlen 
werden. Der Herr Finanzminiſter braucht Geld, wohl auch zur 


Zahlung des neuen Goldanlehens und man hat daher den Gedanken, 


hier Geld herauszubekommen. 


Wir werden uns alſo durchaus von dem Gedanken frei zu 
machen haben, dass dieſer Entwurf keine Steuererhöhung bedeute. 
Für drei Jahre allerdings, während die Manipulation vorgenommen 
wird, wird der Bevölkerung ein Beruhigungsmittel geboten, wenn 
aber einmal die neuen Steuern platzgegriffen haben, ſo wird die 
Erhöhung von ſelbſt eintreten. Ich halte alſo die Beſchwerden, 
welche ich gegen die Progreſſion bei der Erwerbſtener zu erheben 
habe, aufrecht und halte es für ungerecht, das Bürgerthum durch 
eine Progreſſion der Erwerbſteuer zu belaſten, während man den 
großen Grundbeſitz angeſichts der ſtabilen Grundſteuer nicht belaſtet, 
ſondern eher entlaſtet. 

Ich halte es für ungerecht, das erwerbende Bürgerthum, das 
in Handel und Gewerbe thätig iſt, progreſſiv zu beſteuern, während 
das Renteneinkommen nur eine ſtändige Steuer von zwei Percent 
zu zahlen hat, aber ich verwahre mich dagegen, als ob ich ein 
Gegner des Principes der Progreſſion wäre. Die anſehnliche 
Progreſſion gehört jedoch in die Einkommenſteuer hinein, welche 
das wirkliche Einkommen trifft, während die Ertrag- und Er— 
werbſteuer, welche die Ausdehnung der Unternehmungen beſteuert, 
nur ſchonend zur Progreſſion herangezogen werden ſoll. Ich halte es für 
ungerecht, das Bürgerthum ſo hoch zu beſteuern, und zwar ſowohl 
die mittleren, als auch die höheren Claſſen — denn ich vertrete 
die Gerechtigkeit auch dann, wenn die höheren Claſſen betroffen 
werden (Ironiſche Zwiſchenrufe links.) und ſcheue mich nicht, dies 
zu ſagen, wenn ich auch Spottrufe höre — ich halte das Princip 
der Progreſſion gerade den bürgerlichen Claſſen gegenüber nicht 
für gerecht, und werde deshalb eine Reſolution vorſchlagen, welche 
ſich etwa als letzter oder vorletzter Punkt den Neferenten- Anträgen 
anſchließen würde, und deren Redaction ich dem Herrn Referenten 
überlaſſe. 

In dieſer Reſolution hebe ich auf das ſchärfſte hervor, 
daſs wir für eine nachdrückliche Progreſſion in der Einkommen— 
ſteuer ſind, aber eine ſo ſcharfe Progreſſion in der Erwerbſteuer 
ablehnen müſſen. 

Dieſe Reſolution lautet: 

„Der Gemeinderath tritt dem Gutachten des Referenten Dr. 
Vogler im weſentlichen bei, hebt aber zudem nachdrücklich her— 
vor, daßs die von der Regierung beantragte, ſtarke Progreſſion der 
Erwerbſteuerſätze, welche zumal den Mittelſtand in bedenklicher Weiſe 
belaſtet, zu den größten Bedenken Anlaß gibt, da von den anderen 
Ertragſteuern keine, weder die Grundſteuer, noch die Rentenſteuer, 
noch auch die Gebäudeſteuer, eine Progreſſion aufweist. 
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Der Gemeinderath gibt dem gegenüber ſeiner Überzeugung 
Ausdruck, dass er lediglich bei der Einkommenſteuer für eine nach— 
drückliche Progreſſion einzutreten vermag, welche nach ſeiner An— 
ſchauung die kleinen Steuerträger mehr noch als beabſichtigt iſt, 
entlaſten, und dafür die großen Einkommen aller Gattungen ſtärker 
herbeiziehen ſoll. Er warnt vor einer drückenden Progreſſion inner— 
halb der Erwerbſteuer umſo ernſtlicher, weil dadurch die Entwick— 
lung der Einkommenſteuer, dieſes Eckſteins des verbeſſerten Steuer— 
ſyſtems bedroht, weil insbeſondere der bisherige Übelſtand der 
unaufrichtigen Steuerbekenntniſſe verewigt wird, und endlich weil 
ſonſt ein eruſter Beſchwerdepunkt der handel- und gewerbetreibenden 
Bürger gegen den Renten-, ſowie gegen den Grundbeſitzer geſchaffen 
wird.“ (Bravo-Rufe rechts.) 

Das iſt die Reſolution, welche ich vorſchlage. Das iſt eine 
Reſolution, welche — ich ſage es offen — den Standpunkt des 
Bürgerthums, welches durch die Erwerbſteuer getroffen iſt, wahren 
ſoll gegenüber dem Renten- und Großgrundbeſitzer. Wir, meine 
Herren, ſtehen ja ohnedies unter dem Zeichen der Herrſchaft des 
Grundbeſitzes, insbeſondere des Großgrundbeſitzes. (Rufe: Leider!) 


Der Großgrundbeſitz hat die Klinke der Geſetzgebung in der Hand, 


und der Großgrundbeſitz iſt umſo mächtiger, als das Bürgerthum 
ſich leider in zwei Claſſen geſpaltet hat, welche gegen einander 
gehetzt werden und ſich feindlich gegenüberſtehen. Von dem Zeit— 
punkte an, in welchem dieſe Verhetzung und Entzweiung des Bürger— 
thums eingetreten iſt, datiert auch die Übermacht des Großgrund— 
beſitzes. (Heiterkeit links.) Ja, meine Herren, nicht bloß, dafs die 
Führer des einen Theiles des Bürgerthums die Geſchäfte des Groß— 
grundbeſitzes beſorgen, haben ſich die Führer ſogar einen Führer 
aus dem Großgrundbeſitze genommen, welcher ganz gut weiß, dass 
dieſe Entzweiung des Bürgerthums den Intereſſen ſeines Standes 
ganz beſonders dient. (Beifall und Händeklatſchen rechts. — Wider— 
ſpruch links.) Das iſt die Urſache (neuerlicher Widerſpruch links), — 
ich bitte den Herrn, welcher hinter mir fügt, mich zu widerlegen, 
aber nicht zu unterbrechen, jedenfalls wird er die Thatſache, dafs 
eine Progreſſion in der Erwerbſteuer dem Bürgerthum auferlegt 
wird, während die Partei, die ihm einen Führer geliehen hat, für 
den Grund- und Rentenbeſitz das ablehnt, nicht aus der Welt 
ſchaffen. Daher, meine Herren, weil ich einen Theil des Bürger— 
thums vertrete, und weil ich glaube, dajs der Gemeinderath von 
Wien verpflichtet iſt, das gute Recht des Bürgerthums zu wahren, 
und weil ich der Meinung bin, dass der gerechtere Theil derjenigen, 
welche gegen meine Partei ſtehen, einſieht, dafs dieſer Gedanke wohl 
erwogen werden muſs, habe ich mir erlaubt, dieſen Antrag zu ſtellen. 
Es wird nicht ſchaden, wenn der Gemeinderath von Wien erklärt, 
daſs er das Unrecht, welches das gewerbetreibende Bürgerthum 
gegenüber dem Renten- und Grundbeſitz treffen ſoll, abzuwehren ent— 
ſchloſſen iſt. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen rechts.) 
Gem.-Nath Jedliéla: Ich werde Sie nicht lange aufhalten 
mit meiner Rede. Ich mus jagen, dass das, was in der Geſetzes— 
vorlage verſprochen wird, thatſächlich nicht beabſichtigt iſt. Es heißt, 
daſs durch dieſe Steuergeſetz-Regulierung dem Gewerbe eine gewiffe 
Erleichterung zugute komme. Wenn man aber das durchſieht, ſo 
findet man keine Spur von einer Erleichterung. Man wird dadurch, 
daſs man einen Kleingewerbetreibenden, der nur mit einem Lehrling 
oder Angehörigen arbeitet, ohne denſelben zu beſteuern, arbeiten läſst, 
dem Kleingewerbe patentierte Pfuſcher ſchaffen, und wird den Klein— 
gewerbetreibenden dadurch, dafs man denjenigen, welcher das Ge— 
werbe groß betreibt, billiger beſteuert, ſchneller umbringen. Auf 
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ſonſt etwas iſt dieſe Vorlage nicht berechnet, als auf die Vernichtung factiſche Börſe und es ſteigen die Preiſe der Stimmzettel, welche 


des heute um ſeine Exiſtenz ringenden Kleingewerbeſtandes. Bei uns 
Tiſchlern zum Beiſpiel kommt, wenn einer zwiſchen 5 bis 20 Gehilfen 
hat, eine Steuergrundquote zwiſchen 5 bis 20 fl. auf einen Gehilfen. 

Es kann aber die Commiſſion beſtimmen, dafs er auch andert⸗ 
halbmal ſoviel bezahlt, während bei dem Großbetriebe die Grund— 
ſteuer nur 3 bis 12 fl. beträgt. Wo iſt hier eine Erleichterung 
für den Kleingewerbetreibenden? Da iſt überhaupt an eine Erleich— 
terung nicht zu denken. Denken wir uns, daſs dieſe Steuervor⸗ 
lage, wenn ſie genehmigt wird, mit dem anfangen wird, dass 
man die Geſammt⸗Einnahmen der ganzen Erwerbſteuer um 2˙4 Per⸗ 
cent erhöhen wird. Bei der koloſſalen Summe der Erwerbſteuer 
macht dieſe Erhöhung ſehr viel aus, und dieſe Erhöhung mußs 
der Gewerbeſtand aufbringen. Wo iſt alſo da die Erleichterung? 
Soll fie vielleicht darin beſtehen, dafs man gewiſſe Zweige der 
Hausinduſtrie freiläſst. Das heißt nichts anderes, als das paten- 
tierte Pfuſcherthum begünſtigen. Wir haben heute leider ohnehin 
ſchon genug darunter zu leiden und können uns desſelben nicht 
erwehren. Wenn es nun noch durch das Geſetz beſtätigt wird, 
dann haben wir nichts als Pfuſcher und niemand wird Steuer 
zahlen. N 

Dann kommt auch die Zuſammenſetzung der Steuercommiſſion. 
Die Bedenken, die Herr Collega Wünſch diesfalls geäußert hat, 
habe ich nicht. Er hat gefürchtet, dafs, wenn die Wahl in die 
Commiſſion eine directe ſei, in dieſe zur Hälfte Kleingewerbe⸗ 
treibende kommen werden und dajs ein Viertel aus Delegierten der 
Handelskammer, und ein weiteres Viertel aus Finanzmännern 
beſtehen wird, unter Vorſitz eines Finanzbeamten, den der Finanz⸗ 
miniſter ernennt; und dass dieſe Commiſſion dem Großbetriebe 
größere Steuern aufzuwälzen beſtrebt ſein wird. 

Dieſe Bedenken halte ich für ganz unberechtigte. Ich glaube 
nicht, dafs Kleingewerbetreibende hineinkommen; es könnte höchſtens 
in antiſemitiſchen Bezirken geſchehen, wo man ſagt: wir brauchen 
die Großen nicht — wir können uns auf eigene Füße ſtellen. 

Ich bitte, die Erwerbſteuer⸗Regulierung gilt ja nicht bloß für 
Wien, ſondern für ganz Cisleithanien, und dort werden die Leute 
ja durch Wahlmänner gewählt. Man ſchreit immer und will dem 
Arbeiter das Wahlrecht geben, und hier knechtet man ſogar den 
Steuerzahler. Dieſen will man durch Wahlmänner wählen laſſen. 
Iſt das ein würdiges Vorgehen, daſs man ihm einen Vor⸗ 
mund ſetzt! Er ſoll über feine eigenen Angelegenheiten ſelbſt ent- 
ſcheiden und nicht durch Wahlmänner! Dieſes Wahlmännerſyſtem 
hat ſchon etwas für ſich. Man hat damit in gemiſchtſprachigen 
Ländern eine künſtliche Majorität geſchaffen. Aber die Steuer hat 
mit ſolchen Manipulationen, wie die Sprachenfrage, nichts zu thun. 
Die Steuer belaſtet den ſo oder ſo Redenden gleichmäßig, und 
darum iſt es nicht am Platze, daſs man die Bevölkerung auf dem Lande 
durch Wahlmänner wählen läſst. 

Ich werde als Zuſatz den Antrag ſtellen: Wir ſollen 
von der Regierung verlangen, daf3 jeder, der zur 
Wahl berechtigt iſt, in dieſer Beziehung direct wählt. 

Dann denken Sie ſich, wie die Herren aus der Handels⸗ 
kammer ausſehen wer den. (Heiterkeit links.) Wiſſen Sie, wie die 
Wahlen dort gemacht werden? Ich werde es Ihnen erzählen, 
vielleicht hat man es bereits vergeſſen. 

Wenn für die Handelskammer die Wahlen ausgeſchrieben 
werden — Sie können beim Landesgerichte die Protokolle einſehen, 
die das beweiſen —, entſteht bei einem gewiſſen Advocaten eine 


gekauft werden, je nachdem viel oder weniger aufgebracht werden, 
von 5 auf 10 kr. Sobald die Herren die abſolute Mehrheit der 
Stimmzettel in der Hand haben, hört die Agitation auf und die 
Handelskammerwahl iſt fertig. 

Einem Schneider hat man den Vorwurf gemacht, dafs er 
Stimmzettel von Perſonen corrigiert hat, die ihn dazu ermächtigt 
haben; er hieß Stimmzettelfälſcher. Iſt das nicht ebenſo bei der 
Handelskammerwahl, iſt das nicht auch eine Fälſchung der öffent- 
lichen Meinung, nicht eine gekaufte Wahl? 

So werden die Vertreter der Handelskammern für den Gewerbe: 
ſtand ausſehen; da haben wir doch Urſache, Angſt vor denſelben 
zu haben! 

Dann vermiſſe ich hier eine Sache, die bis heute uſuell war 
und ſich bewährt hat, und ſelbſt jene Herren, welche meine ärgſten 
Gegner find, werden es anerkennen. Geſtatten Sie mir, dass ich 
Ihnen Folgendes vor Augen führe: Wenn eine Commiſſion ge⸗ 
wählt wird — nehmen Sie an, aus ganz unparteiiſchen Ehren⸗ 
männern, nehmen Sie an, für den ganzen Bezirk wählen Sie 
12 oder 24 Männer —, iſt es denn möglich, das die Herren, 
welche in der Commiſſion ſitzen, bei der beſten Abficht, in alle 
dieſe Gewerbe, die zu beſteuern ſie die Aufgabe haben, Einblick 
nehmen können? Können ſie den Gang des Geſchäftes verſtehen, 
können ſie deſſen Ertragsfähigkeit beurtheilen? Das kann der 
ehrlichſte Menſch der Welt nicht thun, er kann es in ſeinem Fache 
oder Nebenfache, das er zu ſtudieren Gelegenheit hat, aber nicht 
im allgemeinen thun. 

Man hat in der Steuervorlage auf diejenigen, die dazu 
berufen ſind und die Sache verſtehen, ganz vergeſſen. Man hat 
bis heute immer die Vorſtehungen der Genoſſenſchaften gefragt, 
und die Vorſtehung hat ſich bei den Mitgliedern erkundigt und ihr 
Gutachten abgegeben, ein Gutachten gab das Markteommiſſariat, 
ein zweites der Bezirk, ein drittes die Genoſſenſchaft, und die 
Finanzbehörde entſchied auf Grund dieſer Gutachten. Ich mufs 
jagen, daſs es gerechter iſt, wenn es derjenige beurtheilt, der es 
verſteht, als der es nicht verſteht; denken Sie, es wird in eine 
ſolche Commiſſion ein Mann gewählt, der Landmann iſt, der ſoll 
über das Einkommen eines Goldarbeiters urtheilen. Wie wird ein 
ſolcher Goldarbeiter ausſchauen? Der Landmann wird ihm keine 
Steuer geben, weil er nichts ſieht, die paar kleinen Uhren geben 
keinen Ertrag, es iſt nichts da. Und denken Sie ſich umgekehrt, 
wenn ein Goldarbeiter über einen urtheilen ſoll, der Exportfäſſer 
macht, wo er, wenn er zwei Fuhren hintereinander zu expedieren 
hat, für das ganze 200 fl. bekommt. Er wird nun glauben, wenn 
er in ſeiner Weſtentaſche ſeine Ware frei trägt und dabei 5 fl. 
verdient, jo muſs der andere bei ſeinen zwei Fuhren weiß Gott 
was verdienen und wird ihn ſo rieſig beſteuern, daſs er im zweiten 
Jahre zugrunde geht. Die Commiſſionen müſſen aus lauter Leuten 
zuſammengeſetzt ſein, welche das, was ſie beurtheilen auch verſtehen. 
Darauf bitte ich Rückſicht zu nehmen. 

Die Idee des Collegen Wünſch iſt wirklich nicht ſchlecht 
geweſen, daſs man auch hiebei das Wahlkörperſyſtem anwendet. 
Das wäre gerade das Schönſte, was uns noch abgehen würde, 
wenn wir auch in dieſer Hinſicht quasi einen Kaſtengeiſt hinein⸗ 
bringen würden. Wenn man die Einkommenſteuer vertheilt, ſo 
entſtehen ohnedies ſchon daraus Claſſen, und da brauchen wir 
nicht erſt diejenigen, welche aus den Wahlkörpern beſtimmt ſind, 
über diejenigen urtheilen zu laſſen, welche in demſelben Wahlkörper 
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find. Wenn der Herr College glaubt, dass das gerecht iſt, werde Ich frage aus dem Grunde, weil ich wiſſen möchte, ob man die 
ich ihm ein Beiſpiel dafür geben, dafs dem nicht jo iſt. Ich betreffenden Acten mitſchleppen mußs oder nicht. 

nehme an, es würden Leute aus dem zweiten Wahlkörper in die Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Ich kun darüber nicht 
Commiſſion gewählt, und nehme an, daßs dies lauter Privatiers Auskunft geben j ich glaube aber, es wird nothwendig fein, daſs 
oder Hausherren find, und nehme an, dass es Leute ſind, welche auch einige wichtigere Bauſtücke erledigt werden. 

ihre Häuſer nicht ſelbſt erworben, ſondern geerbt haben. Es gibt , DRG 

ja viele ſolche Leute, die das Glück haben, einen Vater gehabt zu | Gem. Rath Pr. Lueger: Es könnte das vielleicht in der 
haben, der ihnen ein Haus hinterlaſſen hat. Ein ſolcher Mann Einladung mitgetheilt werden, denn es iſt unangenehm, die Acten 
aus dem zweiten Wahlkörper ſoll nun über einen Gewerbetreibenden mitzuſchleppen. 

urtheilen, der auch im zweiten Wahlkörper iſt; er hat aber von Vice-Mürgermeiſter Dr. Nichter: Vielleicht geht es fo, dass, 
dem Gewerbe keinen Dunſt. Damit wird alſo wieder nichts anderes wenn dieſe Vorlagen mitgetheilt werden, auch die Verſtändigung 
gemacht, als was man ſonſt plant. Das Wahlkörperſyſtem hat unter einem erfolgt. 

alſo mit der Beſteuerung gar nichts zu thun. In die Commiſſion Den Antrag Jedliöka werde ich auch vervielfältigen laſſen. 
müſſen Mitglieder nn re . das, was fie beurtheilen Die Sitzung iſt geſchloſſen. 

ſollen, auch verſtehen. Es iſt auch bei der ganzen Steuervorlage f 5 

auf etwas vergeſſen worden. Man hat alles in Betracht gezogen, e enn ene 
man hat ſogar den Lehrling in Contribution geſetzt, aber von 
einer Beſteuerung der Strafhausarbeit habe ich nichts gehört. Wie 
wird es damit ausſehen? Wenn jemand draußen eine Fabrik hat, , . a * 
ſo werden ihm die Arbeiter nach Köpfen abgezählt und für dieſe Slenographiſcher Bericht 

muſs er „waſſern“, und das Strafhaus, das vielleicht dreimal über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 


ſoviel Arbeiter hat, zahlt dafür nichts. Wie ſchauen die Con⸗ i 2 _ a 
currenten aus? Können die das mitmachen? Ich glaube: Nein! a a a re 


Ich warne Sie, dass Sie das Elaborat, das uns der Herr 1892 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Joh. 
Referent vorgelegt hat, wie es gefasst iſt, annehmen. Es iſt Nep. Prix. 
darin nicht alles enthalteu, was darin enthalten ſein ſoll. Ich 
muss den Herrn Referenten um Verzeihung bitten, es nützt aber 

ichts, ich laſſe mir es von niemand auf der Welt n ; a as 
3 = in on kurzen Zeit eine fo — . en Kutſchera als landesfürſtlichen Commiſſär vorzuſtellen. (Die 
lich und richtig beantworten kann. enen EDEN en 

Es iſt hier auch vom Herrn Bürgermeiſter beftätigt worden, Gegenſtand der Tagesordnung ift die Wahl des erſten Vice⸗ 
dass nicht einmal alle Herren vom Stadtrathe gewusst haben, was Bürgermeiſters, eventuell die Wahl des zweiten Vice⸗Bürgermeiſters. 
in der Steuervorlage ſteht; wenn alſo die Herren vom Stadtrathe Es ſind mehr als 92 Herren anweſend, es kann daher der Wahlact 
dieſe Steuervorlage nicht zur Hand gehabt haben, wie können Sie beginnen. Zu Schriftführern des Wahlactes beſtimme ich 
einen Beſchluſs faſſen, da fie nicht wiffen, um was es ſich handelt? die Herren Gem.-Räthe Deh m und Schrendh, zu Seruta— 
Wenn es ſich um ein Syſtem zur Steuereintreibung handelt, wäre toren die Herren Gem.-Räthe Janotta und Zagsôrski. 
es wohl wert geweſen, daſs uns der Herr Bürgermeiſter Zeit 
gegeben oder uns vier bis fünf Wochen früher verſtändigt hätte, 
jo dafs ſich jeder, der ſich dafür interſſiert, das Büchlein hätte 
kaufen und ſtudieren können; glauben Sie, dass dann, wenn auch 
nur ſporadiſch, Anträge gekommen wären? 

Herr College Friedjung hat die Vorlage gewils ftudiert, 
Herr College Schlechter wird ſie auch ſtudiert haben, aber 
ſonſt wird es nicht viele Herren geben, welche ſich darüber nach- 
zudenken die Zeit genommen haben, und ich bin ganz und gar 
dagegen, daſs wir über das, was die Bevölkerung belaſten ſoll, 
ſo kurzweg, ſo leichtfertig berathen. Ich ſtelle nun zum Schluſſe den 
Antrag: Den Genoſſenſchaften iſt das Recht zu wahren, 
über die Steuerleiſtungsfähigkeit der Genoſſenſchafts— 
mitglieder Auskunft zu geben und ſind ſolche Gutachten 
der Genoſſenſchaften zu berückſichtigen. 

Bice-Bürgermeifter Dr. Richter: Wir werden die Ver⸗ 


Bürgermeifler Dr. Prix: Ich eröffne die Sitzung. 
Ich habe die Ehre, den Herrn k. k. Statthaltereirath Baron 


Eine Entſchuldigung iſt eingelangt vom Herrn Gem. 
Rathe v. Stummer, der aus Reichenau in Böhmen folgenden 
Brief ſchreibt (liest): 

„Ich beehre mich mitzutheilen, daſs ich zu meinem Bedauern 
verhindert bin, in der Gemeinderaths-Sitzung vom 13. d. M. vor: 

mittags zu erſcheinen. Von Dienstag den 11. bis Donnerstag 
den 13. findet die Begehungs⸗Commiſſion der Reichenau⸗Solnitzer 
Localbahn ſtatt, deren Conceſſionär die Stadt Reichenau iſt, und 
für welche ich bei der Commiſſion unbedingt perſönlich intervenieren 
muss. Als Beſtätigung des Geſagten erlaube ich mir eine officielle 
Beſcheinigung der erwähnten Stadtgemeinde ſammt der Beglaubigung 
der zuſtändigen Bezirkshauptmannſchaft Reichenau vorzulegen. Mit 
Bezug auf dieſe Entſchuldigung bitte ich, meine e zu 
entſchuldigen.“ 

Das Zeugnis lautet (liest): „Hiemit wird ämtlich beſtätigt, 
handlung abbrechen. Ich habe die Ehre, mitzutheilen, dafs die daſs vom 11. October l. J. (Dienstag) bis inclusive Donnerstag 
Anträge der Herren Collegen Wünſch und Dr. Friedjung den 13. October l. J. die Begehungs⸗Commiſſion der hieſigen 
vervielfältigt und das nächſtemal aufgelegt werden, damit die Reichenau . Kn.⸗Solnitzer Localbahn ſtattfindet, für welche die 
Herren von denſelben Kenntnis bekommen. gefertigte Stadtgemeinde Reichenau a. Kn. Conceſſionärin iſt. 

Gem. Nath Dr. Cueger: Wird die Debatte in der nächſten Nachdem Herr Civilingenieur Rudolf Stummer v. Traun⸗ 
Sitzung fortgeſetzt oder kommen currente Gegenſtände zur Erledigung? fels als einziger techniſcher Vertreter die gefertigte Stadtgemeinde 
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vertritt, ſo iſt demnach ſeine perſönliche Intervention in obgenannter 
Angelegenheit unbedingt nothwendig. 
Vom Bürgermeiſteramte der Stadtgemeinde Reichenau a. Kn. 
am 10. October 1892. 
Der Bürgermeiſter. 
Wird beſtätigt. Reichenau a. Kn., am 10. October 1892. 
Der k. k. Bezirkshauptmann.“ 

Ich glaube, meine Herren, dafs durch dieſes Zeugnis die Ab— 
weſenheit des Herrn Gem.⸗Rathes v. Stu mmer hinreichend ent— 
ſchuldigt iſt. (Zuſtimmung.) Die Herren find einverſtanden, dass 
die Entſchuldigung des Herrn Gem.⸗Rathes v. Stummer an⸗ 
genommen wird? (Allgemeine Zuſtimmung.) 

Sonſt liegt nichts vor, was zur Mittheilung zu kommen hätte. 
Ich bitte ſonach den Herrn Gem.-Rath Dehm, die Namen zu 
verleſen. Die Herren werden erſucht, die Stimmzettel zur Wahl 
des erſten Herrn Vice⸗Bürgermeiſters hier abzugeben; es find das 
die rothen Stimmzettel. 

(über Namensaufruf ſeitens des Schriftführers Gem.⸗Rathes 
Dehm geben ſämmtliche Gemeinderäthe mit Ausnahme des ab— 
weſenden Gem.⸗Rathes v. Stummer die Stimmzettel ab.) 

(Nach erfolgter Abgabe der Stimmzettel:) Ich unterbreche 
die Sitzung; um 11 Uhr beginnt das Scrutinium. (Nach Wieder- 
aufnahme der Sitzung um "all Uhr:) 

Die Sitzung iſt wieder eröffnet. Wir ſchreiten zum Serutinium. 
Herr Gem.⸗Rath Janotta wird die Stimmzettel verleſen. 

(Schriftführer Gem.⸗Rath Janotta verliest die Namen der 
ihm vom Bürgermeiſter überreichten Stimmzettel.) 

(Nach Vornahme des Scrutiniums:) 

Das Ergebnis des Scrutiniums iſt folgendes: 

Es wurden 127 Stimmzettel abgegeben, darunter war einer 
leer, einer entfiel auf Gem.⸗Rath Dr. Grübl, 38 entfielen auf 
Gem.⸗Rath Dr. Lueger und 87 auf den bisherigen zweiten Vice⸗ 
Bürgermeiſter Dr. Richter. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen 
rechts.) 

Es erſcheint daher Herr Dr. Albert Richter zum erſten Vice⸗ 
Bürgermeiſter der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien auf 
die Dauer von 3 Jahren gewählt. (Lebhafter Beifall.) 

(Zu Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter gewendet, welcher ſich 
auf den Sitz des erſten Vice⸗Bürgermeiſters begeben hat und von 
der Verſammlung mit lebhaften Beifalle begrüßt wird:) . 

Geſtatten Sie, dass ich Sie zu dieſer ehrenvollen Wahl auf 
das herzlichſte beglückwünſche. Es iſt dieſe Wahl eine Anerkennung 
für die hervorragenden Leiſtungen in Ihrer bisherigen Stellung 
als zweiter Vice-Bürgermeiſter der Stadt. 

Ich kann daran nur die Bitte knüpfen, dass Sie in bisheriger 
Weiſe mich in meinem Amte unterſtützen wollen, und gebe der 
Freude Ausdruck, dass mir wieder ein langjähriger, bewährter 
College und Freund zur Seite geſtellt iſt. (Beifall rechts.) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Nichter: Meine verehrten Herren 
Collegen! Als Sie bei Conſtituierung des Gemeinderathes mich 
mit unſerem abgeſchiedenen theuren Collegen Borſchke an die 
Seite des Herrn Bürgermeiſters ſtellten, konnte ich meinem Danke 
für die Berufung auf dieſe hohe Ehrenſtelle nur das Verſprechen 
beifügen, mein Wiſſen und meine Erfahrung voll und ganz dem 
Dienſte der Gemeinde zu widmen. 

Seither hatte ich mannigfache Gelegenheit, meine beſcheidenen 
Kräfte bei der Mitwirkung an dem ſchwierigen Werke der Ein- 
richtung der neuen Verwaltung, der allmählichen Umwandlung der 
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durch das Geſetz vom Jahre 1890 geſchaffenen großen Stadt in 
eine Großſtadt, der Ausdehnung unſerer bewährten Inſtitutionen 
auf das neue Stadtgebiet erproben zu können. 

Die neuerliche Auszeichnung durch die auf mich gefallene 
Wahl iſt mir ein Beweis freundlicher und wohlwollender Aner— 


kennung für meine bisherige Thätigkeit. (Zuſtimmung.) 


Ich ſpreche Ihnen, meine Herren, hiefür aufrichtigen, tief- 
gefühlten Dank aus. Ich werde wie bisher an der Seite unſeres 
verehrten Bürgermeiſters alle Kraft und Thätigkeit mit Hingebung 
unſerer theuren Vaterſtadt widmen, welche blühen und gedeihen 
möge immerdar, den Bürgern zum Wohle, dem Vaterlande zu 
Glanz und Ruhm! (Lebhafter Beifall.) 


Bürgermeifter: Wir ſchreiten nunmehr zur Wahl des zweiten 
Vice-Bürgermeiſters. Ich erſuche die Herren, bei dem Namens— 
aufrufe ſich — wie zuvor — zu mir zu begeben und den Stimm- 
zettel abzugeben. 

(Schriftführer Gem.⸗Rath Dehm verliest die Namen der 
Gemeinderäthe, welche ihre Stimmzettel dem Bürgermeiſter übergeben.) 

(Nach Vornahme des Serutiniums:) 

Das Reſultat des Scrutiniums iſt folgendes: 

Es wurden 127 Stimmen abgegeben; darunter ſind drei leer. 


1 Stimme entfiel auf Herrn Gem.⸗Rath Dr. Vogler, 


1 n ! n 75 n J E d li 6 k d, 

E n W 1 Boſchan, 

1 „ W N Dr. v. Billing, 
Ho 2 N 1 Dr. Lueger und 
88 „ 8 N 1 Dr. Grübl. 


Es iſt daher Herr Gem.⸗Rath Dr. Raimund Grübl zum 
zweiten Vice-Bürgermeiſter der k. k. Reichshaupt- und 
Reſidenzſtadt Wien auf die Dauer von drei Jahren 
gewählt. (Lebhafter Beifall rechts.) 

(Zu Gem.⸗Rath Dr. Grübl, der den Platz des zweiten Vice— 
Bürgermeiſters einnimmt:) Durch Ihre ehrenvolle Wahl iſt Ihnen die 
Anerkennung für Ihr bisheriges Wirken gezollt worden, und Sie 
treten nunmehr in eine hervorragende Stellung der ſtädtiſchen Admini— 
ſtration. Ich bin überzeugt, daſs das Präſidium in Ihnen eine aus⸗ 
gezeichnete Kraft gewinnt und damit auch die Stadt Wien. Sie werden 
genug Arbeit finden und Gelegenheit haben, in jeder Richtung ſich 
zum Nutzen der Stadt Wien zu bethätigen. Ich freue mich ob dieſer 
Wahl, ich bin überzeugt, dafs die bisherige Einheit des Präſidiums 
ihren Charakter durch Ihren Eintritt in dasſelbe wahrt, und 
heiße Sie auf das herzlichſte willkommen. (Lebhafter Beifall rechts.) 


Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl: Hochverehrte Herren! 
Für die auf mich gefallene Wahl zum zweiten Vice-Bürgermeiſter 
ſpreche ich meinen aufrichtigſten und ergebenſten Dank aus. 

In dieſer Wahl erblicke ich den Ausdruck Ihres wohlwollen— 
den Vertrauens, eine Auszeichnung, welcher ich mich mit allen 
Kräften würdig erweiſen will. (Beifall rechts.) 

Ich werde, ſo oft ich berufen ſein werde, dieſer Verſammlung 
zu präſidieren oder bei einer behördlichen Entſcheidung mitzuwirken, 
meinen Pflichten mit ſtrenger Unparteilichkeit und Gerechtigkeit 
nachkommen. (Beifall rechts.) 

Ich rechne es mir zum hohen Glücke an, in der gegenwärtigen 
unvergleichlich denkwürdigen Epoche als Mitglied des Präſidiums 
zur Mitwirkung an den communalen Geſchäften berufen zu ſein, 
einer Epoche, in welcher die ganze Verwaltung, der übertragene 
und der eigene Wirkungskreis, jeder einzelne Verwaltungszweig 

ar 
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nach neuen Formen ringt, neuen erweiterten Verhältniſſen und ins | in erhöhtem Maße dem Herrn Bürgermeiſter Ihre Unterſtützung 
Unendliche vergrößerten Aufgaben und geſteigerten Bedürfniſſen zu gewähren in der Lage fein werden, die Genugthuung zum Aus⸗ 
angepaſst werden mußs. drucke bringen, daſs das Gemeinweſen der Stadt Wien durch Ihre 
Unſer gemeinſames Ziel mufs hierbei fein, die berechtigten heute erfolgte Wahl zum erſten Vice-Bürgermeiſter aufs neue eine 
Wünſche der Bürgerſchaft zu befriedigen und die Bevölkerung — | verläjsliche und kräftige Stütze gewonnen hat. (Beifall rechts.) 
ſoweit es an uns liegt — zufriedenzuſtellen. (Beifall rechts.) Ihnen, hochgeehrter Herr zweiter Vice-Bürgermeiſter, tritt die 
Dieſes Ziel werde ich mir jederzeit vor Augen halten. Statthalterei als einem Bekannten gegenüber, der ſeine wertvollen, 
Hiebei werde ich jenen politiſchen und wirtſchaftlichen Grund⸗ umfaſſenden Kenntniſſe zu einer Zeit bereitwilligſt zur Verfügung 
ſätzen unentwegt treu bleiben, welche ich bisher vertreten habe und ſtellte, da noch die Idee der Bildung eines großen adminiſtrativen 
welche zur Größe und Wohlfahrt unſerer Vaterſtadt mächtig bei⸗ Körpers aus dem früheren Gebiete der Gemeinde Wien im Stadium 
getragen haben. (Beifall rechts.) der Vorberathungen und Vorſtudien lag. Auch Ihnen, gleichwie 
Schwierig ſtellt ſich mir meine Aufgabe in dem Gedanken Ihrem hochgeehrten Herrn Collegen, neben welchem Sie jene 
dar, gemeinſam mit jo ausgezeichneten und hervorragenden Männern ſchwierigen Verhandlungen, deren Ziel die Neugeburt unferer Vater⸗ 
im Präſidium zu wirken; es ihnen gleich zu thun, iſt wahrlich ſtadt war, fördern halfen, ſteht der vollſtändige Einblick in die Grund— 


nicht leicht. ideen des nunmehr ſchon eingebürgerten Statuts der Stadt Wien 
Ich gehe aber mit froher Zuverſicht ans Werk und rechne zur Seite, und begrüße ich Ihre Berufung zu Ihrer neuen Function 
auf Ihre freundliche Unterſtützung. mit wahrer Befriedigung. (Beifall rechts.) 
Schließlich bitte ich die geehrten Herren für meine Schwächen Zum Schluſſe richte ich an die geehrten Herren Vice⸗Bürger⸗ 


und Fehler, die ich ja nicht alle ſofort werde ablegen können, im | meifter im Namen Sr. Excellenz des Herrn Statthalters das Er— 
voraus um Ihre gütige Nachſicht. (Lebhafter, langanhaltender ſuchen, denſelben und die Staatsregierung dort, wo Sie berufen 


Beifall und Händellatſchen rechts.) ſein werden, den Herrn Bürgermeiſter in den Geſchäften des über⸗ 
Bürgermeifter: Ich erſuche nun den Herrn Statthaltereirath tragenen Wirkungskreiſes der Gemeinde und der politischen Behörde 

Baron Kutſchera, die Beeidigung vorzunehmen. erſter Inſtanz zu vertreten, ſtets auf das kräftigſte unterſtützen zu 
Statthaltereirath Baron Kutſchera: Hochgeehrte Herren! wollen. (Lebhafter Beifall rechts.) 

Nach den Beſtimmungen des Statutes für die k. k. Reichshaupt⸗ und Bürgermeifter: Wir haben noch dem Herrn Statthalterei- 


Reſidenzſtadt Wien haben die neugewählten beiden Vice-Bürger⸗ Rath Baron Kutſchera für ſeine Mitwirkung bei dem feierlichen 
meiſter den vorgeſchriebenen Dienſteid vor dem verſammelten Ge- Acte unſeren beſten Dank auszuſprechen. (Lebhafter Beifall und 
meinderath in die Hand des Statthalters oder des hiezu von dem⸗ Händeklatſchen.) Die Sitzung iſt geſchloſſen. 


ſelben delegierten landesfürſtlichen Commiſſärs abzulegen. (Schluss der Sitzung um 11 Uhr 15 Minuten vormittags.) 
Von Sr. Excellenz, dem Herrn Statthalter heute mit dieſer un 
Function betraut, lade ich nunmehr die neugewählten Herren Vice⸗ , 
Bürgermeiſter, nachdem dieſelben ſich zur Annahme der auf fie Stadtrat). 
gefallenen Wahl bereit erklärt haben, zur Eidesablegung ein. Bee 
Schriftführer Gem.-Rath Dehm verliest hierauf die Eides⸗ Sitzungen des Stadtrathes. 
formel, worauf zuerſt Herr Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter und ER 
hierauf Herr Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl den Eid mit den Dienstag, den 18. October 1892. 
Worten ablegen: Mittwoch, den 19. October 1892. 
„Was mir ſoeben vorgehalten wurde, und was ich wohl und Donnerstag, den 20. October 1892. 
richtig verſtanden habe, demſelben ſoll und will ich auch getreulich Freitag, den 21. October 1892. 
nachkommen, ſo wahr mir Gott helfe!“ . 
Statthaltereirath Baron Kutſchera: Indem ich die beiden 2 eri 0 t 


Herren Vice-Bürgermeifter zu der auf fie gefallenen Wahl beglück über die Stadtraths⸗Sitzung vom 6. October 1892. 
wünſche, begrüße ich ſie in dieſer Eigenſchaft im Namen Sr. Excellenz Vorſitzende: Bürgermeiſter Dr. Prix. 
des Herrn Statthalters auf das freundlichſte. 2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Rich ter. 
Sie, hochverehrter Herr erſter Vice-Bürgermeiſter, ſind nun⸗ Auweſende: Dr. v. Billin Müller 
mehr an die Stelle eines Mannes getreten, der, zu früh ſeiner | . I . 


Wirkſamkeit entrückt, ein treuer Sohn. feiner Vaterſtadt, ein guter Boſchan, eee 
5 f f . 8 5 g v. Götz, Noske, 
Patriot, ein ehrlicher, biederer Kämpfer für Wahrheit und Recht, . BR 
„ . 7 v. Goldſchmidt, Rückauf, 
ein ernſter, emſiger Mitarbeiter an den durch die Erweiterung des fi — 
a | 5 g Dr. Grübl, Schlechter, 
Gemeindegebietes der Stadt nothwendigen organiſatoriſchen Arbeiten, a 
. N . 1 . Dr. Hackenberg, Dr. Stenzl, 
offen und gerade im Verkehre mit Freund und Nichtfreund, ſich ein i 
5 Dr. Huber, Vaugoin, 
ehrendes und gewiss auch wohlwollendes Andenken verdient und a 
1 Kreindl, Dr. Vogler, 
errungen hat. (Beifall rechts.) f 
% 85 N f Dr. Lederer, Witzelsberger, 
Wie ich einerſeits mit Befriedigung conſtatieren kann, daßs die N Wur 
Erwartungen, welche ich in meinen gelegentlich Ihrer Beeidigung . 11 EN mal: 


als zweiter Vice-Bürgermeiſter am 6. Mai 1891 an Sie gerichteten . 
Worten auszuſprechen die Ehre hatte, durch Ihr energievolles Beurlaubt: St.⸗R. Schneiderhan. 
Wirken in Erfüllung gegangen ſind, ſo kann ich nunmehr, wo Sie Schriftführer: Concepts⸗Adjunct Pfeiffer. 


WSV Zu SV SU Zu Su Su Se SD u Sn 


Der Mürgermeiſter Dr. J. N. Prix eröffnet die 
Sitzung. 

St.-R. Dr. Grübl referiert über die Enthebung der Hilfs⸗ 
und Nebenlehrer an der ehemaligen Communal-Ober⸗Realſchule im 
I. Bezirke von ihrer Dienſtleiſtung vom 15. September 1892 ab und 
beantragt, die fünf Hilfs-, beziehungsweiſe Nebenlehrer von der er— 
folgten Enthebung ihrer Dienſtleiſtung durch Deeret zu verſtändigen 
und nachträglich zu genehmigen, daſs die Bezüge derſelben mit 
16. September d. J. eingeſtellt werden. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Bericht des Vorſtehers des V. Be⸗ 
zirkes in Betreff der Beſetzung von zwei Plätzen in der Karl Diehl— 
ſchen Stiftungsſchule und beantragt, den Antrag der Inſtituts-Vor⸗ 
ſtehung, beziehungsweiſe des Vorſtehers im V. Bezirke auf Aufnahme 
der Sophie Butz und Auguſte Schmolek zu genehmigen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Lieferung von feuerfeſten Caſſen 
für die Steueramtsabtheilungen im II., III., IV. und VII. Bezirke 
und beantragt, die Lieferung der vier Caſſen Nr. 8 um den Preis 
von 830 fl. mit 48 Percent Nachlaſs und einer Caſſa Nr. 1 um 
den Preis von 215 fl. mit 33 Percent Nachlaſs incluſive Transport 
und Aufſtellung der Firma Wertheim & Comp. zu übertragen und 
mit derſelben auch noch die weiteren Vereinbarungen rückſichtlich der 
Verführung und Aufſtellung der alten Caſſen zu treffen. 

| (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Verlaſſenſchaft nach dem Pfarrer 
zu St. Rochus Johann Schwarzkopf, und beantragt: 

1. Die Leichenkoſten-Forderung der Leichenbeſtattungs-Unter⸗ 
nehmung „Concordia“ per 1376 fl. 7 kr. wird unbedingt liquidiert; 

2. den Geſuchen der Emma Mayer (Z. 9516), Maria Wind- 
berger (Z. 9636) und des Joſef Schwarzkopf um Erfolglaſſung 
der Sparcaſſabücher Nr. 231183 per 368 fl. 55 kr., Nr. 341099 
per 368 fl. 18 kr. und Nr. 90726 per 367 fl. 10 kr. wird mangels 
der beſtimmten Willenserklärung des Erblaſſers die Zuſtimmung der- 
malen verweigert; 

3. der Proceſs über die Klage der Marie Windberger contra 
die römiſch⸗katholiſche Pfarrkirche und Genoſſen puncto Anerkennung 
des Eigenthumsrechtes an 9000 fl. Notenrente, eventuell Barzahlung 
von 8347 fl. 50 kr. (Z. 20956) iſt von der Gemeinde Wien noe. 
des Allgemeinen Verſorgungsfondes in der Art zu führen, dafs die 
k. k. n.⸗. Finanzprocuratur als Erſtgeklagte die Proceſsſchriften der 
Gegenſeite empfängt und ihrerſeits die erforderlichen Proceſsſchriften 
ausfertigt und der Gemeinde Wien zur Mitfertigung übermittelt, ſowie 
daſs derſelben im Falle eines ſpeciellen Anſuchens die zur Führung 
des Proceſſes erforderliche Vertretungsvollmacht mit der einzigen Be⸗ 
ſchränkung, daſs die Zuſtimmung zum Abſchluſſe eines Vergleiches 
hierortlich vorbehalten wird, ausgefolgt werde. (Angenommen); 


— derſelbe referiert über das Anſuchen der Lehrerswitwe Anna 
Leitgeb um Quartiergeld und Gnadengabe und beantragt, derſelben 
das ihr geſetzlich gebührende Quartiergeld per 75 fl. aus den eigenen 
Geldern anzuweiſen, dagegen das Geſuch um Bewilligung einer 
Gnadengabe abzuweiſen. (Angenommen); 


— derſelbe referiert über den neuerlichen Bericht wegen Er⸗ 


werbung eines Bauplatzes für eine Schule im IX. Bezirke und beantragt, 
von dem Ankaufe der vom Ortsſchulrathe des IX. Bezirkes befannt- 
gegebenen Bauſtellen für eine Doppel⸗Bürgerſchule abzuſehen und den 
Ortsſchulrath abermals zu erſuchen, andere geeignete Bauplätze namhaft 
zu machen. (An genommen.) 
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St.-N. Dr. Vogler referiert über das Anſuchen des „Vereines 
zur Umgeſtaltung der Calvarienkirche in Hernals“ um Flüſſigmachung 
des ſeitens der beſtandenen Gemeinde Hernals zugeſicherten Beitrages 
per 10.090 fl. zu obigem Zwecke und beantragt, dem Kirchenbau⸗ 
Vereine in Hernals den Betrag von 3333 fl. pro 1892 ſofort, die 
reſtichen 6667 fl. aber zu Beginn des Jahres 1893 flüſſig zu machen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath); 


— derſelbe referiert über das Ansuchen des „Allgemeinen n.⸗ö. 
Volksbildungs⸗Vereines“ um überlaſſung von Localitäten in der Mädchen- 
Fortbildungsf ſchule XVIII., Schulgaſſe 19 und beantragt, dem „Allge- 
meinen n.⸗ö. Voltsbildungs, Vereine“ das Unterrichtszimmer (Prüfungs⸗ 
ſaal) im ſtädtiſchen Schulhauſe zur unentgeltlichen Benützung unter 
den vom Magiſtrate geſtellten Bedingungen zu überlaſſen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des „Allgemeinen n.=ö. 
Volksbildungs⸗Vereines“ um Überlaffung von Schullocalitäten und 
beantragt die Überlaſſung der 3 Schullocalitäten im I. Be⸗ 
zirke, Stubenbaſtei 3, im VIII. Bezirke, Zeltgaſſe 7 und Lerchen— 
gaſſe 19 gegen genaue Einhaltung der mit Stadtraths— Beſchluſs vom 
10. September. 1891, 3. 1517, erlaſſenen Bedingungen auf Widerruf, 
jedoch gegen. übernahme der Beheizung und Beleuchtung zu Laſten der 
Gemeinde. Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Note des Bezirksſchulrathes der Stadt 
Wien, mit welcher bekanntgegeben wird, daſs der Bezirksſchulrath über Auf— 
trag des Landesſchulrathes vom 23. April 1892, Z. 3013, zwei fach⸗ 
männiſche Organe der öffentlichen Preſſe, und zwar „Die freien päda⸗ 
gogiſchen Blätter“ und „Die Volksſchule“ zur Aufnahme der Concurs⸗ 
ausſchreibungen für erledigte Lehrſtellen beſtimmt hat, und beantragt 
die Kenntnisnahme. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Induſtrielehrerinnen 
Louiſe Prokeſch und Eleonore Nikolai um Belaſſung, beziehungs- 
weiſe Erhöhung der ihnen bewilligten Jahresgehalte und Quartiergelder 
als Definitivum und beantragt: 

1. Das Anſuchen der Louiſe Prokeſch um die Beſtätigung, 
dafs Geſuchſtellerin fortan als. Induſtrielehrerin definitiv angeſtellt ver⸗ 
bleibe und um Belaſſung des Jahresgehaltes und Quartiergeldes unter 
Hinweis auf die entgegenſtehende geſetzliche Beſtimmung abzuweiſen, 
dagegen der Geſuchſtellerin zu eröffnen, daſs die Gemeinde Wien in 
fortdauernder Anerkennung der Verdienſte der Genannten, deren Anſpruch 
auf die ſeinerzeitige Penſionierung durch die Gemeinde aus den 
eigenen Geldern auch weiterhin als bleibend anerkenne; der Geſuch⸗ 
ſtellerin wäre weiters für den Fall, als durch 11 5 Bezirksſ ſchul⸗ 
rath eine Reſtringierung der Stundenzahl erfolgen ſollte, in analoger 
Anwendung des 8 11 des Landesgeſetzes vom 27. December 1891, 
L.⸗G.⸗Bl. Nr. 67, eine Ergänzungszulage bis zur Höhe des ihr von, der 
Gemeinde zugefücherten Geſammtbezuges von 690 fl., jedoch mit Rück⸗ 
ſicht auf die durch den Gemeinderath erfolgte Zuſicherung des Gehaltes 
aus den eigenen Geldern anzuweiſen. | 


2. Das Anſuchen der. Eleonore Nikolai um ı Bilaſſung und 
zugleich Erhöhung des Jahresgehaltes und Quartiergeldes unter Hin⸗ 
weis auf die entgegenſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen abz zuweiſen, 
dagegen der Geſuchſtellerin zu eröffnen, daſs die Gemeinde Wien in 
fortdauernder Anerkennung der Verdienſte der Genannten deren Anſpruch 
auf die ſeinerzeitige Penſionierung durch die Gemeinde auch weiterhin 
als bleibend anerkenne. | 

St.⸗R. Dr. Grübl. beantragt, 
träge als giltig anzuerkennen. 


es. ſien die geſchloſſenen Ber⸗ 
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Über den weiteren Antrag des St.⸗R. Dr. Grübl wird be⸗ 
ſchloſſen, in dieſer Angelegenheit das Rechtsgutachten des Stadtanwaltes 
einzuholen. 


Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter referiert in Anweſenheit 


von 21 Mitgliedern des Stadtrathes über das Anſuchen der Ober 
telegraphiſtens⸗Witwe Katharina Kolbig um Penſion und beantragt, 


derſelben die normalmäßige Witwenpenſion von 360 fl. jährlich, und 
zwar vom 1. Juni 1892 zu bewilligen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Beſetzungen im Stadtbauamte und 
beantragt die Vorrückung des Ingenieurs⸗Adjuncten II. Claſſe, 2. Ge⸗ 
haltsſtufe Heinrich Felkel in eine Ingenieur-Adjunctenſtelle II. Claſſe, 
1. Gehaltsſtufe, und die Beförderung des Baupraktikanten Martin 
Paul zum Ingenieurs⸗Adjuncten II. Claſſe, 2. Gehaltsſtufe. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert in Betreff der übernahme der Inſtandhaltung 
der Concurrenzſtrecke der Straße in den Naſswald ſeitens der Gemeinde 
Wien und beantragt die Genehmigung des Koſtenaufwandes per 1200 fl. 
auf Rechnung des Waſſerleitungs⸗Baucontos zur Ausführung der frag⸗ 
lichen Herſtellungen im Regiewege gegen unentgeltliche Überlafjung des 
hiezu erforderlichen Aushubmateriales für dieſe Straßenherſtellung ſeitens 
der gräflich Franz Hoy o s'ſchen Gutsinhabung unpräjudicierlich der 
Frage bezüglich der Vergütung des für die Waſſerleitungs- und zuge⸗ 
hörigen Arbeiten zugeſtandenen Aushubmateriales. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Auszahlung von Entſchädigungs⸗ 
beträgen an mehrere Grundeigenthümer im Naſswald für die Benützung 
von Grundſtücken anlässlich der Inangriffnahme der Waſſerleitungsbau⸗ 
arbeiten im Naſswald und beantragt die ziffermäßige Genehmigung 
der Entſchädigungsbeiträge von zuſammen 5434 fl. 54 kr. und die 
Ermächtigung zu ſofortiger Auszahlung des hier inbegriffenen Betrages 
von 157 fl. 5 kr. an Joſef Kaller, eventuell auch für den Fall 
der Nothwendigkeit der nochmaligen Zahlung dieſes Betrages im 
Erlagswege. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Secretärs der 
beſtandenen Gemeinde Hütteldorf Wenzel Ruſchka um Penſionierung 
und beantragt, denſelben in den bleibenden Ruheſtand zu verſetzen 
und demſelben im Gnadenwege eine Penſion von 80 Pereent ſeines 
derzeitigen Gehaltes per 900 fl., d. i. 720 fl., entſprechend ſeiner 
30jährigen Dienſtzeit zu bewilligen. Angenommen; 20 Anweſende.) 

An den Gemeinderath. 

— Derſelbe referiert in Betreff der Beſetzung der Forſtadjuncten⸗ 
ſtelle auf dem Fondsgute Spitz a. D. und beantragt, von der Beſetzung 
dieſer Stelle abzuſehen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über eine Beſetzung im Kanzleiſtatus und 
beantragt die Verleihung einer erledigten Kanzlei⸗Acceſſiſtenſtelle zweiter 
Gehaltsſtufe mit den ſyſtemmäßigen Bezügen an den Kanzlei⸗ 
praktikanten Ferdinand Schmidl. (Angenommen; 20 Anweſende); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Friedrich Schmidt⸗ 
Denkmal⸗Comités um Aufſtellung des Schmidt⸗Denkmales im Rathhaus⸗ 
parke und beantragt, dieſem Anſuchen nicht zu willfahren. 

St.⸗R. Matzenauer beantragt, dem Anſuchen des Comites 
zuzuſtimmen. 

Über Anregung des Bürgermeiſters wird folgender Beſchluſs 
gefasst: 

Da der Stadtrath den fraglichen Platz nicht für geeignet hält, 
kann dem geſtellten Begehren nicht Folge gegeben werden. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 
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St.-N. Nückauf referiert über das Offertverhandlungs⸗Ergebnis 
puncto Umpflaſterung eines Theiles der Thalgaſſe im XV. Bezirke und 
Herſtellung eines Holzſtöckelpflaſters längs der Schule in der Blüthen⸗ 
und Clementinengaſſe und beantragt: 

1. Die beiden eingebrachten Offerte für die Steinpflaſterungs⸗ 
arbeiten ſeien abzulehnen, und die Steinpflaſterungen in der Thal⸗ 
und Clementinengaſſe bis zum nächſten Frühjahr zu verſchieben und 
ſodann bezüglich derſelben eine neue Offertverhandlung auszuſchreiben; 

2. das Holzſtöckelpflaſter in der Blüthen⸗ und Clementinengaſſe 
im veranſchlagten Koſtenbetrage von 3870 fl. 90 kr. ſei noch heuer 
auszuführen und dem John B. Blythe mit dem offerierten Nach— 
laſſe von 1˙6 Percent zu übertragen und die zur Legung eines Holz⸗ 
ſtöckelpflaſters erforderlichen Erd- und Pflaſtererarbeiten im Betrage von 
circa 600 fl. ſeien den ſtädtiſchen Contrahenten für die currenten 
Pflaſtererarbeiten im XV. Bezirke zur Ausführung zuzuweiſen. 

(Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Leopold und der 
Marie Ranke um Conſens zu Adaptierungen, XV., Fünfhausgaſſe 4, 


und beantragt, es ſei der Magiſtrats-Antrag auf Genehmigung der 


erbetenen Herſtellungen zu beſtätigen. (An genommen.) 
St.-R. Müller referiert über das Offertverhandlungs⸗Ergebnis 
wegen Einwölbung des Sulzbaches in Salmannsdorf, XVIII. Bezirk, 
und beantragt die Genehmigung des Beſtbotes des Maurermeiſters 
Heinrich Sikora mit dem offerierten Nachlaſſe von 8˙5 Percent von 
den Koſtenanſchlagspreiſen per 5089 fl. 75 kr. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Julius Markus 
um Ertheilung des Bauconſenſes zur Erbauung eines vierſtöckigen 
Wohnhauſes auf der Bauſtelle Cat.⸗Parc. Nr. 134/29, Grundb.⸗ 
Einl.⸗Z. 772, XV. Bezirk, Fünfhaus, in der Hütteldorferſtraße, Ecke 
der Berggaſſe, und beantragt, auf eine Abänderung des Gemeinde— 
raths⸗Beſchluſſes vom 26. April 1892, Z. 123, nicht einzugehen. 
| Angenommen); 
— derſelbe referiert über die Niveaubeſtimmung für Einl.⸗Z. 733 
in Ottakring, Ganſterer- und Wagnergaſſe, Wagner- und Wichtelgaſſe, 
Wichtel⸗ und Degengaſſe. Derſelbe beantragt, die vom Bauamte in 
Antrag gebrachten Niveaux zu genehmigen, und zwar: 
53521 m Kreuzung der Ganſterer- und Wagnergaſſe, 
56 720m „ „ Wagner- und Wichtelgaſſe, 
58001 m „ „ Wichtel⸗ und Degaſſe. 
(Angenommen; an den Gemeinderath); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Preßl um 
käufliche Überlaſſung eines Theiles der ſtädtiſchen Parcelle 1730/3 in 
der Lerchenfelderſtraße im XVI. Bezirke und beantragt, das Anſuchen 
wegen zu geringen Anbotes abzulehnen. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über die Baulinienbeſtimmung für die 
Gruppe IV, Einl.⸗Z. 601 bis 620 und 1115 im XIV. Bezirke, 
Rudolfsheim, Goldſchlagſtraße, Huglgaſſe, Felberſtraße und Hollocher— 
gaſſe. Derſelbe beantragt, die mit Erlass des k. k. Miniſteriums des 
Innern vom 15. Februar 1890, 3. 20518, genehmigte Umparcellie- 
rung der Baugruppe IV, Grundb.⸗Einl.⸗Z. 601 bis 620 und 1115, 
Cat.⸗Parc. 1280 bis 1289, 1293 bis 1304 und 666/08, 910 im 
XIV. Bezirke, Rudolfsheim, aufzulaſſen und ſonach für dieſen Bau⸗ 
block die mit den Erläſſen des k. k. Miniſteriums des Innern vom 
14. September 1891, Z. 9143 und vom 13. Juni 1888, Z. 4793, 
genehmigten Baulinien, und zwar in der Goldſchlagſtraße mit einer 
Straßenbreite von 10“ —= 18965 m die Linie ab, in der Huglgaſſe 
bei einer Straßenbreite von 8° — 15'172 m die Linie be, in der 
Felberſtraße bei einer Straßenbreite von 10° = 18'965 m die Linie 0 d 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 81, 14. October 1892. 


r ——— ——— —̃ ————— —— YYY 


2 —ͤU— 2 — x —— —-—⅜ 


und in der Hollochergaſſe bei einer Straßenbreite von 8° — 15'172 m 
die Linie da in Kraft treten zu laſſen. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
St.- N. Schlechter referiert über das Offertverhandlungsergebnis 
wegen Umbau des Canales VI., Eßterhäzygaſſe und Ufergaſſe. Derſelbe 
beantragt die Genehmigung des Beſtbotes des Baumeiſters Julius 
Chailly mit dem offerierten Nachlaſſe von 12 Percent von den 
Koſtenanſchlagspreiſen. (Angenommen.) 
Die Sitzung wird geſchloſſen 


Vericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 7. October 1892. 


Vorſitzende: Bürgermeiſter Dr. Prix. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, v. Neumann, 
v. Götz, Noske, 
v. Goldſchmidt, Rückauf, 
Dr. Grübl, Schlechter, 
Dr. Hackenberg, Schneiderhan, 
Dr. Huber, Dr. Stenzl, 
Kreindl, Vaugoin, 
Dr. Lederer, Dr. Vogler, 
Matzenauer, Witzelsberger, 
Meißl, Wurm. 


Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Appel. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter eröffnet die Sitzung. 
St.-N. v. Götz referiert über einen Verkauf alter Materialien 
und beantragt, das Offert des J. Schreeb auf Ankauf der von 
den Reparaturen im ſtädtiſchen Hauſe, Penzing, Schulgaſſe 5, und im 
Schulgebäude in Ober⸗St. Veit, Maria Thereſienſtraße 15, herrührenden 
alten Materialien und zwar Dippelbaumholz zum Pauſchalbetrage von 
30 fl. und Zinkblec zum Preiſe von 12 fl. per 100 kg zu genehmigen. 
(Angenommen); 
— derselbe referiert über den Verkauf zweier Spritzwägen und 
1 dieſelben dem Ant. Fuhrmann und Ant. Lauber um 
den Betrag von 175 fl. zu verkaufen. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Ant. Puraner, 
Hausbeſorgers im ſtädtiſchen Haufe, XIII. Bezirk, Unter⸗St. Veit, 
Auhofſtraße 25, und geweſenen Nachtwächters, um Erhöhung ſeiner 
Bezüge anläſslich verſchiedener Dienſtleiſtungen und beantragt, dem 
Genannten den früheren Monatslohn von 15 fl. vom 1. Jänner 1892 
an zu bewilligen. (Angenommen); 


— derſelbe referiert über die Herſtellung von Rinnſalen und 


Übergängen in den vormaligen zehn Gemeinden des XIII. Bezirkes 
und beantragt, das bezügliche Project mit dem bedeckten Geſammtkoſten⸗ 
betrage von 11.431 fl. 85 kr. und die Ausführung dieſer Arbeiten 
durch den Contrahenten für currente Pflaſterungen im XIII. Bezirke, 
Franz Böck, mit dem Nachlaſſe von 25°7 Percent zu genehmigen. 
(Angenommen); 
— derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit eines Zinskreuzer⸗ 
rückſtandes aus den Jahren 1888, 1889 und 1890 im Geſammt⸗ 
betrage von 158 fl. 62 kr. bei dem Haufe C.⸗Nr. 17, Breitenſee, 
XIII. Bezirk, und beantragt die Abſchreibung zu genehmigen. 
(Angenommen); 
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— derſelbe referiert über den Antrag des St.⸗R. Matzenauer 
wegen Anſchaffung einer Thurmuhr mit Schlagwerk für die Kirche 
in Hietzing und beantragt, die Anſchaffung einer neuen Uhr mit 
Schlagwerk nach dem Koſtenanſchlage dem Franz Stiehl um den 
Preis von 780 fl. 80 kr. zu genehmigen, die jetzige neuhergeſtellte 
Uhr für eine anderweitige Verwendung zu reſervieren, worüber das 
Stadtbauamt ſogleich zu berichten hat, und die alte Uhr dem Franz 
Stiehl um den Betrag von 75 fl. zu überlaſſen. Angenommen); 

— derſelbe referiert über acht Geſuche aus dem XIV. und 
XV. Bezirke um Verleihung des Bürgerrechtes und beantragt, die 
erbetene Zuſtändigkeit zu verleihen: 

Leikam Jakob, Holz⸗ und Kohlen⸗Verſchleißer; 

Oppolzer Alb., Hutmachergehilfe; 

Endrich Barthol., Caſſabote der Gehilfen⸗Krankencaſſa der 

Huf⸗ und Wagenſchmiede⸗Genoſſenſchaft; 

Pillwatſch Konrad, Mechanikergehilfe; 

Rößl Leopold, Maurer und Hausbeſorger; 

Petz Matth., Fiſchhändler; 

Schleiß Katharina, Gaſtwirtin; 

Schmoiger Martin, Kutſcher und Hausbeſorger. 

ö (Angenommen.) 

HL-R. Schlechter referiert über das Ergebnis der beſchränkten 
Offertverhandlung wegen Lieferung der Schieber- und Ablaſsſchleuſen 
für den Hochquellen-Waſſerleitungserweiterungsbau in der Strecke 
Höllenthal⸗Naſswald und beantragt, das Offert der Firma Märky, 
Bromobsky und Schulz als Beſtbieterin mit der Erſtehungs— 
ſumme von 12.740 fl. zu genehmigen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Nichtbemeſſung des Waſſerbezuges 


für das Haus V., Diehlgaſſe 52, und beantragt, von der Vorſchreibung 


vou Gebüren für den Waſſerbezug des Hauſes Or.⸗Nr. 52 Diehlgaſſe 
im V. Bezirke vom 12. Mai 1888 bis 2. Mai 1889 Umgang zu 
nehmen, den Magiſtrat jedoch aus dieſem Anlaſſe aufzufordern, die 
nöthigen Maßnahmen zu treffen, dafs ähnliche Fälle nicht mehr vor- 
kommen können und daher bei der Dotierung von Häuſern mit Hoch— 
quellenwaſſer für die ſofortige Bemeſſung und Controle des Waſſer⸗ 
bezuges Sorge zu tragen. 

St.⸗R. Matze nauer beantragt, den Bürgermeiſter zu erſuchen, 
gegen den an dieſem Verſäumniſſe Schuldtragenden im Diſciplinar⸗ 
wege vorzugehen, welchen Antrag der Vorſitzende in folgender Yor: 
mulierung zur Abſtimmung bringt: Den Act zu erledigen und dem 
Bürgermeiſter vorzulegen zur Eruierung des Schuldtragenden und zur 
weiteren Amtshandlung. 

Der Referent erklärt ſich hiemit einverſtanden, ebenſo mit 
dem Antrage des St.⸗R. Ritt. v. Neumann, das Wort „Be⸗ 
meſſung“ wegzulaſſen. Angenommen); 

— derſelbe referiert über fünf Geſuche aus dem IV. Bezirke 
um Abſchreibung von Waſſermehrverbrauchsgebüren und beantragt, 
aus Billigkeitsrückſichten dieſe Gebüren in Abſchreibung zu bringen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über einen Waſſergebürenrückſtand nach 
Berta Glücksmann, II., Taborſtraße 69, und beantragt, dieſe 
Gebüren per 10 fl. 58 kr. und 63 kr. Stempel aus dem Titel der 
Uneinbringlichkeit in Abſchreibung zu bringen. 

St.⸗R. Vaugoin beantragt, es ſei der Betrag in Hinkunſt 
für drei Monate im vorhinein zu erlegen und nach Ablauf dieſer Friſt 


der Erlag immer im vorhinein in gleicher Weiſe zu erneuern, widrigens 


die Abſperrung erfolgen würde, 
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über Anregung des Vorſitzenden ſtellt Referent 

den Zuſatz⸗Antrag: Zur Vermeidung von ähnlichen Verluſten wird 

der Magiſtrat beauftragt, Anträge vorzulegen und dabei eventuell auf 
den Erlag von Cautionen Rückſicht zu nehmen. 1 
Der Referenten⸗Antrag wird angenommen. 


— Derſelbe referiert über die Protokolle der Sitzungen des 
Bezirksausſchuſſes der Inneren Stadt vom 20. September 1892 und 
des Bezirksausſchuſſes Leopoldſtadt vom 28. September 1892 und 
beantragt die Kenntnisnahme. Angenommen.) 


St.-N. Kreindl referiert über die Verwendung eines Aushilfs⸗ 
Nachtwächters im Nuſsdorfer Schlachthauſe während der Zeit vom 
10. Februar bis 31. Mai l. J. an Stelle des erkrankten proviſoriſchen 
Nachtwächters Joſef Kohn le und beantragt, zur Ausg. ⸗Rubr. XXX 4a 
einen Zuſchuſscredit von 134 fl. 40 kr. zu bewilligen. 

(Angenommen.) 


St.-R. Wurm referiert über das Anſuchen des Karl Faber 
um Bewilligung zur Aufſetzung eines Stockwerkes auf den Stalltract, 
Erbauung eines neuen Stall- und Wohntractes auf der Realität II., 
Kloſterneuburgerſtraße 95 und beantragt, den Antrag des Magiſtrates 
auf Ertheilung des Bauconſenſes unter der Bedingung, dass ſich der 
Bauwerber im Sinne der Protokoll⸗Erklärung vom 29. September 
1892 mittelſt intabulationsfähigen Reverſes verpflichtet, den von der 
Cat.“ Parc. 3646/5 zur Leipzigerſtraße entfallenden Grund bis zum 
Straßenmittel der Gemeinde unentgeltlich und im richtigen Niveau zu 
übergeben — zu beftätigen. a Angenommen); 

N derſelbe referiert über den Erlass der k. k. n.⸗ö. Statt⸗ 
halterei vom 28. September 1892, 3. 60788, betreffend die Be⸗ 
willigüng zur Herſtellung eines Zubaues im Garten des k. k. Officiers⸗ 
töchter⸗ Eriehungsinſitutes i in 1 Hernals und beantragt die Kenntnis⸗ 
N Angenommen.) 


St. N. Nückauf ae über das Ergebnis der Offertverhand⸗ 
bug wegen Vergebung der Erd⸗ und Baumeiſterarbeiten für den 
Neubau eines Haupt⸗ Unrathscanales aus Beton in der Hütteldorfer- 
ſtraße in Breitenſee im XIII. Bezirke 
Reinlgaſſe im veranſchlagten Koſtenbetrage von 10. 720 fl. 34 kr. 
und 1150 fl. Pauſchale und beantragt, dieſe Arbeiten dem Eduard 


Rzehaczek mit dem a 25˙1percentigen Nachlaſſe zu 


übertragen, j Angenommen); 


ER — derſelbe 1 über das Ergebnis der Offertverhandlung 


wegen. Vergebung der Erd⸗ und Baumeiſterarbeiten für die Herſtellung 


eines Haupt⸗ Unrathscanales aus Beton in der. verlängerten Mohs⸗ 
und Hohlweggaſſe im III. Bezirke im veranſchlagten Koſtenbetrage von 
4556 fl. 43 kr. und 350 fl. Pauſchale und beantragt, dieſe Arbeiten 
dem. Ed. Rzehaczek zu dem angebotenen 25percentigen Nachlaſſe 
zu übertragen. | Angenommen.) 


SR. Dr. Huber. referiert über den Recurs der Wienerberger 
Ziegelfabrifs- und Baugeſellſchaft gegen die Vorſchreibung von Com⸗ 
miſſionskoſten anläſslich der Erhebung bezüglich der Außerachtlaſſung 
von Sicherheitsvorkehrungen bei den Lehmgruben der Ziegelwerke im 
X., Bezirke und beantragt die Abweisung des Recurſes. 

| Angenommen); 


— derſelbe 11 1 über das Anſuchen des Armeninſtitutes des 
III. Bezirkes um Verleihung einer communalen Auszeichnung an den 
Armenrath Otto Schütz e und beantragt, dem Genannten mit Rück⸗ 
ſicht auf deſſen langjährige verdienſtvolle N als Armenrath die 
goldene Salvator⸗Medaille zu verleihen. 


zwiſchen der Kendler⸗ und 


| antragt, die Abſchreibung zu bewilligen. 
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St.⸗R. Boſchan beantragt, da der Genannte bereits 18 Jahre 
als Armenrath thätig iſt, demſelben die große goldene Salvator— 
Medaille zu verleihen. 

Der Referent iſt hiemit einverſtanden. 

(Angenommen; an den Gemeinderath); 

— derſelbe referiert über eine grundbücherliche Löſchung auf 
Einl.⸗Z. 272 in Währing und beantragt, die von Karl Frey⸗ 
Traner nachgeſuchte Einwilligung zur Löſchung der auf obgenannter 
Realität haftenden Servitut vom 18. Auguſt 1846 auf Koſten des 
Geſuchſtellers zu ertheilen. Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der k. k. öſterreichiſchen 
Finanzprocuratur um Planverificierung bezüglich Grundb.-Einl. 1080 
im V. Bezirke, Stollberg- und Siebenbrunnengaſſe, und beantragt die 
Geſuchsgewährung. (Angenommen.) 

St.-R. Voſchan referiert über den Rechnungs⸗Abſchluſs des 
Fondsgutes Ebersdorf a. d. Donau pro 1891 und beantragt, den 
Rechnungs⸗Abſchlufs des Fondsgutes Ebersdorf a. d. Donau pro 
1891, wonach die Summe aller realiſierten Einnahmen 67.275 fl. 
84½ kr. und nach Hinzurechnung des Ende December 1890 ver— 
bliebenen Caſſareſtes per 3256 fl. 22 kr. die Hauptſumme der Ein⸗ 
nahmen 70.532 fl. 6 ½ kr. und die Summe aller realiſierten Aus⸗ 
lagen 66.204 fl. 16 ½ kr. beträgt, die Einnahmen aus dem Wirt⸗ 
ſchaftsbetriebe mit 49.391 fl. 50 kr. und die Ausgaben mit 35.035 fl. 
35 kr. ſich beziffern, ſohin der Reinertrag aus dem Wirtſchaftsbetriebe 
14.356 fl. 15 kr. beträgt, genehmigend zur Kenntnis zu nehmen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath); 

— derſelbe referiert über den vom Lagerhaus-⸗Director vor— 
gelegten Rechnungs-Abſchluſs des Lagerhauſes der Stadt Wien für 
das erſte Halbjahr 1892 und beantragt, dieſen Rechnungs⸗Abſchluſs, 
welcher einen Gebarungsüberſchuſs von 32.214 fl. 37 kr. gleich einer 
8-22percentigen Verzinſung und Tilgung der Anlagekoſten ausweist, 
zur Kenntnis zu nehmen. Angenommen); 

— derſelbe referiert über die vom Magiſtrate beantragte un⸗ 
entgeltliche Überlaſſung der bei der Wiener ſtädtiſchen Feuerwehr vor— 
handenen, zur Ausmuſterung beſtimmten Schiebleiter an die freiwillige 
Feuerwehr in Lieſing und beantragt, die Genehmigung zu ertheilen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Geſuch des Seelſorgers der 
n.⸗ö. Landes⸗Irrenanſtalt zu Ybbs, Joſef Rinner, um Bewilligung 
einer Remuneration für die aushilfsweiſe Beſorgung des Seelſorge— 
dienſtes in der Wiener ſtädtiſchen Verſorgungsanſtalt zu Ybbs in der 
Zeit vom 9. October 1891 bis 3. Auguſt 1892 und beantragt, dem 
Genannten eine Remuneration von 200 fl. zu bewilligen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Offert der Johann Baptiſt 
Hauptmann'ſchen Erben auf Verkauf der Häuſer Nr. 2 und 3 
Albrechtsplatz (Auguſtinerſtraße 6, Mayſedergaſſe 5) an den Wiener 
Bürgerſpitalfonds und beantragt die Ablehnung. 

Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Antrag des St.⸗R. Dr. Vogler 
wegen Berichterſtattung ſeitens des Stadtrathes über die Rückwirkung 
der Valutaregulierung, beziehungsweiſe Kronenwährung auf die Finanz-, 
Steuer⸗ und ökonomiſchen Verhältniſſe der Gemeinde Wien und be 
antragt, ſeinen gedruckten Bericht hierüber zur Kenntnis zu nehmen. 

Angenommen.) 

St.- N. Vaugoin referiert über die Uneinbringlichkeit von 
Beerdigungsgebüren nach 12 Parteien aus dem XVI. Bezirk und be⸗ 
(Angenommen); 


— — 


— derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit von Beerdigungs— 
gebüren nach 117 Parteien aus dem IV. und V. Bezirke und be— 
antragt, die Abſchreibung zu bewilligen. Angenommen.) 


St.-R. Matzenauer referiert über den Antrag des St.⸗R. 
Noske wegen Herſtellung eines geräuſchloſen Pflaſters im I. Bezirke, 
Kühfußgaſſe, und beantragt, das vom Magiſtrate vorgelegte Project 
mit dem Koſteubetrage von 2423 fl. 47 kr. zu genehmigen, die ſo— 
fortige Ausführung des Holzſtöckelpflaſters, wofür der Höchſtbetrag 
von 1306 fl. 98 kr. bewilligt wird, an einen der Unternehmer 
Rütgers und Blythe, welche zu eiuer beſchränkten Offertver— 
handlung einzuladen ſind, nach Maßgabe des Ergebniſſes dieſer Offert— 
verhandlung zu übertragen, ohne dafs die neuerliche Vorlage des 
Ergebniſſes an den Stadtrath zu erfolgen hat. (Angenom men); 

— derſelbe referiert über die Lieferung von Wienfluſsſand für 
den VII., X., XVI., XVII. und XIX. Bezirk und beantragt, die 
bereits erfolgte Gewinnung und Verführung von Wienfluſsſand durch 
den Großfuhrmann Kößlher in der Menge von zuſammen 710 m? 
zum Preiſe von 2 fl. 45 kr. per Kubikmeter für den VII. und 
X. Bezirk und von 2 fl. 75 kr. per Kubikmeter für den XVI., XVII. 
und XIX. Bezirk, ſomit zu dem Geſammtpreiſe von 1864 fl. zu ge- 
nehmigen und zur Deckung der für den VII. Bezirk erwachſenden Aus— 
lage per 330 fl. 75 kr. einen Zuſchuſscredit zur Ausgabs-Rubrik XXII 2 e 
zu bewilligen. Angenommen); 

— derſelbe referiert über die ſeitens des Stiftes Schotten, des 
Beſitzers des Hauſes Nr. 3 Freyung und des k. k. Polizeicommiſſariates 
erhobenen Einwendungen gegen die mit Stadtraths-Beſchlufs vom 
21. Juli 1892, Z. 2486, dem Wilhelm Beetz bewilligte Errichtung 
einer Bedürfnisanſtalt im J. Bezirke, Freyung, und beantragt, den 
obgenannten Stadtraths-Beſchluſs aufrechtzuerhalten und auf die Ein— 
wendungen nicht einzugehen. 

St.⸗R. Schlechter beantragt, der Vorſtellung ſtattzugeben und 
von der Aufſtellung dieſer Bedürfnisanſtalt auf der Freyung Umgang 
zu nehmen. | 

Letzterer Antrag wird abgelehnt und der Referenten-Antrag 
angenommen. 


St.-R. Wurm referiert über die Caſſierung, beziehungsweiſe 


den Verkauf des Reſervoirs der Kaiſer Ferdinands-Waſſerleitung bei 


der Weſtbahnlinie und beantragt, die käufliche Überlaſſung dieſes 
Reſervoirs nebſt dem zum Bahnbau nothwendigen ſtädtiſchen Grund— 
ſtreifen im beiläufigen Ausmaße von 1365 m? an die Verkehrsanlagen— 
Commiſſion um den Kaufpreis von 20.000 fl. unter den vom Bau— 
amte vorgeſchlagenen Bedingungen rückſichtlich der Demolierung, 
Planierung, Übernahme der Materialien, excluſive der Schieber, Rohre 
und Maſchinenbeſtandtheile, beziehungsweiſe der Einfriedung zu ge— 
nehmigen und die ſofortige Ausführung der für Zwecke des ungeſtörten 
Betriebes der Hochquellenleitung nothwendigen Herſtellungen im ver— 
anſchlagten Betrage von 900 fl. zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 


St.-N. Matzenauer referiert über die Vorſtellung der Hotel— 
Actiengeſellſchaft Metropole gegen die Errichtung einer Beetz'ſchen 
Bedürfnisanſtalt auf dem Morzinplatze im I. Bezirke (Stadtraths— 
Beſchluſfs vom 21. Juli 1892, Z. 2486) und beantragt die Ab— 
weiſung nach dem Antrage des Magiſtrates. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Wilhelm Beetz um 
Ertheilung der Baubewilligung für obgenannte Bedürfnisanſtalt am 
Morzinplatze und beantragt, den Antrag des Magiſtrates auf Er— 
theilung der Baubewilligung zu beſtätigen. (Angenommen); 
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— derſelbe referiert über die Eingabe mehrerer Beſitzer von 
Marktſtänden im neuen Tracte der Markthalle des VI. Bezirkes um 
Herabſetzung der Standgebüren und beantragt, dies Begehren abzu— 
weiſen, jedoch in dem neuen Hallentheile einige Fleiſch- und Fleiſch— 
warenverkäufer zuzulaſſen, damit hiedurch die Erwerbsverhältniſſe für 
die Mieter von Victualienſtänden in dieſem Tracte eine Aufbeſſerung 
erfahren. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über drei Geſuche aus dem I. Bezirke um 
Verleihung des Bürgerrechtes und beantragt, dem 

Schliritzauer Karl, Kaffeeſieder, 

Fenzl Joſef, Schneider, 
das Bürgerrecht zu verleihen, das Anſuchen des dritten Bewerbers 
abzuweiſen. (Angenommen.) 


St.-R. Dr. Hackenberg referiert über die Verpachtung von 
Bürgerſpitalgründen an die Wiener Localbahn-Actiengeſellſchaft und 
beantragt: 

1. Die Pachtabtheilungen 11, 12, 13 und 60 IIa der Pacht— 
abtheilung 10 à der Bürgerſpitalgründe an der Marx Meidlinger— 
ſtraße, zuſammen im Ausmaße von 6660 Oe Ackergrund der Aetien— 
geſellſchaft der Wiener Localbahnen auf ſechs Jahre zu verpachten; 

2. als Beſtandzins hat dieſelbe 

a) für den zu Bahnhofzwecken verwendeten Grundtheil 60 kr. 
per Quadratklafter —= 16°66 kr. per Quadratmeter, 
b) für den reſtlichen Theil des Pachtgrundes 15 kr. per Quadrat- 
klafter = 416 kr. per Quadratmeter, 
beide pro Jahr zu entrichten; 

3. bezüglich des für Bahnhofszwecke beſtimmten Grundes erfolgt 
die Verpachtung auf ſechs Jahre ohne Kündigung, bezüglich des reſt— 
lichen Grundes auf ſechs Jahre gegen halbjährige, an jedem Tage 
anzubringende Kündigung. Sollte ein Theil des nicht zu Bahnhof— 
zwecken benützten Grundes für die Stadtbahn benützt werden, ſo gilt 
für dieſen Grundtheil eine einmonatliche, wann immer anzubringende 
Kündigung; 

4. zur Herſtellung des Niveaus und zur Errichtung der nöthigen 
Hochbauten wird die Zuſtimmung ertheilt; 

5. im übrigen gelten die gewöhnlich für die Verpachtung von 
Bürgerſpitalgründen geltenden Beſtimmungen, inſoweit ſie durch die 
vorſtehenden Bedingungen nicht abgeändert ſind; 

6. die Actiengeſellſchaft der Wiener Localbahnen hat ſich zu 
verpflichten, die Entſchädigung der Pächter für den vorzeitigen Rück— 
tritt vom Beſtandverhältniſſe aus Eigenem zu übernehmen; 

7. die Aetiengeſellſchaft der Wiener Localbahnen hat ſich zu 
verpflichten, von einem bezüglich der Bürgerſpitalfonds-Parcellen 629 
und 630 erwirkten Expropriationserkenntniſſe während der erſten fünf 
Jahre des Beſtandes dieſes Vertrages bei einer allfälligen Verlängerung 
auch weiter bis ein Jahr vor Ablauf der Verlängerung keinen Gebrauch 
zu machen; 

8. dieſer Beſtandvertrag iſt ſeparat auszufertigen, beziehentlich eine 
Vertragsurkunde zu errichten und wird nur in der Vorausſetzung ge— 
ſchloſſen, daſs der erwähnten Actiengeſellſchaft die Benützung der 
Straßen ſeitens der Gemeinde geſtattet wird; 

9. Die Acetiengeſellſchaft der Wiener Localbahnen hat die für 
den Vertrag zu entrichtenden Stempel und Gebüren allein zu bezahlen. 

St.⸗R. Dr. Huber beantragt die Vertagung und Drucklegung 
der Anträge. 

Dieſer Antrag wird abgelehnt und der Referenten— 
Antrag augenommen. 
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— Derſelbe referiert über das Project der Actiengeſellſchaft der 
Wiener Localbahnen für die Verlegung des Frachtenbahnhofes in 
Gaudenzdorf zum Matzleinsdorfer Kohlenbahnhofe der Südbahn. 

Das Referat wird für die Stadtraths-Sitzung vom 11. d. M. 
vertagt. 

— Derſelbe referiert über eine Grundabtheilung Einl.-3. 576 
im IV. Bezirke und beantragt, dem Anſuchen des Auguſt Ribak um 
Bewilligung zur Grundabtheilung Einl.-⸗Z. 576, Cat.⸗Parc. 591 
und 592, Or.-Nr. 22, Hechtengaſſe und Nr. 4 Kleine Neugaſſe, 
IV. Bezirk, auf drei Bauſtellen nach dem vorgelegten Trennungsplane 
Folge zu geben. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes v. Götz 
bezüglich einer Eingabe an das k. k. Handelsminiſterium, den Staats- 
eiſenbahnrath und die Generaldirection der öſterreichiſchen Staatsbahnen 
wegen Schaffung eines ſtädtiſchen Localtarifes für Wien mit Einführung 
von Jahreskarten und beantragt, eine Abſchrift der an das k. k. Handels— 
miniſterium gerichteten Eingabe ddto. 27. Jänner 1892, Z. 438248, 
an den Staatseiſenbahnrath zu leiten. 

St.⸗R. Nos ke beantragt, von dieſer Abſchrift abzuſehen und eine 
Eingabe an den Staatseiſenbahnrath zu richten, in welcher im Hinblicke 
auf die in Ausſicht ſtehende Vertheuerung der Localtarife die Wieder— 


einführung der Jahreskarten für Theilſtrecken zu entſprechendem Preiſe 


in Anregung gebracht und näher begründet wird. 


Referent iſt damit einverſtanden und beantragt als Zuſatz die 
ausführliche Motivierung im Sinne der Eingabe an das Handels- 
miniſterium. (An genommen.) 


Sl.-R. Ritt. v. Neumann referiert über den Erlaſs der k. k. 
n.⸗ö. Statthalterei vom 4. October 1892, Z. 62041, betreffend die 
Erhöhung der Einfriedungsmauer des botaniſchen Gartens der k. k. 
Univerſität, III. Bezirk, Prätorius- und Mechelgaſſe, und beantragt, die 
Kenntnisnahme und die Zuſtimmung zu den geplanten Herſtellungen 
ſowie zu der im Augenſcheinsprotokolle vom 7. October 1892 abge— 
gebenen Erklärung der Vertreter der Gemeinde Wien hinſichtlich der 
Trottoirherſtellung zu ertheilen. ( Angenommen.) 


SL-R. Noske referiert bezüglich der Naturalwohnungen in 
dem an die Eheleute Konrath verkauften Hauſe, Dornbach, Haupt— 
ſtraße 135, und beantragt: 

1. Dem Beamten Louis Gottbrecht ſtatt des von ihm bis 
1. November 1892 im Konrath'ſchen Haufe zur Verfügung ſtehenden 
Naturalquartieres die Wohnung im 1. Stocke des Hauſes Nr. 4, 
Gemeindegaſſe, beſtehend aus Küche, Zimmer und zwei Cabinetten als 
Naturalquartier ab 1. November 1892 anzuweiſen. Falls jedoch ſchon 
ein Mietverhältnis zwiſchen Konrath und Gottbrecht vereinbart 
wäre, hätte die Gemeinde den vierteljährigen Zins pro November 1892 
bis Februar 1893 an Konrath zu vergüten, dagegen würde das 
Naturalquartier ab 1. Februar 1893 an Gottbrecht zu über— 
geben ſein. 

2. Den Eheleuten Konrath die Vornahme von Adaptierungs— 
arbeiten im Hauſe, Dornbach, Hauptſtraße 135, noch vor Übergabe 
desſelben unter der Bedingung zu geſtatten, daſs fie vorher den Bau— 
conſens ſich erwirken und aus etwa bei dieſen Arbeiten ſich ergebenden 
und dem Bauzuſtande des Hauſes zugeſchriebenen angeblichen baulichen 
Gebrechen des Gebäudes keinerlei Erſatzanſprüche an die Gemeinde 
ſtellen dürfen. 

3. Für das Feuerwehr⸗Meldelocale, welches ſich derzeit im Kon— 
rath'ſchen Haufe befindet, iſt ab 1. November 1892 eine Mietver- 
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einbarung mit den Konrath'ſchen Eheleuten abzuſchließen und dieſes 
Locale ſohin der Feuerwehr unentgeltlich zu überlaſſen. Wegen Unter— 
bringung des Marktcommiſſariates wolle der Magiſtrat anderweitige 
Verfügungen treffen und erforderlichen Falles der Gasgeſellſchaft das 
Anmeldelocale kündigen. 


4. Dem Amtsdiener Theodor Knob und dem Straßenaufſeher 
Franz Mang ein Quartiergeld von je 120 fl. jährlich vom 1. No- 
vember 1892 bis zur endgiltigen Regelung der Bezüge der Beamten 
und Diener der ehemaligen Vorortegemeinden anzuweiſen. 

(Angenommen.) 


St.-R. R. v. Neumann referiert über die Bewilligung von 
Gleichengeldern beim Schulbaue im XVI. Bezirke, Panikengaſſe 20, 
und beantragt, zu dieſem Behufe den Betrag von 544 fl. 60 kr. zu 
genehmigen. (An genommen.) 


St.-R. N. v. Goldſchmidt referiert über neun Geſuche aus 
dem XIII. Bezirke um Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener 
Gemeindeverband und beantragt, die erbetene Zuſicherung zu ertheilen: 

Laetſch Karoline, Maſchinenfabrikantens-Witwe; 

Koppi v. Telkibanya Karoline Kath., k. u. k. Majorswitwe; 

Licht! Gottl., Milchmeier und Hausbeſitzer; 

Schneider Georg, Schuhmacher; 

Dittrich Franz, Tiſchler; 

Stumpf Hermann, Bäcker; 

Tafelmajer Conſtantin, Huf- und Wagenſchmied und Haus— 

beſitzer; 

Müller Marie, Mehlhändlerin und Hausbeſitzerin; 

Regner Johann, Greißler und Tabaktrafikant. 

| Angenommen.) 


St.-R. Dr. Vogler referiert über das Anſuchen des n.5. 
Volksbildungsvereines um Überlaſſung von Localitäten im XI. Bezirke 
und beantragt, dem genannten Vereine den Turnſaal der Bürgerſchule 
XI., Marktplatz 466, zur Abhaltung von Vorträgen in der Zeit vom 
November bis Ende März an Sonn- und Feiertagen von ½5 bis 
½½7 Uhr abends unentgeltlich, jedoch gegen genaue Einhaltung der Normen 
sub Z. 29126/91, alſo gegen Vergütung der Koſten für Beheizung, 
Beleuchtung und Reinigung zu überlaſſen, das Anſuchen um Zuweiſung 
des Zeichenſaales obiger Schule aber im Sinne der Äußerung des 
Ortsſchulrathes abzuweiſen. Angenommen.) 


St.-A. Noske referiert über das Ergebnis der Offertverhandlung 
wegen Vergebung der Pflaſtererarbeiten für die Umpflaſterung der 
Neugaſſe im XIV. Bezirke vom Marktplatze bis zur Prinz Carlgaſſe, 
dann für die Umpflaſterung der Prinz Carlgaſſe von der Neugaſſe bis 
zur Dreihausgaſſe im veranſchlagten Geſammtkoſtenbetrage von 
3046 fl. 73 kr. und 215 fl. Pauſchale und beantragt, dieſe Arbeiten 
der Beſtbieterin Francisca Piſtl mit dem angebotenen Spercentigen 
Nachlaſſe zu übertragen. ( Angenommen.) 

St.-N. Ritt. v. Goldſchmidt referiert über zwei Geſuche aus 
dem V. Bezirke um Verleihung des Bürgerrechtes und beantragt, dem 

Anker Johann, Tiſchler, 
das Bürgerrecht zu verleihen, das Anſuchen des anderen Bewerbers 
abzulehnen. Angenommen.) 

(Schluſs der Sitzung.) 
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Allgemeine Rachrichten. 


TN . 


Approviſtonierung. 
(Vorſtenviehmarkt vom 11. Oetober 1892.) 


1. Auftrieb: 
Jungſchweine . 
Fettſchweine 


3118 Stück 
. . 5944 „ 


Summa 9062 Stück 


Angekauft wurden: 


für Wien 7506 Stück 
für das Land 1056 „ 
unverkauft blieben . 500 „ 


2. Preisbewegung: 


Jungſchweine von 34 bis 45 kr. 


Fettſchweine 35 40 per Kg. Lebendgewicht. 


Die Kaufluſt war beſonders für Fettſchweine lebhaft, daher 


dieſelben um 2 kr., Jungſchweine hingegen um ½ kr. per Kilo— 
gramm im Preiſe geſtiegen ſind. 


* * 
+ 


(Pferdemarkt vom 11. October 1892.) 


Zum Verkaufe wurden gebracht: 323 Pferde. 
Preis: für Gebrauchspferde 90-300 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde . 30 —65 fl. „ „ 
Der Markt war lebhaft. 


* * 
* 


(Stechviehmarkt vom 13. Oetober 1892.) 
1. Auftrieb: 

Kälber Waidner 1059, Kälber lebend 2068, Lämmer 
Waidner 50, Lämmer lebend 53, Schafe Waidner 632, 
Schafe lebend 6029. 

2. Preisbewegung: 


Kälber Waidner per Kg.. von 40 bis 62 kr. 


Kälber lebend //... . . „ 34 „ 52 „ 
Lämmer Waidner „ Paar von 5 bis 9 fl. 

Lämmer lebend „ m 51 > re ‚ler | 
Schafe Waidner „ Kg. . . . von 26 bis 40 kr. 


Schafe lebend . „ Baar . von 6 bis 19 fl. 

Auf dem Jungviehmarkte wurden gegen die Vorwoche um 
338 Stück Kälber mehr zugeführt. Bei ſchwächerer Nachfrage iſt 
ein Preisrückgang von 1 kr. per Kilogramm eingetreten. 

Auf dem Schafmarkte wurden um 4232 Stück Schafe weniger 
aufgetrieben. Bei flauem Geſchäftsgange haben die Preiſe einen 
Rückgang von 50 kr. per Kilogramm erfahren. 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 13. October 1892 
87 Stück Maſt⸗, 29 Stück Weide⸗ und 333 Stück Beinlvieh 


aufgetrieben. 
* * 
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Offentliche vicherheit. 


Im Monate September 1892 betrug die Zahl der vom 


Wiener Magiſtrate abgeſchobenen Individuen 401 

dem Wiener Magiſtrate zugeſchobenen (zuſtän— 
digen) Individuen e alle ee ee 49 
Durchſchüblinge — Q 234 
Geſammtzahl. 684 


Gewerbeangelegenheiten. 


(Wahlen bei der Genoſſeuſchaft der Plattierer.) Bei der am 
9. October l. J. unter Intervention des Genoſſenſchafts- Com- 
miſſärs Magiſtratsſecretärs W. Kien aſt abgehaltenen Genoſſen— 
ſchafts-Verſammlung der Plattierer wurden Herr Wenzel Wag en— 
knecht zum Vorſteher-Stellvertreter, die Herren Adolf Heller, 
Karl Faber, Joſef Lech er und Ignaz Schmidt zu Ausſchüſſen, 
und die Herren Joſef Benedikt, Franz Kozanda und Georg 
Kratzak zu Erſatzmännern gewählt. 


+ 2 


Gewerbeanmeldungen vom 3. October 1892. 


Alber Wilhelm — Bäcker — XII., Hetzendorf, Hauptſtraße 37. 
Killian Friedrich — Einſpänner — XVIII., Gerſthof, Ecke Feldgaſſe und 
Hauptſtraße. 
Kubie Moriz — Verſchleiß von Galauteriewaren — VII., Neubaug. 66. 
Wimmer Frauz — Gaſtwirt — J., Eßlinggaſſe 8. 
0 nn Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, Kreutz⸗ 
gaſſe 33. 
Hamattä Auna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Siebenſterng. 17. 
Hauer Leopold — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, Stern- 
warteſtraße 16. 
Paar Malvine — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Graben 28. 
Vacek Joſefa — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, Schulg. 14. 
Niedermeier Michael — Glaſergewerbe — XVII., Hernals, Uniong. 17. 
Hoffmann Ludwig — Induſtriemaler — VII., Kaiſerſtraße 35. 
Erculf Johann — Kaſtanienbrater — J., Opernring 8. 
Parthe Maria — Kaſtanienbraterin — VI., Mariahilferſtraße 1 a. 
Tomaſchek Franz — Kleidermacher — XVII., Hernals, Rötzergaſſe 20. 
Haupölz Aloiſia — Kleinfuhrwerk — IX., Althanplatz. 
Labdäs Peter — Marktvictualienhandel — I., Zedlitzhalle. 
Praſch Marie — Marktvictuatienhandel — VII., Markthalle. 
Rockenbauer Francisca — Marktvictualienhandel — II., Karmelitermarkt. 
Vacek Johann — Mecallſchleifer — IX., Grünethorgaſſe 35. 
Drexler Johanna — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVIII., Währing, 


Goldſchmidgaſſe 18. 


Stark Roſa — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — VIII., Laudongaſſe 34 b. 

Thaler Antonia — Pfaidlergewerbe — VI., Kaunitzgaſſe 2. 

Scherbaum Eſther — Privat⸗Lehranſtalt für Maßnehmen, Schnittzeichnen 
und Kleidermachen — J., Wollzeile 33. 

Schuſter Leopold — Verſchleiß von Sauerkraut und Rüben — XVIII., 
Währing, Kirchengaſſe, am Marktplatz. 

Koliſch Adolf — Tapezierergewerbe — III., Schottenfeldgaffe 89. 

Schattinger Alois — Tapezierer — XIII., Ober⸗St. Veit, Rudolfsg. 6. 

Ring Joſef — Victualien-Verſchleiß — VIII., Buchfeldgaſſe 10. 

Karger Marie — Victualienhandel — V., Herthergaſſe 7. 

Kohout Roſalia — Victualienhandel im Umherziehen — V., Grüng. 32. 

Schwingl Karl — Wüſcheputzer — IX., Rögergaſſe 8. 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 4. October 1892. 


Heinl Johann — Bäckerei — XI., Simmering, Hauptſtraße 135. 

Hilf Anna — Brantweinhandel — XVI., Neulerchenfeld, Gürtelſtr. 12. 

Mayer Elias — Brantweinſchankpächter — XII., Unter-Meidling, 
Mandlgaſſe 1. 

Kapeller Barbara — Canditen-Verſchleiß — VII., Kaiſerſtraße 48. 

Rothſtein Siegfried — Cartonagewaren⸗Erzeugung — XVI., Ottakring, 
Ganglbauergaſſe 6. 

Petſchenigg Gregor — Drechsler — IX., Rögergaſſe 5. 

Soyka Dominik — Eiſengießer — X., Inzersdorf, Richardgaſſe 5. 
1 e Ludwig — Etui⸗Erzeugung — XVI., Neulerchenfeld, Herbſt⸗ 
traße 29. 

Kienberger Cäcilie — Feinputzerei — IV., Leibenfroſtgaſſe 8. 

N (Das Weitere folgt.) 

4* 
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Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und 


Ad Prot.⸗Nr. 168867 
Ref.⸗Nr. 2534 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für den 
Neuban eines Hanpt⸗Unrathscanales aus Beton am Handels⸗ 
quai im II. Bezirke, längs der Baugruppen XVI A bis XX A 
und in den Seitengaſſen zwiſchen den Baugruppen XVI und XVII 
und zwiſchen den Baugruppen XVII und XVIII im Koſtenbetrage 
von 17.573 fl. 37 kr. und 2000 fl. Pauſchale, ferner für die 
Herſtellung von Steinzeugrohrleitungen in der Engerthſtraße zwiſchen 
den Baugruppen XVI bis XX im Koſtenbetrage von 4783 fl. 93 kr. 
und 500 fl. Pauſchale, für die Herſtellung von Hauscanälen aus 
Ziegelmauerwerk beim ſtädtiſchen Bade am Handelsquai im Koſten— 
betrage von 1875 fl. 39 kr. und 600 fl. Pauſchale, dann für die 
Herſtellung von zwei Hydranten vor dem ſtädtiſchen Bade im 
Koſtenbetrage von 625 fl. 92 kr. und ſchließlich wegen Vergebung 
der aus dieſem Anlaſſe erforderlichen Thonwarenlieferung im Koſten— 
betrage von 3050 fl. 20 kr., wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs⸗ 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 24. October d. J., prüciie 
um 10 Uhr vormittags, im Burean des Herrn Magiſtratsrathes 
Siegl, im Nathhanfe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, das Profil, die 
Koſtenanſchläge und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 


zu überreichen. | 
Dem Offerte iſt das vorgeschriebene Vadium anzuschließen, 


oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen, 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 10. October 1892. = 


Ad Prot.⸗Nr. 160969 
Ref.-Nr. 1645 ex 1892. VII. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Sicherſtellung der Erd-, Maurer-, Steinmetz-, Zimmer⸗ 
manns⸗, Pflaſterer⸗, Asphaltierer⸗ und Maſchiniſtenarbeiten zur 


O 
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Herſtellung der vom Gemeinderathe mit dem Beſchluſſe vom 
4. September 1892, 3. 5510, bewilligten Herſtellung eines Rohr⸗ 
ſtrauges der Hochquellenleitung in die Colonie Kaiſermühlen, 
II. Bezirk, und Aufſtellung von Auslaufbrunnen daſelbſt im 
Geſammtkoſtenbetrage von 19.457 fl. 8 kr. durch einen General— 
unternehmer wird vom Magiſtrate der k. k. Neichshaupt- und 
Reſidenzſtadt Wien am 25. October d. J., präciſe um 10 Uhr 
vormittags, im Burean des Herrn Magiſtratsrathes Stadler, 
im Rathhauſe (7. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche 
Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß und 
den Koſtenanſchlag im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der 
gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. Jedem mit einer 50 kr.-Stempelmarke zu ver— 
ſehenden Offerte ſind fünf Percent derjenigen Summe, um welche 
die offerierte Arbeit oder Lieferung erſtanden werden will, als 
Vadium anzuſchließen, welches für die Erſteher als Caution zu 
dienen hat. 

Dieſe Arbeiten werden nur an hiezu berechtigte Gewerbs— 
leute vergeben und vom Stadtbauamte ſtrenge überwacht werden. 

Auf verſpätet einlangende oder mit dem vorgeſchriebenen 
Vadium nicht verſehene Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Gemeinderath hat ſich jedoch die Ratification des Ergeb— 
niſſes der Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter 
den ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
im ſelbſtändigen Wirkungskreiſe. 


Wien, am 10. October 1892. 13 


Ad Prot.⸗Nr. 23932 
Ref.⸗Nr. 283 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Arbeiten und Leferungen (mit Aus⸗ 
nahme der Steinlieferung) für die Herſtellung einer Brücke über 
den Halterbach in Hütteldorf im XIII. Bezirke im Zuge der 
Dornbacherſtraße im veranſchlagten Geſammtkoſtenbetrage von 
6529 fl. 62 kr. und 300 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 21. October d. J., 
präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtrats⸗ 
rathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine 
öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
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Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Das Offert iſt, mit einer 50 kr.-Stempelmarke verſehen, 
verſiegelt zu überreichen und iſt demſelben das vorgeſchriebene 
Vadium anzuſchließen, oder aber die Beſtätigung über den bei der 
ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der Offertver— 
handlungs⸗Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 7. October 1892. 2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 176199 
Ref.⸗Nr. 2675 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung 1. der Steiupflaſterungs-Arbeiten für die 
Neupflaſterung der Ehrenfelsgaſſe im XII. Bezirk von der Schön— 
brunnerftraße bis zur Johaunesgaſſe im veranſchlagten Koſten— 
betrage von 3870 fl. 66 kr., eventuell von 3797 fl. 5] kr.; 
2. der Arbeiten und Lieferungen für die Herſtellung eines Holz⸗ 
ſtöckel⸗ oder Asphaltpflaſters in dieſer Gaſſe in der Strecke von 
Or.⸗Nr. 14 bis zur N tymphengaſſe im veranjchlagten Koſtenbetrage 
von 6803 fl. 50 kr., beziehungsweiſe von 7557 fl. 10 kr., wird 
vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
am 17. October d. J., präciſe um 11 Uhr vormittags, im Bureau 
des Herru Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, das Ausmaß, die 
Koſtenanſchläge und die dem Projecte beigeſchloſſenen Vorſchriften im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzu) ſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Natification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 7. October 1892. 2—2 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. 
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Ad Prot. Nr. 178890 
Ref.-Nr. 2720 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſterungsarbeiten für die Pflaſte⸗ 
rung der Hernalſer Hauptſtraße in der Strecke von der Hebra⸗ 
gaſſe bis zur Gürtelſtraße im XVII. Bezirke im veranſchlagten 
Koſtenbetrage von 1871 fl. 24 kr. und 300 fl. Pauſchale, zuſammen 
daher von 2171 fl. 24 kr. wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs- 
haupt- und Reſidenzſtadt Wien am 18. October d. J., präciſe 
um 10 Uhr vormittags, im Burean des Herrn Magiſtratsrathes 
Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchrifkliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert ver— 
ſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 10. October 1892. 2— 2 


Ad Prot.⸗Nr. 179427 
Ref.⸗Nr. 2733 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Banmeiſterarbeiten für den 
Neuban eines Haupt⸗Unrathscauales aus Beton in der Kreindl- 
gaſſe im XIX. Bezirke mit dem Koſtenerforderniſſe von 1227 fl. 
44 kr. und 60 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs- 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 19. October d. I., prätiſe 
um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes 
Siegl, im Rathhanſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 
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Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rücksicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Magiſtrat vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 10. October 1892. 2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 183625 ex 1892. 
Ref.⸗Nr. 2806. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſtererarbeiten für die Nenpflaſte⸗ 
rung der Neugaſſe im XIX. Bezirke von Or.⸗Nr. 33 bis zur 
Kreindlgaſſe im veranſchlagten Koſtenbetrage von 1791 fl. 64 kr. 
und 50 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt— 
und Reſidenzſtadt Wien am 17. October d. I, präciſe um 10 Uhr 
vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im 
Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offert— 
verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſenen Vorſchriften 
im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amts⸗ 
ſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 


Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinftimmung | 


zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 6. October 1892. 3—3 
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Prot.⸗Nr. 143381 
ex 1892. IV. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 
„ Wegen Sicherſtellung des Papierbedarfes für die ſtädtiſchen 
Amter und Auſtalten in der Zeit vom 1. Jänner 1893 bis in- 
eluſive 31. December 1895, wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs⸗ 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am Donnerstag den 3. November 
d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn 
Magiſtratsrathes Philipp, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Ausweiſe über den bei— 
läufigen Jahresbedarf, die Vorſchrift für die Übertragung und Be— 
ſorgung dieſer Lieferung, ſowie Muſter der bisher in Verwendung 
geſtandenen Papierſorten in der ſtädtiſchen Hauptcaſſa einſehen, 
ſowie Exemplare dieſer Vorſchrift daſelbſt zum Preiſe von 10 kr. 
per Stück beziehen. | 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar durch Einſetzung 
der geforderten Preiſe in die am Schluſſe beigeſetzte Erklärung ent⸗ 
ſprechend zu ergänzen, dasſelbe zu unterfertigen und dem mit einer 
50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte das vorgeſchriebene 
Vadium anzuſchließen, oder aber die Beſtätigung über den bei der 
ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der Offertverhand— 
lungs⸗Commiſſion zu übergeben. | 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. | 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 12. October 1892. 1—3 


M. -g. 174898 
XVI. 


Kundmachung, 


betreffend die Meldung der zum Erſcheinen bei der 
Hauptſtellung im Jahre 1893 berufenen Stellungs⸗ 
pflichtigen aus den beiden Staatsgebieten der öſterr. 
ung. Monarchie, ſowie die Einbringung der Auſuchen 


um Abſtellung im Aufenthaltsbezirke oder um eine 


der Begünſtigungen in der Erfüllung der Dieuſtpflicht. 


Nach § 35 des Wehrgeſetzes vom 11. April 1889 hat ſich 
jeder Stellungspflichtige der zur nächſten Stellung berufenen Alters⸗ 
claſſen im Monate November des vorangehenden Jahres bei dem 
Gemeindevorſtande feines Heimats- oder ſtändigen Aufenthaltsortes 
zur Verzeichnung ſchriftlich oder mündlich zu melden. 

Wer dieſe Meldung, ohne hievon durch ein für ihn unüber⸗ 
windliches Hindernis abgehalten worden zu ſein, unterlässt, verfällt 
einer Geldſtrafe von 5 bis zu 100 Gulden. 

Demgemäß werden die in den Jahren 1872, 1871 und 1870 
geborenen, in den Bezirken J bis incluſive XIX wohnenden, ein⸗ 
heimiſchen und fremden Stellungspflichtigen aufgefordert, ſich vom 
1. bis 30. November l. J. an den Wochentagen während der 


gewöhnlichen Amtsſtunden von 8 Uhr früh bis 2 Uhr nachmittags 
bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte ihres ſtändigen Wohnortes zu 
melden und ihre Tauf- oder Geburtsſcheine, Heimatsſcheine, Päſſe 
oder Legitimationskarten, Arbeitsbücher ꝛc. nebſt dem polizeilichen 
Meldzettel mitzubringen. 

Es haben ſich ſonach zu melden die Stellungspflichtigen, 
welche wohnen im Bezirke: 


a, 18 < 

ee im Conſcriptionsamte des Magiſtrates, . Bezirk, 

Alſergrund, Rathhausſtraße Nr. 12, ebener Erde, links: 

Leopoldſtadt, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, II. Bezirk, 
Kleine Sperlgaſſe Nr. 10; 

Landſtraße, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, III. Bezirk, 
Gemeindeplatz Nr. 3; 

Wieden, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, V. Bezirk, 

Margarethen, Schäfergaſſe Nr. 3; 

Mariahilf, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, VII. Bezirk, 

Neuban, Neubaugaſſe Nr. 25; 

Favoriten, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, X. Bezirk, 
Simmeringerſtraße Nr. 130; 

Simmering, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XI. Bezirk, 

| Simmering, Hauptſtraße Nr. 82; 

Meidling, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XII. Bezirk, 
Unter⸗Meidling, Hauptſtraße Nr. 4; 

Hietzing, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XIII. Bezirk, 
Hietzing, Neugaſſe Nr. 12; 

Rudolfsheim, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XV. Bezirk, 

Fünfhaus, Fünfhaus, Friedrichsplatz Nr. 1 und 3; 

Ottakring, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XVI. Bezirk, 
Ottakring, Abelegaſſe Nr. 25; 

Hernals, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XVII. Bezirk, 
Hernals, Elterleinplatz Nr. 2; 

Währing, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XVIII. Bezirk, 
Währing, Martiusſtraße Nr. 100; 

Döbling, bei dem magiſtratiſchen Bezirksamte, XIX. Bezirk, 


Ober⸗Döbling, Hauptſtraße Nr. 58. 

Für Stellungspflichtige, welche hierorts ihren ſtändigen Auf 
enthalt haben, jedoch im Monate November zeitlich abweſend 
und hiedurch oder durch Krankheit verhindert ſind, ſich mündlich 
„oder ſchriftlich zu melden, kann die Meldung durch deren Eltern, 
Vormünder oder ſonſt Bevollmächtigte geſchehen. 

Die ſich hierorts meldenden fremden Stellungspflichtigen ſind 
zwar zur Erfüllung der Stellungspflicht in ihrem zuſtändigen 
Stellungsbezirke verpflichtet, jedoch kann nach §S 27 der Wehrvor— 
ſchriften, I. Theil, 

a) den in einem anderen Bezirke Anſäſſigen oder im öffentlichen 
Dienſte Angeſtellten, 

p) den zum Zwecke von Arbeit oder Erwerb dauernd abweſenden 
oder außerhalb des zuſtändigen Stellungsbezirkes in einer 
bleibenden Dienſtſtellung befindlichen Stellungspflichtigen, 
welche glaubwürdig nachweiſen, dafs fie die Koſten der Reiſe 


in den Heimatsbezirk infolge der großen Eutfernung aus 


eigenen Mitteln nicht beſtreiten können, 
c) den ordentlich und öffentlich Studierenden 
die Bewilligung zur Abſtellung im Aufenthaltsbezirke (Wien) von 
der politiſchen Bezirksbehörde ihrer Heimatsgemeinde ertheilt 
werden. 
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Die ſich hier aufhaltenden fremden Stellungspflichtigen, welche 
das Anſuchen um Vorführung vor die Stellungs⸗Commiſſion in 
Wien anbringen wollen, haben dieſes bei der vorerwähnten 
Aumeldung ausdrücklich anzugeben. 

Geſuche um Bewilligung zur Abſtellung im Aufenthaltsbezirke, 
welche nach Ablauf der Aumeldungsfriſt (d. i. nach dem 30. No: 
vember) eingebracht werden, ſind nach § 27 der Wehrvorſchriften, 
J. Theil, abzuweiſen; nur wenn nachgewieſen wird, daſßs die das 
Anſuchen begründenden Verhältniſſe erſt nach dieſem Zeitpunkte 
eingetreten ſind, kann die Bewilligung nachträglich ertheilt werden. 

Jene Stellungspflichtigen, welche als Candidaten des geiſt— 
lichen Standes, als Lehrer, Unterlehrer und Lehramtszöglinge, als 
Beſitzer ererbter Landwirtſchaften oder als Familienerhalter Anſpruch 
auf eine der in den SS 31, 32, 33 und 34 des Wehrgeſetzes 
bezeichneten Begünftigungen in der Erfüllung der Dienſtpflicht 
erheben, haben ihre gehörig documentierten Geſuche in den Monaten 
Jänner und Februar 1893 bei der politiſchen Bezirksbehörde der 
Heimatsgemeinde, ſpäteſtens aber am Tage der Hauptſtellung bei 
der Stellungs-Commiſſion des Heimatsbezirkes einzubringen. 

Nur jene fremden Stellungspflichtigen, welche um die hier— 
ortige Abſtellung anſuchen, können etwaige Anſprüche auf eine der 
in den vorangeführten Paragraphen bezeichneten Begünſtigungen 
gleichzeitig bei der Meldung im Monate November 1892 geltend 
machen und nachweiſen. 

Wehrpflichtige, welche die Zuerkennung der Begünſtigung des 
einjährigen Präſenzdieuſtes bei der Stellung im Jahre 1893 
anſtreben, haben ihr vollkommen documentiertes Geſuch entweder 
bis Ende Februar 1893 bei der Bezirksbehörde der Heimats— 
gemeinde oder gelegentlich ihrer Vorführung zur Hauptſtellung im 


zuſtändigen Bezirke, und zwar noch vor ihrer ärztlichen Unter— 


ſuchung, bei der Stellungs-Commiſſion einzubringen. 
Stellungspflichtige, welche als „offenkundig untauglich“ vom 
perſönlichen Erſcheinen vor der Stellungs-Commiſſion enthoben 


werden wollen, haben ihre mündlichen oder ſchriftlichen Anſuchen 


während der Aumeldungsfriſt (November 1892) bei dem magiſtra— 
tiſchen Bezirksamte ihres ſtändigen Wohnortes einzubringen. 

Dieſe Anſuchen ſind nicht ſtempelpflichtig. Ebenſo kommt den 
Anſuchen um eine Begüuſtigung in der Erfüllung der Dienftpflicht 
oder um Zuerkennung der Begünſtigung des einjährigen Präſenz— 
dienſtes die Stempelfreiheit zu, während die Geſuche um Abſtellung 
im Aufenthaltsbezirke der Stempelpflicht unterliegen. 

Die Nichtbeachtung der Anmeldepflicht, ſowie überhaupt der 
aus dem Wehrgeſetze eutſpringenden Pflichten kaun durch Unkenntnis 
dieſer Kundmachung oder der aus dem Wehrgeſetze hervorgehenden 
Obliegenheiten nicht eutſchuldigt werden. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
im übertragenen Wirkungskreiſe. 
Wien, am 1. October 1892. 3 
3. 173527 
Xl. 


Kundmachung. 


(Armenſtiftung für Gewerbsleute.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekannt gemacht, daſs im Monate Jänner 1893 
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die halbjährigen Intereſſen der Baron Moriz Wodianer'ſchen 
Stiftung im Betrage von 924 fl. zur Vertheilung gelangen werden. 

Anſpruch auf eine Unterſtützung aus dieſer Stiftung haben 
ohne ihr Verſchulden verarmte Gewerbs- und Handelsleute ohne 
Rückſicht auf die Confeſſion und Heimatsberechtigung; dieſelben 
müſſen jedoch in Wien wohnhaft ſein. Diejenigen, welche für eine 
Familie zu ſorgen haben oder nicht kinderloſe Witwen, die ein 
Gewerbe betreiben, haben unter gleichen Verhältniſſen den Vorzug. 

Bewerber um obige Stiftung haben ihren Geſuchen den Tauf-, 
reſpective. Geburtsſchein, den Trauungsſchein und die Tauf-, reſpec⸗ 
tive Geburtszettel der Kinder, ferner den Gewerbeſchein oder das 
Conceſſionsdecret, den Erwerbſteuerſchein und ein legales Mittel— 
loſigkeitszeugnis, Witwen aber noch außerdem den Todtenſchein des 
Gatten beizulegen. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche ſind längſtens bis 
31. October 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magi— 
ſtrates zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückſicht genommen werden. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 24. September 1892. 3—3 


Zur Statth.⸗Z. 48611. 


Kundmachung. 


(Invalidenſtiftung.) 


Aus der n.⸗ö. Patriotenſtiftung für Invaliden aus dem 
Jahre 1859 und dürftige Witwen und Waiſen vor dem Feinde 
gebliebener Krieger iſt ein Stiftungsplatz jährlicher 100 fl. zu 
vergeben. 

Zur Betheiligung mit dieſer Stiftung ſind berufen: 

a) K. und k. öſterreichiſche Militär⸗Real⸗Invaliden vom 
Feldwebel, Wachtmeiſter und von den damit ägquiparierenden 
Chargen abwärts, welche in dem Feldzuge des Jahres 1859 
invalid geworden und welche nach Niederöſterreich zuſtändig ſind, 
wobei es keinen Unterſchied macht, ob dieſelben in einem Freiwilligen— 
Bataillon oder im regulären Militär gedient haben; 

b) dürftige Witwen und Waiſen ſolcher nach Niederöſterreich 
zuſtändigen Soldaten oder Freiwilliger, welche im Jahre 1859 
vor dem Feinde geblieben ſind. 

Für den Fall als kein ſtiftbriefmäßig geeigneter Bewerber 
der vorgenannten Kategorien einſchreiten würde, kann der Stiftungs— 
genuſs auch an ſolche Individuen verliehen werden, welche in 
einem Feldzuge nach dem Jahre 1859 entweder in die zu jener 
Zeit mit Allerhöchſter Genehmigung ſeiner Majeſtät des Kaiſers 
errichteten Freiwilligen-Corps oder in die k. und k. Armee als 
Freiwillige eingetreten ſind, endlich auch an andere öſterreichiſche 
Militär⸗Real⸗Invaliden, ſoferne dieſelben nach Niederöſterreich 
zuftändig find, bezüglich welcher der Umſtand, dass ein ſolcher 
Invalide im Jahre 1859 dem ſtreitbaren Stande der Armee 
angehörte, beſonders berückſichtigungswürdig macht. 
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Geſuche um dieſen Stiftungsplatz ſind mit den Nachweiſen 
über die vorerwähnten Umſtände, ferner mit dem die Zuſtändigkeit 
nach Niederöſterreich nachweiſenden Heimatſcheine und einem 
Zeugnis des Gemeindevorſtehers der Aufenthaltsgemeinde, dass der 
Geſuchſteller kein ſicheres jährliches Einkommen von mehr als 
200 fl. ö. W. bezieht, zu belegen und bis 30. October 1892 bei 
der k. k. u.⸗ö. Statthalterei zu überreichen. 

Von der k. k. u.⸗ö. Statthalterei. 


Wien, am 14. September 1892. De 
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